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Vorwort

Aktuelle Diskussionen in Praxis, Wis-
senschaft und Politik sind in der Behin-
dertenhilfe derzeit geprägt von einigen
Schlüsselbegriffen; dazu gehören insbe-
sondere:

̇ Partizipation

̇ Teilhabe

̇ Ambulant unterstütztes Wohnen

̇ Assistenz

̇ Multiprofessionelle Hilfen.

Diese Schlagworte stehen für eine
Umorientierung in der Behindertenhilfe -
allerdings in einer Zeit, in der wegen be-
drohlich „leerer Kassen“ die weitere Fi-
nanzierbarkeit von sozialen Diensten in
Frage gestellt wird.

Gleichzeitig denken wir nach wie vor,
dass diese Schlagworte für Menschen mit
schwerer geistiger Behinderung, mit
mehrfacher Behinderung oder mit her-
ausfordernden Verhaltensweisen und psy-
chischen Erkrankungen viele Fragen auf-
werfen und noch mit Inhalt zu füllen sind.

Wir laden Sie zu diesem Workshop ein,
um mit uns diese Schlüsselbegriffe für
behinderte Menschen mit hohem Hilfebe-
darf zu konkretisieren, Handlungsstrategi-
en für die Praxis, für Träger und Kosten-
träger zu entwickeln und damit auch
Standpunkte der DHG zu klären.

Entwickeln Sie mit uns gemeinsame
Strategien für die Zukunft.

DEUTSCHE HEILPÄDAGOGISCHE GESELLSCHAFT
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Strategien zur Selbstbestimmung und Teilhabe

Begrüßung und Einführung

CHRISTIAN BRADL

DEUTSCHE HEILPÄDAGOGISCHE GESELLSCHAFT

Ich begrüße Sie alle recht herzlich zur diesjäh-
rigen Jahrestagung der DEUTSCHEN HEIL-

PÄDAGOGISCHEN GESELLSCHAFT in Bonn, der
wir den Charakter eines Workshops gegeben
haben:

̇ mit viel Raum und Zeit für die Arbeit in den
fünf Workshops

̇ um Ihnen allen dort eine aktive Beteiligung
zu ermöglichen

̇ mit dem Ziel, gemeinsam geeignete Stra-
tegien in sozial unsicherer Zeit zu entwik-
keln

̇ um damit auch unsere DHG-Positionen zu
entwickeln und zu schärfen.

Es ist erst vier Jahre her, als wir uns im Rah-
men einer größeren Fachtagung - hier an glei-
chem Tagungsort in Bonn - dem Thema „Indi-
viduelle Hilfeplanung“ gestellt haben. Es ist
einer unserer Arbeitsschwerpunkte in der
DEUTSCHEN HEILPÄDAGOGISCHEN GESELL-

SCHAFT geblieben, entsprechende Konzepte zu
entwickeln und zu diskutieren.

Bei den Fachtagungen der folgenden Jahre
standen weitere Themen im Mittelpunkt: Hilfe
nach Maß, Persönliche Assistenz, Persönli-
ches Budget (Mainz 2000), neue sozialpoliti-
sche Weichenstellungen (Berlin 2001) und
Leben ohne Institution (Halle 2002).

Immer ging es dabei auch um die Rolle der
Einrichtungen, um Auswirkungen der Gesetz-
gebung, um praktische Handlungsansätze im
Alltag und die Frage nach behinderten Men-
schen mit hohem Hilfebedarf.

Mit dieser Tagung wollen wir die Diskussion
der vergangenen Jahre auf fünf Themen zu-
spitzen, die gewissermaßen als Arbeitsberei-

che in der DEUTSCHEN HEILPÄDAGOGISCHEN

GESELLSCHAFT gesehen werden können:

̇ Partizipation

̇ Teilhabe

̇ Ambulant unterstütztes Wohnen

̇ Assistenz

̇ Multiprofessionelle Hilfen.

Für diese Themen wird es später jeweils ein
einführendes Statement zu den einzelnen
Workshops geben.

Unsere Beschäftigung mit diesen Themen
steht auch im Zusammenhang mit Entwicklun-
gen in der Gesetzgebung, insbesondere mit
dem Inkrafttreten des neuen Sozialgesetzbu-
ches IX (SGB IX) zum 1. Juli 2001, in dem die
einschlägigen Gesetze und Rechtsvorschriften
zur Rehabilitation und Eingliederung behin-
derter Menschen zusammengefasst und wei-
terentwickelt wurden. Zweifellos erfährt die
Behindertenhilfe mit dem SGB IX eine Neuori-
entierung: Im Mittelpunkt steht nicht mehr Für-
sorge und Verwahrung, sondern Selbstbe-
stimmung und Teilhabe behinderter Menschen
am Leben in der Gesellschaft. All dies bleibt
zwar in weiten Teilen noch recht unverbindlich,
aber es doch der Weg in Richtung personori-
entierter Hilfen beschritten.

Jetzt zwei Jahre später sind wir mit einer gan-
zen Flut sog. Reformvorhaben konfrontiert,
deren Auswirkungen auf die Behindertenhilfe
noch gar nicht abzusehen sind. Von politischer
Seite wird dabei von unvermeidbaren notwen-
digen strukturellen Veränderungen und An-
passungen gesprochen, um das Sozialsystem
vor dem finanziellen Kollaps zu bewahren und
wieder handlungsfähig für Zukunftsaufgaben
zu machen. Von Seiten der Behindertenhilfe
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wird vielfach von reiner Reformorgie oder
schon vom sozialen Kahlschlag gesprochen,
womit grundlegende sozialstaatliche Stan-
dards für behinderte Menschen wegzubrechen
drohen.

1
 Erkennbar wird, dass das Sozialsy-

stem und Sozialrecht grundlegend umgebaut
werden soll.

Ich möchte an dieser Stelle auf folgende ge-
setzliche Entwicklungen hinweisen:

̇ Gesundheitsreform: Hier stehen nicht nur
Leistungseinschränkungen bevor, vielmehr
sind behinderte Menschen, im besonderen
Heimbewohner von Praxisgebühr, Zuzah-
lungen, Selbstzahlung nicht verschrei-
bungspflichtiger Medikamente usw. sogar
in besonderer Weise betroffen; so muss
Taschengeld, was eigentlich zur Bestrei-
tung persönlicher Bedürfnisse benötigt wird
und sozialhilferechtlich auch vorgesehen
ist, nunmehr für die medizinische Versor-
gung aufgewendet werden muss. Nicht
auszudenken ist dabei auch der unverhält-
nismäßige Verwaltungsaufwand gerade in
Einrichtungen, dies umzusetzen.

̇ Betreuungsrecht:  Die Verstärkung der
persönlichen Betreuung war ursprünglich
ein wichtiges Anliegen für die Einführung
eines neuen Betreuungsrechts im Jahre
1992 gewesen. Dies ist bereits mehr und
mehr zurückgenommen worden in Rich-
tung einer Betreuung in rechtlichen und
Verwaltungsangelegenheiten. Ein erneuter
Einschnitt droht, wenn ein Vorschlag für
Vergütungspauschalen umgesetzt wird –
mit der zur Folge, dass im Schnitt 20%
weniger Zeit für Betreuungsaufgaben
bleibt. Dabei erfahren behinderte  Men-
schen, die länger oder ständig in Heimen
leben besondere Diskriminierung: Für Be-
treuungen wird dann – ab dem zweiten
Jahr - nur noch eine Vergütungspauschale
von 2 Stunden pro Monat gewährt.2

̇ Beschäftigung behinderter Menschen:
Verbunden mit Hartz-III und –IV ist der
Umbau der Bundesanstalt für Arbeit zum

                                                     
1 Vgl. dazu den Aufruf der BUNDESVEREINIGUNG

LEBENSHILFE: Reform der Sozialen Sicherungssy-
steme – Erste Frostschäden in der Behinderten-
hilfe, Marburg, Dezember 2003 (Abdruck im An-
hang dieses Tagungsberichts)

2 vgl. im einzelnen: Ulrich Hellmann: Dem Betreu-
ungsrecht droht ein Rückschritt, in: Rechtsdienst
der Lebenshilfe 4/03, S. 158-160

„Jobcenter“ und damit eine Konzentrierung
von Leistungen auf „Erwerbsfähige“ mit
Ausschluss von Leistungen für „Erwerbs-
unfähige“. Geplant ist in diesem Zusam-
menhang auch eine Änderung des SGB IX
sowie eine Änderung zahlreicher Einzelge-
setze und Verordnungen wie z.B. Aus-
gleichsabgabenVO, WerkstättenV0. Hier
sind für behinderte Menschen ein Reihe
einschneidender Konsequenzen zu er-
warten, so für die Finanzierung von Werk-
stätten (und Wohnstätten) aus Mitteln der
Ausgleichsabgabe und den Zugang in die
Werkstätten, der deutlich erschwert, für
schwerstbehinderte Menschen möglicher-
weise unmöglich wird, vor allem in Bun-
desländern wie Nordrhein-Westfalen, wo
es keine gesonderten Tagesstätten gibt,
sondern bislang auch schwerstbehinderte
Menschen in Förderbereichen unter Dach
einer WfbM beschäftigt werden3.

Wenn wir uns in der DEUTSCHEN HEIL-

PÄDAGOGISCHEN GESELLSCHAFT besonders
um behinderte Menschen mit hohem Hilfe-
bedarf kümmern, müssen wir vehement
gerade auf diese Entwicklung hinweisen,
zumal parallel auch von Sozialhilfeträgern
das Recht schwerer behinderter Menschen
auf ein „zweites Milieu“ zunehmend be-
stritten wird.4

Bedenkt man zudem, dass auch die Stan-
dards in den Wohneinrichtungen selbst zu-
nehmend zurückgefahren werden, so
kommt man nicht umhin, von zunehmender
Diskriminierung behinderter Menschen mit
hohem Hilfebedarf zu sprechen.

̇ Einbau der Sozialhilfe ins SGB XII: Fast
schon stillschweigend wurde mit dem Ent-
wurf für ein SGB XII (bislang BSHG) die
Neustrukturierung des Sozialhilferechts
betrieben, in dem neben den Leistungs-
entgelten für Einrichtungen (wie bisher)

                                                     
3 vgl. Wendt: Folgen der „Hartz-Refom“ (Drittes und

Viertel Gesetz für moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt)  für Werkstattbeschäftigte, in: Behin-
dertenrecht 7/03, 215 ff, auch unter:
www.lebenshilfe.de; vgl. auch: Streit um den Zu-
gang zum Eingangsverfahren der Werkstatt in
NRW, in: Rechtsdienst der Lebenshilfe 4/03, S.
175-176

4 vgl. die Situation in Brandenburg und DHG-
Stellungnahmen dazu in: DHG-Rundbrief vom De-
zember 2003, S. 7 ff.



̈ EINFÜHRUNG  _________________________________________________________________

____________________________________ ____________________________________11

nunmehr auch Persönliche Budgets an be-
hinderte Menschen selbst vorgesehen
sind, aber auch zahlreiche Leistungskür-
zungen wie das Entfallen des zusätzlichen
Barbetrags, die stärkere Heranziehung von
Einkünften aus der WfbM zu den Heimko-
sten. Insbesondere aber stößt der aus-
drückliche Finanzierungsvorbehalt auf
größte Bedenken, wird damit doch das Be-
darfsdeckungsprinzip weiter ausgehöhlt.5

Erkennbar wird außerdem, dass Kostenträger
teilweise kräftig auf den Abbau institutioneller
Strukturen in Richtung ambulant betreuter
Wohnformen hinwirken. Dies ist aktuell bei-
spielsweise in Nordrhein-Westfalen erkennbar,
wo zum 1.7.2003 alle ambulanten Leistungen
der Eingliederungshilfe auf die beiden Land-
schaftsverbände übergegangen sind, verbun-
den mit der Einführung eines Hilfeplanverfah-
ren (Rheinland). Welche Auswirkungen dies
haben wird, ob zum einen nur behinderte
Menschen mit geringem, stundenweisen Be-
treuungsbedarf hierbei einbezogen werden,
und zum anderen für  schwerer behinderte
Menschen, die wohl eher in den Einrichtungen
verbleiben, ist noch nicht absehbar. Doch er-
scheint die Sorge berechtigt, ob notwendige
intensivere Hilfen noch als finanzierbar gese-
hen werden.

So will ich hier eine provokative Frage stellen:

Neuorientierung in der Behindertenhilfe - mehr
Selbstbestimmung und Teilhabe, mehr ambu-
lant vor stationär -  erkaufen wir uns dies etwa
mit einer Absenkung von fachlichen und per-
sonellen Standards - nach dem Motto „wenn
es allen (oder den meisten) schlechter geht,
dann auch den behinderten Menschen“? Und
erkaufen wir uns eine Neuorientierung mit
einer Rückkehr von schwer- und mehrfachbe-
hinderten Menschen in Pflegeeinrichtungen –
und ein Zurück von behinderten Menschen mit
herausforderndem Verhalten in restriktivere
Unterbringungsformen ?

Unter all diesen Bedingungen werden wir in
diesem Workshop Strategien zur Selbstbe-
stimmung und Teilhabe von behinderten Men-
schen mit hohem Hilfebedarf in den genannten
fünf Themenkomplexen diskutieren. Und dies

                                                     
5 vgl. dazu Fußnote 1

scheint uns jetzt notwendiger denn je, um in all
diesen reichlich unübersichtlichen Entwicklun-
gen den eigenen Standort und mögliche
Handlungsspielräume zu bestimmen.

Zur inhaltlichen Einführung haben wir Frau
Prof. Jutta Hagen eingeladen. Wir sind auf sie
gestoßen auf der Suche nach einer Konkreti-
sierung und nach geeigneten Methoden für
eine Umsetzung von Selbstbestimmung, von
Teilhabe, von Assistenz und von Vereinbarun-
gen mit schwerer behinderten Menschen. Sie
hat dies detailliert in einer ihrer Publikationen
beschrieben. 

6

̈ DR. CHRISTIAN BRADL

DEUTSCHE HEILPÄDAGOGISCHE GESELLSCHAFT

HEILPÄDAGOGISCHES HEIM DÜREN

MECKERSTR. 15, 52353 DÜREN

MAIL@DHG-KONTAKT.DE

                                                     
6 JUTTA HAGEN: Ansprüche an und von Menschen

mit einer geistigen oder mehrfachen Behinderung
in Tagesstätten. Marburg: Lebenshilfe-Verlag 2001

mailto:Mail@dhg-kontakt.de


̈ EINFÜHRUNG  _________________________________________________________________

____________________________________ ____________________________________12

Verstehenszugänge im Kontakt mit Menschen

mit schweren und mehrfachen Behinderungen1

JUTTA HAGEN

                                                     
1 Dieser Aufsatz ist eine geringfügig erweiterte Fassung des Vortrages zum DHG-Workshop im Dezember 2003

Mein Forschungshintergrund

Ich habe eine empirische Untersuchung bei
LEBEN MIT BEHINDERUNG HAMBURG
durchgeführt. Dort wurde in jüngster Vergan-
genheit eine Neuorientierung bezüglich des
Hilfeangebotes in den Tagesstätten beschlos-
sen. Diese Neuorientierung zielte auf das ver-
bindliche Bereitstellen von Arbeitsmöglichkei-
ten für alle HilfeadressatInnen in den Tages-
stätten, unabhängig von der Schwere der je-
weiligen Behinderung.

Mit einer von mir von 1998 bis 2001 durchge-
führten Untersuchung (HAGEN 2001) wurde
das anspruchsvolle Ziel verfolgt, die lebens-
weltlichen Perspektiven von den Hilfeadres-
saten bezüglich dieser Neukonzeptionierung
einzufangen. Die Qualität der Hilfekonzepte in
den Tagesstätten von LEBEN MIT BEHINDE-
RUNG HAMBURG, sollte aus der Betroffenen-
perspektive beurteilt werden.

Zu Recht wird bei der Implementation neuer
Hilfesysteme in der Behindertenhilfe rekla-
miert, dass eine Evaluation durch die Betroffe-
nen selbst zumeist völlig fehlt. So bringt
THIMM die diesbezügliche Haltung auf den
Punkt, indem er feststellt: "Hier begnügen wir
uns immer noch allzu leicht damit, auf das
offenkundige Wohlbefinden geistig behinderter
Menschen hinzuweisen, das wir daraus fol-
gern, dass sie uns doch eigentlich so freund-
lich anlächeln (...)“ (1989, 233-234). Auch ak-
tuell sind Menschen mit einer geistigen Behin-
derung vielfach darauf verwiesen, dass wohl-
meinende Bezugspersonen Entscheidungen
für sie treffen. Dies stellt eine höchst prekäre
Situation dar, weil insbesondere diejenigen
Menschen mit Behinderung, die am umfas-
sendsten auf Hilfen angewiesen sind, meist
zugleich diejenigen sind, die am wenigsten
verstanden werden.

Das Ermitteln von Ansichten und Bewertungen
stellt jedoch bei diesem Personenkreis kein
einfaches Unterfangen dar. Derzeit liegen
noch wenige Forschungsergebnisse vor, die
hier Wege aufzeigen. Mit meinem Untersu-
chung habe ich das Anliegen verfolgt, in dieser
Frage weiter zu kommen, also eine weitge-
hende Annäherung an die Perspektive von
Menschen mit einer geistigen oder mehrfachen
Behinderung zu erreichen, dies im Rahmen
lebensweltorientierter Forschung.

Dabei gehe ich davon aus, dass ein echter
Dialog mit den Betroffenen unverzichtbar ist,
um wirksame, auch für diese Menschen als
sinnvoll erlebte Unterstützungsleistungen ent-
wickeln zu können. Ich habe mir daher eine
praxisnahe Begründung von Eckpunkten für
ein Befragungskonzept für diesen Personen-
kreis vorgenommen und werde das an meinen
Forschungsvorgehen veranschaulichen.

Unverzichtbare Selbstprüfung vor

einer Befragung

Bevor der Dialog überhaupt beginnen kann,
sei es dass Individuelle Hilfeplanung (IHP)
eingeführt oder eine Qualitätsevaluation durch
die Betroffenen durchgeführt werden soll,
muss man sich als Verantwortlicher in einer
Institution redlich Rechenschaft darüber able-
gen, welche Entscheidungsspielräume gebo-
ten werden können bzw. was aus einer Quali-
tätsevaluation folgen kann. Es ist zu prüfen ob
das Budget und damit die personellen Res-
sourcen selbstbestimmte Entscheidungen
ermöglichen können.

Es gilt zu beurteilen, ob die gesetzlich veran-
kerte Notwendigkeit der Erstellung "Individuel-
ler Hilfepläne" unter Mitwirkung der Betroffe-
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nen echte Verbesserungen für diese bringen
können, ob also ausreichend Mittel vorhanden
sind. Oder führt das nur zu einer weiteren lä-
stigen Pflicht der inzwischen bereits mit Doku-
mentationsnotwendigkeiten überlasteten Mit-
arbeitern? In dem Fall kann das Eintreten für
Verbesserungen für die HilfeadressatInnen nur
im Konflikt mit staatlichen Behörden bestehen.
Fehlen die Alternativen, weil man weder finan-
zielle noch personelle Ressourcen für die Um-
setzung von selbstbestimmten Entscheidun-
gen bereit stellen kann, oder weil die Mitar-
beiter in den Einrichtungen gar nicht von der
Sinnhaftigkeit des Einbezuges der Hilfeadres-
saten überzeugt sind, dann bleibt das Interes-
se an den Bedürfnisäußerungen der Betroffe-
nen formal. Dann wird IHP sozusagen auf der
Ebene der Erledigung des Papierkrams abge-
wickelt.

Erst wenn in der Institution, in den Teams ein
ernsthaftes Interesse an den Bedürfnissen der
Betroffenen besteht und die Ressourcen für
deren Befriedigung bereit stehen, macht es
Sinn, Befragungen durchzuführen. Es ist eine
unabdingbare Voraussetzung für Befragungen,
dass den Interessensäußerungen der Betrof-
fenen Taten folgen. Andernfalls fügen wir dem,
was Menschen mit Behinderung als typische
Lebenserfahrung kennen, nämlich das Gefühl
von Ohnmacht bezüglich der Gestaltung der
eigenen Lebenssituation (vgl. HAGEN 2001,
105 u. 195 ff), nur eine weitere Erfahrung aus
dieser Reihe hinzu. Anzustreben hingegen ist
jedoch, dass Menschen auch mit geistiger
Behinderung erfahren, dass ihre Wünsche,
Ansichten und Bewertungen ernst genommen
werden. Das Ideal ist doch, dass das zur posi-
tiven Routine wird.

Eckpunkte für ein Interviewkonzept

̈ Befragung in der alltäglichen Umge-
bung

Zur konkreten Ausgestaltung solcher Befra-
gungen von Menschen mit einer geistigen oder
mehrfachen Behinderung belegen mehrere
Untersuchungen, dass Interviews in der natür-
lichen Umgebung zu aussagefähigeren Ergeb-
nissen kommen als solche mit klinischer An-
ordnung (LOHRMANN-O`ROURKE, S./
BROWDER, D. M. 1998). Entscheidet man
sich dennoch für Interviews in einem anderen

Rahmen als der direkten Umgebung, empfiehlt
es sich unbedingt klar zu stellen, dass die
Teilnahme freiwillig ist und dass es sich bei
dem Interview nicht um einen Test handelt.
Dies ist bei Menschen mit einer geistigen Be-
hinderung deshalb notwendig, da sie Befra-
gungen auf dem Hintergrund ihrer spezifischen
Lebenserfahrung vielfach als medizinische
Tests zur Diagnostizierung ihrer Behinderung
kennen, die Assoziation mit einem Test also
naheliegt.

CARRIER (1997) entwickelt auf Basis dieser
besonderen Problematik einen methodischen
Forschungszugang, den sie „entrevue dans
l´action“ (Interview im konkreten Geschehen)
nennt. Indem sie Befragungen ausschließlich
in der natürlichen Umgebung der Untersu-
chungspersonen vornimmt, minimiert sie mög-
liche Befangenheitsgefühle auf Seiten der
Untersuchungspersonen, die sich insbesonde-
re aus der Sorge ergeben könnten, sich in
einem Test bewähren zu müssen.

̈ Vertrauen herstellen

LESSARD (1993) bezieht sich anders auf das
genannte Befangenheitsproblem. Er empfiehlt
(im Kontext therapeutischer Gespräche) die
Anwesenheit einer vertrauten Person, die dem
Betroffenen Sicherheit bietet und im weitesten
Sinne des Wortes das Gesagte „übersetzen“
kann. Er unterstellt also, dass vertraute Perso-
nen Aussagen der Betroffenen besser verste-
hen könnten.

Ein solches Vorgehen ist jedoch umstritten
(vgl. WYNGAARDEN 1981 und SIGELMAN
1983), da die Anwesenheit einer solchen Per-
son die Informationen verfälschen kann. Zwar
kann eine vertraute Person dem Betroffenen
ein Gefühlt größerer Sicherheit während des
Interviews vermitteln. Es ist jedoch anderer-
seits davon auszugehen, dass solche Perso-
nen, insbesondere wenn es sich um Eltern
oder Institutionsangehörige handelt, den Be-
troffenen dazu veranlassen könnten, Antwor-
ten gemäß sozialer und institutioneller Er-
wünschtheit zu geben.

Darüber hinaus dokumentiert LAGA ein
Scheitern des Einbezuges von Eltern bei der
Befragung von Menschen mit einer geistigen
Behinderung aus anderen Gründen: Die Eltern
verhielten sich nicht als Übersetzer, sondern
es zeigte sich, „dass die Eltern schon nach
kurzer Gesprächsdauer, spätestens jedoch bei
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einer längeren Pause oder bei weit ausholen-
den Antworten der Behinderten, so massiv
eingriffen und die Gesprächsführung über-
nahmen, dass auch die Interviewer nicht ver-
hindern konnten, dass hier nicht Interviews mit
sondern über den Behinderten stattfanden“
(1982, 234-235).

Wenn irgend möglich sollte eine Befragung
also mit dem Betroffenen alleine durchgeführt
werden. Für größtmögliche Sicherheit sollte
nicht durch die Anwesenheit einer vertrauten
Person sondern durch das Stattfinden der
Befragung in der gewohnten Umgebung ge-
sorgt werden.

 ̈ Befragung durch „außenstehende Insider“

Wer ist geeigneter Interviewer? In der Regel
werden die pädagogischen Kräfte vor Ort mit
solchen Befragungen betraut. Das ist jedoch
problematisch, entwickeln sie doch ihre Deu-
tungsmuster und Handlungskonzepte im insti-
tutionellen Gefüge vor dem Hintergrund eige-
ner Interessen und institutioneller Notwendig-
keiten (vgl. ALTRICHTER u.a. 1997, 650). Aus
ihrer spezifischen Stellung im Untersuchungs-
feld folgt neben dem Risiko der Betriebsblind-
heit geradezu notwendig Parteilichkeit für das
eigene und das Institutionsinteresse.

Die mit den HilfeadressatInnen geteilte Le-
benswelt verstellt oder erschwert zumindest
den Blick auf deren Perspektive. Aus dem
Umstand, dass für die Alltagsgestaltung trag-
fähige Handlungskonzepte im Umgang mit den
HilfeadressatInnen entwickelt werden müssen,
resultiert bisweilen die Einschätzung, man
würde die Betroffenen gut kennen und die
Hilfen bereits ihren Bedarfen gemäß optimal
gestalten. Das ist alles andere unbefangene
Offenheit gegenüber möglicher Kritik seitens
der Betroffenen. So hat auch meine Untersu-
chung erhebliche Differenzen zwischen der
Einschätzung der MitarbeiterInnen und der
HilfeadressatInnen insbesondere bezüglich der
Möglichkeiten von Einflussnahme seitens der
Betroffenen aufgedeckt. Während die Mitar-
beiterInnen sich als Ermöglicher weitgehender
Selbstbestimmung der HilfeadressatInnen
sahen und diesbezüglich bester Absicht wa-
ren, erlebten die Betroffenen sich zum großen
Teil ohnmächtig den konzeptionellen Ent-
scheidungen des Trägers ausgeliefert (HAGEN
2001, S. 199-200).

̈ Vertrauen herstellen

Es ist ausgesprochen wichtig, die potenziellen
GesprächspartnerInnen bereits vor dem Inter-
view kennen zu lernen, um ihr Vertrauen zu
gewinnen, ausführlich den Sinn und Zweck der
Befragung zu verdeutlichen und insbesondere
dem möglichen Mißverständnis, es könne sich
bei der Befragung um einen Test handeln,
vorzubeugen.

Außerdem erfährt man so Wesentliches über
den Alltag seines Interviewpartner. Man lernt
dessen alltägliche Handlungskonzepte kennen
und erhält ein differenziertes Vorverständnis
für seine lebensweltlichen Bedingungen. Auch
kann so der Sprachgebrauch in den Interviews
den zuvor zu ermittelnden Kommunikations-
Codes angepasst werden.

̈ Vertrauliche Behandlung von Kritik

Die Interviews sollten, wie bereits erläutert, in
der alltäglichen Umgebung der Betroffenen
stattfinden. Um jedoch sicher zu stellen, dass
die GesprächspartnerInnen nicht aus Angst
vor Sanktionen oder aus Opportunismus ge-
genüber Institutionsangehörigen kritische Äu-
ßerungen vermeiden, ist es sinnvoll, einen
separaten Raum für die Befragung zu wählen,
allerdings einen Raum, in dem sich die Be-
troffenen alltäglich aufhalten.

̈ Zusätzliche Ausdrucksmittel bereit
stellen: Fotos, Smily-Karten und Bilder

Zusätzliche Ausdrucksmittel wie Fotos, Smily-
Karten und Bilder ermöglichen vielfach eine
differenziertere Kommunikation. Mit dem Me-
dium Fotografie habe ich selbst  ausgespro-
chen gute Erfahrungen gemacht. Fotos haben
sich als besonders geeignet erwiesen, die
Perspektive von Menschen mit eingeschränk-
ter Kommunikation auf ihre Alltagswelt zu er-
mitteln. Das möchte ich an drei ganz unter-
schiedlichen Beispielen veranschaulichen.2

                                                     
2 Die folgenden Beispiele sind skizzenhafte Dar-

stellungen von drei von insgesamt zehn ausführ-
lich in HAGEN 2001 dokumentierten Fallanalysen.
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Iris Fabian ist zum Zeitpunkt meiner Untersuchung
38 Jahre alt. Sie kam als Zwilling zur Welt mit einer
starken Spastik und ist auf einen Rollstuhl angewie-
sen, mit dem sie sich nicht alleine fortbewegen
kann. Sie benötigt Hilfestellung bei allen Verrichtun-
gen des täglichen Lebens. Sie kann sich verbal
verständlich machen. Eine klare Artikulation ist
jedoch nur eingeschränkt möglich, so dass sie auf
aufmerksame Zuhörerinnen angewiesen ist.

Zu dem Zeitpunkt, als ich Frau Fabian zu ihrer Ein-
schätzung zur Neukonzeptionierung des Trägers
befrage, steht der Umzug der Tagesstätte in neue
Räumlichkeiten bevor, wo unterschiedliche Arbeits-
gruppen eingerichtet werden sollen. Die Diskussion
um die konzeptionelle Neuorientierung verfolgte
Frau Fabian mit Argwohn und hatte sich diesbezüg-
lich schon mehrfach kritisch geäußert. Die von ihr
nun anstehende Entscheidung für eine zukünftige
Arbeitsgruppe bedrückt sie.

Als ich Frau Fabian um ein Foto bitte, schlägt eine
Mitarbeiterin vor, sie könne sich doch beim Bemalen
eines Seidentuches fotografieren lassen. Dies lehnt
Frau Fabian jedoch ab. Sie will statt dessen, wie sie
es ausdrückt: „einfach so“ fotografiert werden. Sie
bemalt zwar gerne ab und zu Seidentücher. Die
Vorstellung täglich damit befasst zu sein verbunden
mit der Zugehörigkeit zu einer festen Arbeitsgruppe
missfällt ihr jedoch sehr. Sie befürchtet, nicht mehr
vorbehaltlos akzeptiert zu werden, sondern unter
dem für handwerkliche Tätigkeiten dominanten
Gesichtspunkt körperlicher Leistungsfähigkeit be-
urteilt zu werden. Über das Medium Foto bringt sie
ihren Wunsch, „einfach so“ akzeptiert zu werden,
zum Ausdruck.

Gerd Anton ist 59 Jahre alt. Er gilt als geistig be-
hindert. Eine Schule hat er nie besucht. Ein bißchen
Lesen und Schreiben hat ihm seine Mutter beige-
bracht. Er beherrscht einen großen Wortschatz,
kann sich jedoch aufgrund seiner sehr undeutlichen
Aussprache hauptsächlich bei denjenigen verständ-
lich machen, die ihn gut kennen.

Im Alter von 27 Jahren besuchte er erstmals eine
Tagesstätte. In der Tagesstätte gehört Herr Anton
einer Seidenmalerei - Gruppe an. An der Herstel-
lung von Seidentüchern möchte er sich jedoch nur
dann beteiligen, wenn diese entweder ein Geschenk
für jemanden ihm nahestehenden sind oder wenn
dafür eine Bezahlung in Aussicht gestellt wird. Herr
Anton interessiert sich mehr für den Ein- und Ver-
kauf. Er hat im Blick, wenn etwas fehlt, etwa Tücher
oder Farbe und geht gerne einkaufen. Und beson-
ders interessant findet er den Verkauf fertiger Pro-
dukte.

Ein ganz neuer Blickwinkel auf Herrn Antons Be-
dürfnisse eröffnet sich mir über das Medium Foto-
grafie. Als ich Herrn Anton nämlich frage, ob ich ein
Foto von ihm und seiner Arbeit machen könne,
springt er sofort auf, um einen Aktenordner aus dem
Regal zu holen, mit dem ich ihn fotografieren soll.
Zu meinem Interview mit Herrn Anton nehme ich
dieses Foto mit und frage ihn, was dieser Aktenord-
ner für ihn bedeutet und erfahre, dass er in diesem
Ordner alle wichtigen Unterlagen sammelt. Dazu
gehören Katalogseiten von Gegenständen, die er
anschaffen möchte, Eintrittskarten von Veranstal-
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tungen, die er besucht hat, Fotos und Notizen. Hat
dieser Aktenordner also etwas mit Herrn Antons
Idealvorstellung einer Arbeitstätigkeit zu tun? Als ich
ihn frage: „Würden Sie gerne mit Aktenordnern
arbeiten?“, lacht er, verneint und sagt, er wäre ger-
ne „Chefleiter“. Ich frage weiter, was ein „Chefleiter“
mache, worauf er mir antwortet, ein Chefleiter
„denkt nach“.

Das Medium Foto inspiriert Herrn Anton zu einer
Selbstinszenierung, in der er sich als Chefleiter
sieht. Im Gespräch über seine Inszenierung wird
zudem deutlich, was seiner Meinung nach einen
Chefleiter ausmacht, nämlich Nachdenken. Herr
Anton bringt zum Ausdruck, dass handwerkliche
Tätigkeit ihn nur mäßig interessiert, Nachdenken
hingegen eine erfüllende Bezugnahme auf seine
Alltagswelt für ihn darstellt. Insofern wirft seine
Selbstinszenierung ein ganz neues Licht auf die
verbreitete Vorstellung, Menschen mit einer geisti-
gen Behinderung seien mit geistiger Tätigkeit über-
fordert und handwerkliche Arbeiten entsprächen
eher ihren Bedürfnissen.

Michael Böhme ist 36 Jahre alt. Herr Böhme erlitt
aufgrund eines sehr schwachen Herzens einen
Herzstillstand bei der Geburt und gilt als geistig
behindert. Seine Stimmbänder sind verkrüppelt, so
dass er kaum sprechen kann. Herr Böhme artikuliert
sich über Laute.

Im Alter von 16 Jahren wurde Michael Böhme in
einer Tagesstätte aufgenommen. In dieser Tages-

stätte gehört Herr Böhme der Werkstattgruppe an.
Als ich ihn auf dem Flur antreffe und ihn um ein
Foto von ihm und seiner Arbeit bitte, geht er sofort
zu einer großen Schneidemaschine in der Werk-
stattgruppe und posiert mit einer Hand auf der Ma-
schine und einer Skizze in der anderen. Dann geht
er plötzlich zu einer Schublade, holt einen Zollstock
heraus und hält diesen zusammen mit der Skizze
vor sich. Jetzt ist er bereit für das Foto.

Wie ich erfahre, gehört Herr Böhme zwar der Werk-
statt – Gruppe der Tagesstätte an. Tatsächlich übt
er jedoch Hausmeisterfunktionen aus. Diesen Tätig-
keitsbereich hat er selbst konzipiert. Er beaufsichtigt
die Instandhaltung des Inventars und macht die
MitarbeiterInnen auf Mängel aufmerksam. Da er
kaum sprechen kann und auch Schreiben nicht
gelernt hat, macht er sich mit Hilfe von Skizzen
verständlich. Diese lässt er von MitarbeiterInnen
anfertigen. So war er z. B. der Auffassung, dass in
der Tagesstätte eine neue Badewanne benötigt
würde. Pantomimisch setzte er dies in Szene, in-
dem er auf dem Fußboden sitzend Schwimmbewe-
gungen machte. Wenn es Herrn Böhme so gelingt,
sich bei einem Mitarbeiter verständlich zu machen,
fordert er diesen auf, eine Skizze anzufertigen,
mittels derer er sich wiederum bei allen anderen
verständlich machen kann.

Für ein Foto setzte er sich in seiner Rolle als Haus-
meister in Szene. Dabei sind eine Skizze und ein
Zollstock seine Requisiten. Was Herr Böhme auf-
grund seiner Sprachbehinderung verbal nicht aus-
zudrücken vermag, kann er über das Medium Foto
problemlos vermitteln.

Verständlich machen und Verstehen

Diese drei Beispiele zeigen, wie das Medium
Foto die Betroffenen zu Selbstäußerungen
animiert, die im Gespräch eher nicht gefallen
wären.

Darüber hinaus stellen die Fotos eine gute
Möglichkeit dar, eine angenehme Gespräch-
satmosphäre für Interview-Einstiege zu erzeu-
gen, denn fast jede und jeder sieht sich gerne
auf einem Foto. Fotos als Mittel des Ge-
sprächseinstieges können sowohl „das Eis
brechen“ als auch einen direkten Zugang zum
Alltag des Betroffenen herstellen.

Neben Fotos haben sich auch Smily-Karten
und Bilder als wirksame Medien zur Unterstüt-
zung von Kommunikation erwiesen. Hier gibt
es folgende interessante Untersuchung: SI-
GELMAN/BUDD et al. stellten bei Fragen mit
entweder/oder eine starke Tendenz der Aus-
wahl der letzten Möglichkeit fest: "Möchten Sie
Kaffee oder Tee?" "Tee". "Möchten Sie Mar-



̈ EINFÜHRUNG  _________________________________________________________________

____________________________________ ____________________________________17

melade oder Honig?" "Honig". Zugleich bele-
gen sie, dass diese Tendenz erheblich ab-
nimmt, wenn die zur Wahl stehenden Alternati-
ven durch Bilder repräsentiert werden (1986
nach HEAL/SIGELMAN 1995, 335). Ähnliche
Erfahrungen machte auch GROMANN. Bei der
Verwendung einer Smiley-Skala zur Bebilde-
rung des Grades eigener Zufriedenheit stellte
sie fest, dass solche Fragebögen „von den
Interviewpartnern gerne selbst ausgefüllt wur-
den und die Bedeutung der inhaltlichen Stel-
lungnahme in einigen Fällen zurechtrückte"
(1998, 261).

̈ Das Wichtigste: Es ist von hoher Ver-
stehenskompetenz auszugehen.

Die entscheidende Voraussetzung für gelin-
gende Kommunikation besteht darin, den
Menschen mit einer geistigen Behinderung
nicht als tendenziell unfähigen Gesprächspart-
ner zu betrachten. In Interviews sollten zu-
nächst offene und durchaus komplexe Fragen
gestellt werden, da nicht davon auszugehen
ist, dass einfache Fragen „behindertengerecht“
wären (vgl. LENZEN 1999, 156). Es ist nicht
auszuschließen, dass Menschen mit einer
geistigen Behinderung durchaus in der Lage
sind, komplexe Sinnzusammenhänge zu ver-
stehen, zumal von dem aktiven Sprachge-
brauch nicht unmittelbar auf das passive
Sprachverständnis geschlossen werden kann
(vgl. SPECK 1990, 119 ff). Es ist vielmehr
davon auszugehen, dass Menschen mit einer
geistigen Behinderung eine hohe passive Ver-
stehenskompetenz aufweisen und nicht etwa
nur das Vokabular verstehen, das sie selbst
gebrauchen. Sowohl GROMANN und NIE-
HOFF-DITTMANN (1999) als auch BECK
(2000) kommen in neueren Untersuchungen
zu der Einschätzung, dass Menschen mit einer
geistigen Behinderung auch anspruchsvollere
Fragen erstaunlich gut verstehen können. Da-
her können bei der Befragung von Menschen
mit einer geistigen oder mehrfachen Behinde-
rung offene Interviewkonzepte im Rahmen
Qualitativer Sozialforschung wegweisend sein
(vgl. HAGEN 2001, S. 113 ff und HAGEN
2002).

Wie sehr es auf unsere eigene Haltung ge-
genüber Menschen mit geistiger Behinderung
ankommt, also darauf, für wie verständig wir
unser Gegenüber halten, möchte ich an einem
kurzen Interviewausschnitt aus meinem For-

schungszusammenhang zeigen ("I" steht für
Interviewerin und "U" für die Untersuchungs-
person):

I: Hmhm. Werden Sie bezahlt für Ihre Arbeit?

U: Dreißig Mark!

I: Dreißig Mark?

U: Ja.

I: Von wem?

U: Dreißig Mark.

I: Von wem kriegen Sie Geld?

U (lacht) weiß nicht!

I: das wissen Sie nicht?

U: Nee!

I: Haben Sie sich das ausgedacht, die dreißig Mark?

U: (lacht) Ja.

Da meine Gesprächspartnerin nicht wirklich
einen Lohn für ihre Tätigkeit erhält,  könnte
ihre Antwort auf meine Frage nach Bezahlung:
„Dreißig Mark“, dahingehend gedeutet werden,
dass sie nicht wüsste, dass sie nicht bezahlt
wird. So könnte ihr also begrenztes Verstehen
ihrer lebensweltlichen Bedingungen in der
Tagesstätte attestiert werden. Unterstellt man
jedoch, sie wäre nicht einfach dumm, sondern
habe sich etwas bei ihrer Antwort gedacht,
kommt man zu dem naheliegenden Schluss,
dass sie mich mit einer ihr angemessen er-
scheinenden Antwort zufrieden stellen wollte.
So gibt sie auf die Frage nach Bezahlung eine
plausible Geldgröße an. Erst als ich nachfrage,
von wem sie dieses Geld bekomme, kann oder
will sie ihre Geschichte nicht aufrecht erhalten
und bestätigt schließlich, sich die „Dreißig
Mark“ ausgedacht zu haben und lacht, weil ich
das bemerkt hatte. Letztendlich belegt die
Antwort meiner Gesprächspartnerin also nicht
geringes Wissen, sondern im Gegenteil ein
hohes Maß an Verstehenskompetenz.
Schließlich hat sie sich spontan eine absolut
passende Antwort auf eine Interviewfrage ein-
fallen lassen. Darüber hinaus spiegelt ihr Ant-
wortverhalten jedoch auch ihre prekäre institu-
tionelle Situation wider. Es ist ihr ganz offen-
sichtlich ein Anliegen, "angepasst" zu antwor-
ten, also vermuteten Erwartungen anderer, in
dem Fall denen einer Interviewerin, zu ent-
sprechen.

InterviewerInnen ziehen bei der Befragung von
Menschen mit einer geistigen Behinderung
bisweilen fälschlicherweise aus unerwarteten
Antworten den Schluss, das Gegenüber habe
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nicht verstanden. Um solche Fehlschlüsse zu
vermeiden, ist ganz prinzipiell von einer hohen
Verstehenskompetenz des Gegenübers aus-
zugehen. Nur wenn Sinnhaftigkeit in den Ant-
worten unterstellt wird, ist tiefergehendes Ver-
stehen möglich.

Und so stelle ich mir einen Dialog vor, in dem
Menschen mit einer geistigen Behinderung
ernst genommen werden.
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W o r k s h o p  1

Partizipation von Menschen mit hohem Hilfebedarf

MODERATION: DR. MONIKA SEIFERT, KÖLN; ANTJE KOEPP, BERLIN

Nutzerorientierung – Selbstbestimmung – Mitwirkung - Partizipation: Diese Schlagworte kennzeichnen den aktu-
ellen Diskurs über die Qualität von Dienstleistungen für Menschen mit Behinderung. Sozialhilfeträger, Dienstlei-
stungsanbieter und professionelle Assistenten sind bemüht, diesem teilweise gesetzlich fundierten Anspruch auf
unterschiedlichen Ebenen Rechnung zu tragen – z. B. bei der Erstellung des Gesamtplans (§ 46 BSHG), durch
Erprobung eines Persönlichen Budgets, bei der individuellen Hilfeplanung, bei der Zusammenarbeit mit dem
Heimbeirat, durch Befragungen der Nutzer zur Zufriedenheit mit den Angeboten. Die Erfahrungen sind überwie-
gend positiv.

Vielfach ungelöst ist noch die Frage, wie behinderte Menschen mit hohem Hilfebedarf in Planung, Durchführung
und Evaluation der Angebote einbezogen werden können. Dabei geht es vor allem um Menschen, die als schwer
geistig behindert bezeichnet werden und zum Teil erhebliche zusätzliche Beeinträchtigungen haben, und um
geistig behinderte Menschen mit Verhaltensproblemen und/oder psychischen Erkrankungen.

Wir wollen in der Arbeitsgruppe Erfahrungen austauschen, bereits erprobte Instrumente kennen lernen und Stra-
tegien entwickeln, die geeignet sind, das Recht auf Partizipation auch für diesen Personenkreis wirksam werden
zu lassen.

Beiträge:

̇ Partizipation von Menschen mit hohem Hilfebedarf –Problemaufriss (MONIKA SEIFERT)

̇ Partizipationsmöglichkeiten von Menschen mit schweren oder mehrfachen Behinderungen vermittels eines
stellvertretenden, multiperspektivischen Verfahrens (STEPHAN HELMKAMP)

̇ Individuelle Lebensstilplanung und Zukunftsplanung -  Ein Bericht aus Halle (MILLY ASSMANN)

̇ „Wir wissen am besten, was für sie gut ist ....“  Partizipation von Menschen mit schwerer Behinderung – nur
eine Leerformel?  (MONIKA SEIFERT)

̇ Zusammenfassung des Workshops (MONIKA SEIFERT, ANTJE KOEPP, ULRIKE MÖLLER)

Partizipation von Menschen

mit hohem Hilfebedarf

Problemaufriss

MONIKA SEIFERT

Schwerpunkt der Arbeitsgruppe 1 ist die PAR-
TIZIPATION von Menschen mit geistiger Be-
hinderung und hohem Hilfebedarf.

Wir haben diese Thematik gewählt, weil der
Begriff ‚Partizipation’ in der aktuellen fachli-
chen Diskussion in der Behindertenhilfe einen
hohen Stellenwert hat.

Er ist zum Schlüsselbegriff geworden für
neue Konzepte im Kontext des Paradigmen-
wechsels  - eine genaue Begriffsbestimmung
steht allerdings noch aus:

Was meinen wir, wenn wir von ‚Partizipation’
sprechen – gibt es darüber in den Handlungs-
feldern, in denen wir jeweils tätig sind - einen
Konsens?

̇ Ist dieser - international gebräuchliche
Begriff - identisch mit dem deutschen Wort
‚Teilhabe’ - oder ist er weiter gefasst?

̇ Ist Partizipation für Menschen, die als
schwer geistig behindert bezeichnet wer-
den, überhaupt möglich  - oder gilt nach
wie vor der Satz „Wir wissen am besten
was für sie gut ist!“

Trotz mancher Probleme bei der Umsetzung in
der Praxis ist eines klar: Die neue Leitidee
setzt neue Maßstäbe. Sie ist eine Herausforde-
rung für Träger, Verbände und Organisationen,
der sie sich nicht entziehen können. Denn

̇ PARTIZIPATION ist inzwischen gesetzlich
verankert: Das SGB IX formuliert als Ziel
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der Rehabilitation die ‚gleichberechtigte
Teilhabe am Leben der Gesellschaft’.

̇ PARTIZIPATION zählt zur zentralen Ziel-
setzung des Europäischen Jahres der
Menschen mit Behinderungen, das gerade
zu Ende geht. Unter dem Motto „Teilhabe,
Gleichstellung, Selbstbestimmung“ haben
vielerorts Veranstaltungen und Aktivitäten
statt gefunden, die dazu aufriefen, Men-
schen mit Behinderung als gleichberech-
tigte Bürgerinnen und Bürger unserer Ge-
sellschaft anzuerkennen und Partizipation
in allen Lebensbereichen zu ermöglichen.
Der Personenkreis der Menschen mit gei-
stiger Behinderung und hohem Hilfebedarf
ist dabei nur selten im Blick gewesen!

̇ PARTIZIPATION ist auch in der ICF, der
‚Internationalen Klassifikation der Funkti-
onsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit’
der WHO von zentraler Bedeutung. Im bio-
psycho-sozialen Modell dieser Klassifikati-
on ist Behinderung nicht nur an der Person
festgemacht, sondern wird als Beeinträch-
tigung der Partizipation (Teilhabe) an sub-
jektiv bedeutsamen Lebensbereichen ver-
standen. Die Beeinträchtigung resultiert
aus einer negativen Wechselwirkung zwi-
schen einer Person mit einem Gesund-
heitsproblem und ihrer Umwelt. Auch per-
sönliche Faktoren spielen in diesem
Wechselwirkungsprozess eine Rolle.

Der Partizipationsbegriff der WHO ist sehr
weit gefasst: Das Spektrum reicht von der
Partizipation an der persönlichen Selbst-
versorgung, an Kommunikation und so-
zialen Beziehungen, am häuslichen Leben
und an der Gemeinschaft bis hin zur Parti-
zipation am sozialen und staatsbürgerli-
chen Leben. Der Partizipationsbegriff ist
damit auch als Zielperspektive für die Ar-
beit mit Menschen, die als schwer geistig
behindert gelten und zusätzliche Beein-
trächtigungen haben, von hoher Relevanz.

PARTIZIPATION ist darüber hinaus eng mit
den Ursprüngen der DHG und ihren zentralen
Aufgaben verbunden:

̇ In den 90er Jahre befassten wir uns zu-
nächst mit Problemen der Enthospitalisie-
rung von Menschen mit geistiger Behinde-
rung aus Psychiatrischen Kliniken und mit
den Bedingungen für ein gemeindeinte-
griertes Leben für alle, unabhängig von
Art und Ausmaß der Beeinträchtigungen.

Unser spezielles Engagement galt und gilt
der Integration/Inklusion von Menschen,
„die keiner haben will“

̇ Als – bei zunehmender Verknappung der
öffentlichen Mittel - die Folgen der Einfüh-
rung der sozialen Pflegeversicherung im
stationären Bereich sichtbar wurden und
die Ausgrenzung von Menschen mit ho-
hem, insbesondere pflegerischem Hilfebe-
darf von der Eingliederungshilfe drohte
oder bereits vollzogen wurde, setzten wir
uns für das Recht aller Menschen auf so-
ziale Eingliederung ein – eine Forderung,
deren Realisierung immer noch nicht gesi-
chert ist. In fast allen Bundesländern hat
die Zahl geistig behinderter Menschen in
Pflegeeinrichtungen in den letzten Jahren
zugenommen.

̇ Es ist abzusehen, dass die aktuellen Be-
strebungen der Sozialhilfeträger, zur Ko-
stendämpfung den Bereich des ambulant
unterstützten Wohnens auszubauen,
wieder zu einer Restgruppe schwer be-
hinderter Menschen in den Institutionen
führen wird  - mit der Konsequenz einer
erheblichen Einschränkung ihrer Chan-
cen zur Partizipation am gesellschaftli-
chen Leben. Wir sehen es als vordringli-
che Aufgabe der DHG an, diese Entwick-
lungen kritisch zu begleiten, damit nicht
wieder Isolation statt Integration ihren All-
tag prägt. Die in einigen Bundesländern
unübersehbaren Tendenzen in Richtung
Vorenthalten der Partizipation an externen
Arbeit- und Beschäftigungsangeboten ver-
stärken die Befürchtungen.

̇ Im Kontext von Qualitätssicherung und
dem Bemühen um die Gewährleistung
einer guten Lebensqualität für geistig
behinderte Menschen mit hohem Hilfebe-
darf beschäftigt uns in den letzten Jahren
die Partizipation dieses Personenkreises
bei der Individueller Hilfeplanung, Mit-
wirkung im Heimbeirat, Beschwerdema-
nagement und Nutzerbefragung.

An dieser Stelle setzt die Arbeitsgruppe an:

Unter dem Motto der Deklaration von Madrid
(3/2002) „Nichts über uns ohne uns“ wollen wir
darüber diskutieren, ob und wie diese Forde-
rung mit geistig behinderten Menschen, die
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nicht für sich selbst sprechen können, realisiert
werden kann.

Mancherorts werden bereits neue Wege er-
probt, der Sichtweise dieses Personenkreises
nahe zu kommen, z. B. durch Dialog, durch
spezifisch gestaltete Fragebögen, durch Ein-
beziehung stellvertretender Aussagen nahe
stehender Bezugspersonen, durch Beobach-
tungen im Alltag oder durch kreative Methoden
aus dem ‚Schatzkästlein’ der Persönlichen
Zukunftsplanung.

Überwiegend herrscht jedoch - in Theorie und
Praxis - nach wie vor viel Ratlosigkeit, auch
Ignoranz.

Das heißt für unseren Workshop: Wir betre-
ten weitgehend Neuland!

Zentrale Fragen sind:

̇ Wie kommen wir mit Menschen, die nicht
für sich selbst sprechen können, ins ‚Ge-
spräch’ – auch nonverbal?

̇ Wie können wir ihre Bedürfnisse erken-
nen?

̇ Entsprechen unsere Vorstellungen für eine
gelingende Partizipation den ihren?

̇ Wie zuverlässig sind stellvertretende Aus-
sagen von engen Bezugspersonen?

̇ Welche Methoden führen uns weiter  – und
sind im Alltag auch praktikabel?

̇ Welche Hindernisse sind zu überwinden,
damit Partizipation nicht zur Worthülse ge-
rinnt?

̇ Wo sind der Teilhabe Grenzen gesetzt?

Zur Klärung dieser Fragen wollen wir in unse-
rer Arbeitsgruppe

̇ bisherige Erfahrungen austauschen,

̇ erprobte Ansätze, Modelle, Projekte und
Instrumente kennen lernen,

̇ Strategien entwickeln, wie wir dem fachli-
chen Anspruch einer konsequenten Parti-
zipation von Nutzerinnen und Nutzern
nahe kommen können, ohne von vornher-
ein auszugrenzen.

Bei unserer Diskussion werden wir unterstützt
von JUTTA HAGEN (Ev. Fachhochschule Bo-
chum) und STEFAN HELMKAMP (Ev. Stiftung
Alsterdorf) sowie MILLY AßMANN (Lebenshilfe

Halle). Sie werden von Erfahrungen mit der
Partizipation von Menschen mit hohem Hilfe-
bedarf berichten, z. B. im Rahmen von Nutzer-
befragungen zur Zufriedenheit mit den Ange-
boten in einer Tagesförderstätte und im Kon-
text von Individueller Lebensstilplanung im
Bereich des Wohnens.

Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe werden
Basis für eine vertiefende Bearbeitung der
Thematik innerhalb der DHG sein – mit der
Perspektive, eine Orientierungshilfe für die
Praxis zu entwickeln.

̈ DR. MONIKA SEIFERT, BERLIN

Æ  Æ  Æ
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Partizipationsmöglichkeiten

von Menschen mit schweren oder

mehrfachen Behinderungen

vermittels eines stellvertretenden,

multiperspektivischen Verfahrens

STEPHAN HELMKAMP

Ich möchte Ihnen im Folgenden ein stellver-
tretendes, multiperspektivisches Verfahren und
ein Fortbildungsangebot zur Introspektion vor-
stellen, das ich 1999/2000 im Rahmen der
Erprobung des Qualitätssicherungsinstrumen-
tes QuAnTa1 für die Tagesförderung im Be-
reich ALSTERARBEIT der Stiftung Alsterdorf in
Hamburg entwickelt habe.2

Ziel war die größtmögliche Partizipation der
BesucherInnen der Tagesförderung bei der
Beantwortung von Fragebögen zur Qualitätssi-
cherung der Angebote.

Obwohl MitarbeiterInnen oder Vertrauensper-
sonen den BesucherInnen bei der Befragung
auf Wunsch assistieren konnten, z.B. indem
sie die Fragen ihrem Sprachgebrauch angli-
chen oder abstrakte Formulierungen durch
persönlich bedeutsame Beispiele konkreti-
sierten, stellten die Fragen für zwei Drittel der
67 befragten BesucherInnen teilweise oder
durchgehend zu hohe sprachliche  Anforde-
rungen.

Vier Qualitätskriterien

Um die Partizipation auch der BesucherInnen
mit schweren und mehrfachen Behinderungen
bei der Qualitätssicherung zu ermöglichen, die
die Fragen nicht beantworten konnten, wurde
versucht, deren mutmaßliche Meinung zur
Angebotsqualität in einem stellvertretenden
Verfahren zu ermitteln, das folgenden Kriterien
genügen sollte:

                                                     
1
 UTE HENSEL, QUANTA, Qualitätssicherung der
Angebote in der Tagesförderung für erwachsene
Menschen mit geistiger Behinderung, Lebenshilfe-
Verlag, Marburg, 2001.

2 Stellvertretendes Verfahren und Fortbildung lassen
sich über den Bereich der Tagesförderung  hinaus
auf weitere Praxisfelder sozialer Dienstleistungen
übertragen und anwenden.

̇ der Kompetenz

̇ der Differenzierung des Meinungsbildes

̇ der institutionellen Unabhängigkeit

̇ und dem Prinzip des Wohlwollens.

Das Kriterium der Kompetenz bezieht sich
dabei zum einen auf die StellvertreterInnen,
die die BesucherInnen im Kontext der Tages-
förderung über einen längeren Zeitraum ken-
nen.

Diese MitarbeiterInnen sollten geschult wer-
den, um Eigen- und Fremdanteile bei der
Mutmaßung zu differenzieren. Darüber hinaus
sollten die MitarbeiterInnen die Kommunikati-
onskultur des Teams reflektieren und gegebe-
nenfalls im Hinblick auf effektivere Einbindung
in das Verfahren modifizieren.

Die Moderation der Teamdiskussion muss u.a.
Brüche und Widersprüche aufdecken,  thema-
tisieren und klären und stellt damit hohe mä-
eutisch diskursive Anforderungen.

Denn die Qualität dieser Besprechungen ent-
scheidet wesentlich über das Ergebnis, kön-
nen sich doch auch in der Summe der Mutma-
ßungen seitens der MitarbeiterInnen Wahr-
nehmungsverzerrungen oder Tendenzen so-
zialer Erwünschtheit widerspiegeln und mögli-
che Mißstände verdecken.

Darüber hinaus könnten sich vielleicht alle
Beteiligten irren, nur eben jeder anders.3

                                                     
3 Frei nach LICHTENBERG.
4 Auswertungen der selbständigen aber auch der

stellvertretenden Beantwortung der Fragen sowie
Interpretationen von Gruppenvergleichen sollten
unter Berücksichtigung des sog. „75 % Problems“
erfolgen, entsprechend der Empfehlungen von
Prof. Dr. IRIS BECK und Prof. Dr. PETRA GROMANN

vom Fachtag Nutzerbefragung im Juni 2002 in
Hamburg:

„Danach ist eine allgemeine Erkenntnis der empiri-
schen Sozialforschung, dass Fragen nach der all-
gemeinen persönlichen Lebensqualität von 70-
80% der Befragten zustimmend, im Sinne sozialer
Erwünschtheit, beantwortet werden, auch wenn
z.B. objektive Lebensbedingungen dagegen spre-
chen.

Vereinfacht kann man sich dies auch daran klar-
machen, dass die meisten Menschen auf die Fra-
ge „wie geht es Ihnen?“ mit „gut“ antworten wür-
den, auch wenn sie möglicherweise Probleme ha-
ben.
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Rechtliche, ethische und wissenschaftliche
Standards sind selbstverständliche, rationale
Voraussetzung des Verfahrens.

Das Kriterium der Differenzierung bezieht
sich ebenfalls auf unterschiedliche Dimensio-
nen:

So sollten keinesfalls nur Einzelpersonen als
Stellvertreter fungieren. Durch Bezugnahme
auf mehrere Personen ergänzen sich ja nicht
nur Wahrnehmungsperspektiven, sie wider-
sprechen, bestätigen und hinterfragen sich
auch möglicherweise und geben damit wichti-
ge Anhaltspunkte, deren Hintergründe in der
Reflexion aufgegriffen werden.

Auch sollten einzelne MitarbeiterInnen jeweils
möglichst wenig Stellvertretungsfunktionen
übernehmen, um eine Streuung der Mutma-
ßungen im Team zu gewährleisten und eine
Kumulation möglicher Fehleinschätzungen zu
vermeiden

Selbstverständlich sollten auch die Themenbe-
reiche der Fragen für die BesucherInnen der
Einrichtung relevant sein, gemeinsam entwik-
kelt und möglichst vollständig erfragt werden.
Mutmaßungen sollten in verschiedener Hin-
sicht auf Logik, bzw. inhaltliche Konsistenz
überprüft und Abweichungen hinterfragt wer-
den.

Die institutionelle Unabhängigkeit ist ein
wesentliches Kriterium:

Selbst bei aller Sorgfalt und Kompetenz der
Beteiligten ist die Bezugnahme auf ein ein-
richtungsexternes Korrektiv unerlässlich, um
möglichen Tendenzen sozialer Erwünschtheit,
insbesondere bei selbstevaluativen Verfahren,
zu begegnen. So können Eltern, gesetzliche
BetreuerInnen oder Vertrauenspersonen aus

                                                                            

Daraus kann geschlossen werden, dass bei den
etwa 25 % Befragten, die schon bei allgemeinen
Zufriedenheitsfragen eingeschränkt positiv oder
sogar negativ antworten, ein hoher Problemdruck
vorhanden sein muss. Für die Auswertung der
Nutzerbefragung bedeutet dies das: 70-80% Zu-
friedenheit gelten als normal, höhere Werte sollten
angestrebt werden, Werte unter 75 % sind als kri-
tisch, Werte weit darunter als äußerst problema-
tisch anzusehen.“ (Dokumentation der Informati-
onsveranstaltung zur trägerübergreifenden Nut-
zerbefragung in Hamburg 2003, 26. Juni 2003)

dem Bekanntenkreis der BesucherInnen ein-
bezogen und befragt werden.

Wer beobachten will, darf nicht mitspielen,
dieses bon mot Wilhelm Buschs sollte für die
interviewenden Qualitätsbeauftragten ebenso
selbstverständlich sein wie für die teilnehmend
beobachtenden, die nicht der Einrichtung zu-
gehören sollten, deren Qualität überprüft und
entwickelt wird. Dies gilt ebenso für die Mode-
ratorInnen der Teamsitzungen.

Das Prinzip des Wohlwollens  besagt in die-
sem Zusammenhang, dass Äußerungen der
BesucherInnen vorbehaltlos ernstgenommen
werden, auch wenn sie u.U. unlogisch, inkon-
sistent oder gar absurd erscheinen. Die Inter-
viewerInnen sollten also davon ausgehen,
dass die Befragten meinen, was sie sagen,
ohne die Äußerungen bei der Dokumentation
zu glätten oder gar im Sinne der Einrichtung zu
interpretieren.

Das Prinzip besagt aber auch, dass Mutma-
ßungen, insbesondere unsichere, nicht zu
Nachteilen der BesucherInnen, d.h. nicht zur
Reduzierung der Angebote oder deren Qualität
führen dürfen.

In zweifelhaften Fällen folge man dem Rat Karl
Kraus‘ und entscheide sich für das Richtige,
hier im Sinne ethisch verantwortbarer Konse-
quenzen bzgl. der Angebotsqualität.

Methodische Prinzipien

Einsteins befolgt werden, alles so einfach wie
möglich, aber nicht einfacher zu machen.

Unter den gegebenen institutionellen Rah-
menbedingungen schien folgendes Vorgehen
am geeignetsten:

1. Stellvertretende Befragung geschulter
MitarbeiterInnen der Einrichtung:

MitarbeiterInnen der Einrichtungen, die die
BesucherInnen im Kontext der Tagesförderung
über einen längeren Zeitraum kennen, sollten
auf ihre Stellvertretungsfunktion vorbereitet
und in einer Fortbildungsmaßnahme intensiv
geschult werden, zumal sie als enge Bezugs-
personen vermittels ihrer Mutmaßungen un-
vermeintlich Aspekte der eigenen Arbeitsqua-
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lität reflektieren und damit um so mehr mit der
Möglichkeit sozial erwünschter und interes-
sengeleiteter Antworttendenzen konfrontiert
sind. 4

Ich habe deshalb eine Fortbildung entwickelt,
in dem das Verfahren der stellvertretenden
Beantwortung und der Prozeß der Introspekti-
on vertieft wird: Förderliche und problemati-
sche Bedingungen unterschiedlicher Settings
der Befragung werden thematisiert, von der
direkten über die assistierte bis hin zur stell-
vertretenden. Der Begriff der advokatorischen
Assistenz5 wird erläutert, motivationaler Hin-
tergrund und Offenheit der StellvertreterInnen
gegenüber Haltungen und Anliegen der Nutze-
rInnen sowie der Ereignischarakter von Ge-
sprächen6 reflektiert. Der Prozeß der Intro-
spektion wird theoretisch und in Übungen er-
arbeitet, so z.B. die  Vergegenwärtigung eige-
ner Anteile beim Analogieschluss und deren
Berücksichtigung beim empathischen Verste-
hen, das von der Projektion und von der Iden-
tifikation abgegrenzt wird. Gütekriterien wie
Objektivität, Reliabilität und Validität, mögliche
Wahrnehmungsverzerrungen, Verfälschung-
stendenzen, Abwehrmechanismen und die aus
den Sozialwissenschaften bekannten Urteils-
fehler werden dargestellt.

Darüber hinaus werden unterschiedliche Wege
des Verstehens besprochen: Das dialogische
Verstehen, kommunikatives Handeln, das Ver-
stehen aufgrund der Differenzierung von In-
halts- und Beziehungsaspekten in Sprachbot-
schaften im Sinne Watzlawiks7, Verstehenwei-
sen aufgrund von Analogiebildungen und Imi-
                                                     
5 MICHAEL BRUMLIK, Advokatorische Ethik. Zur Legi-

timation pädagogischer Eingriffe. Bielefeld, 1992.
6 ERNESTO GRASSI, HUGO SCHMALE (HRSG.), Das

Gespräch als Ereignis. Ein semiotisches Problem.
München, 1982.

7 PAUL WATZLAWICK: Menschliche Kommunikation:
Formen; Störungen; Paradoxien. PAUL

WATZLAWICK; JANET H. BEAVIN; DON D. JACKSON.
Bern; Stuttgart; Wien: Huber, 1982.

8 Vgl. JOHANNES SCHUHMACHER: Schwerstbehinderte
Menschen verstehen lernen. In: Geistige Behinde-
rung. Fachzeitschrift der Bundesvereinigung Le-
benshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung,
24. Jahrgang. Marburg, 1885.

9 LUDWIG WITTGENSTEIN, Philosophische Untersu-
chungen 1, § 265. Frankfurt am Main, 1971.

tationen, der Herstellung von Wahlmöglichkei-
ten, oder biographisches, diagnostisches so-
wie lerntheoretisches Verstehen sowie das
Verstehen aufgrund von Übertragung und Ge-
genübertragung. Weitere Themen beschäfti-
gen sich mit den Formen, Informationsgehalten
und Kontextabhängigkeiten der nonverbalen
Kommunikation.

Daneben sind die Übungen anhand der kon-
kreten Fragebögen von zentraler Bedeutung:

Die TeilnehmerInnen der Praxisseminare
schätzen ihre Introspektionsfähigkeit bezüglich
einer BesucherIn auf einer Skala ein und ver-
suchen,  im mutmaßlichen Sinne Fragen zu
beantworten, wie:

„Ich wünsche mir...“, „Ich kann gut...“, „Ich mag
nicht, wenn...“ 8, sowie typische nonverbale
Kommunikationsformen der BesucherIn zu
reflektieren und aufzuzeigen, wie diese unter-
schiedliche Ausprägungsgrade der Zufrieden-
heit und Unzufriedenheit äußert.

Um größere Übereinstimmung zwischen den
StellvertreterInnen zu erreichen und Begrün-
dungszusammenhänge transparenter zu do-
kumentieren, wird ein methodischer Leitfaden
der stellvertretenden Beantwortung verwendet.
Dabei klären die StellvertreterInnen den Sinn
der Fragestellung, listen Indikatoren auf, die
ihnen aus der Sicht der BesucherIn relevant
für die Beantwortung der jeweiligen Fragen
erscheinen (z.B. welche Handlungen, Situatio-
nen, Ereignisse werden überhaupt in Betracht
gezogen).

Danach wird jeder einzelne Indikator darauf
hin betrachtet, wie sich die BesucherIn verhält,
worauf sie/er Bezug nimmt, ob Häufigkeit oder
Ausprägung der Handlungen, Äußerungen
oder Reaktionen auf mutmaßliche Meinungen
schließen lassen. Nach Durchsicht aller Indi-
katoren wird abschließend versucht, eine
mutmaßliche Meinung hinsichtlich der Frage-
stellung zu formulieren, soweit dies die Indi-
katoren zulassen.

Der Leitfaden hat sich für die StellvertreterIn-
nen als hilfreich erwiesen, da sie die retro-
spektive Beantwortung induktiv aufgrund ge-
mutmaßter Abwägungen Schritt für Schritt
vornehmen, dokumentieren und ihre Mutma-
ßungen begründen, die später in der Teamsit-
zung mit den KollegInnen möglichst eng an der
‚empirischen Realität’ diskutiert werden.
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Die Praxisseminare verstehen sich auch  als
Anregung, Mutmaßungen nicht nur aufgrund
retrospektiver und induktiver Betrachtungen
anzustellen, sondern in der täglichen Praxis
vielfältige Wahlmöglichkeiten herzustellen,
einfache Symbolsysteme einzuführen und
Kommunikationsmöglichkeiten sowie die
Kommunikations- und Partizipationskultur zu
verbessern.

Das wiederum ermöglicht differenziertere Ge-
wichtungen und größere  Sicherheit bei der
Interpretation individuell bedeutsamer Zusam-
menhänge, die die Qualität durch individuelle
Ausrichtung der Assistenzen und Angebote
auch krisenpräventiv steigern.

2. Stellvertretende Befragung der geschul-
ten MitarbeiterIn im Beisein der Besu-
cherIn

Die Anwesenheit der BesucherIn verpflichtet
die StellvertreterIn, im Vergleich zum anony-
men Ausfüllen von Fragebögen, direkter und
erleichtert das Erinnern als Grundlage der
Introspektion. Auch lässt das Verhalten der
MitarbeiterIn während des Interviews Rück-
schlüsse auf die Beziehungsqualitäten zu.

Diese kann aber auch assistieren, um den
Eigenanteil der BesucherIn bei der Beantwor-
tung zu erhöhen, indem sie Frageinhalte an
Beispielen aus der persönlichen Erfahrung
konkretisiert und damit Übersetzungsarbeit
leistet.

Dabei sind paradoxe Kommunikationsstruktu-
ren unbedingt zu vermeiden, d.h. Aufforderun-
gen zu kritischer Reflexion, die zugleich mit
vermeintlichen oder realen Nachteilen verbun-
den sein könnten, bei materiellen oder persön-
lichen Abhängigkeiten sowie gleichzeitiger
Unmöglichkeit sprachlicher Metakommunikati-
on.

3. Reflexion in Teambesprechungen

Die dokumentierten Ergebnisse aus der Befra-
gung im Setting der Stellvertretung werden in
Teambesprechungen mit den anderen Kolle-
gInnen reflektiert. Eine ergebnisoffene Kom-
munikationskultur und die Bereitschaft zur
Umsetzung gemutmaßter Besucherinteressen

bzgl. der Angebotsstruktur (im Sinne eines
Qualitätsmanagements) sind dabei ebenso
vorauszusetzen, wie die hohe mäeutische
Kompetenz der externen ModeratorInnen.

4. Wiederholte und geschulte, teilneh-
mende Beobachtungen durch externes
Personal

Wiederholte teilnehmende Beobachtungen
sind inhaltlich an der Matrix der Fragethemen
orientiert. Wichtig ist die Authentizität der Ein-
schätzung, die unabhängig von Erklärungen
und Interpretationen der MitarbeiterInnen vor-
genommen werden sollten, da sie anderenfalls
ihre Validierungsfunktion verlieren und betrieb-
sinterne Interpretationen wiederholen, „als
kaufte Einer mehrere  Exemplare der heutigen
Morgenzeitung, um sich zu vergewissern, dass
sie die Wahrheit schreibt“.9

5. Einschätzungen des Bereiches
Wohnen, der Angehörigen und ge-
setzlichen Vertreter oder Vertrauen-
spersonen.

Diese bilden als externe Perspektiven ein
weiteres, wichtiges Korrektiv bei der Evaluation
im Rahmen des stellvertretenden Verfahrens,
so dass die Mutmaßungen durch die Kombi-
nation interner und externer Perspektiven hin-
sichtlich ihrer Validität und damit die Partizipa-
tionsmöglichkeiten der BesucherInnen verbes-
sert werden können.

̈ DR. STEPHAN HELMKAMP

ALSTERARBEIT / EVANGEL. STIFUNG AL-

STERDORF, HAMBURG

IKE-INSTITUT FÜR KINDESENTWICKLUNG

S.HELMKAMP@ALSTERDORF.DE

Æ  Æ  Æ
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Individuelle Lebensstilpla-

nung und Zukunftsplanung

Ein Bericht aus Halle

MILLY ASSMANN

Das Wohnhaus Fohlenweg der Lebenshilfe
Halle ist eine Wohnstätte für Menschen mit
sogenannter schwerer geistiger Behinderung
mit integrierter Tagesstruktur, die zuvor größ-
tenteils in psychiatrischen und pflegerischen
Institutionen untergebracht waren. Die Bewoh-
ner haben Hospitalisierungssymptome, d.h.
Verhaltensweisen entwickelt, die als auffällig
bzw. als Ausdruck einer psychischen Störung
oder Identitätsbeschädigung beschrieben wer-
den können. Die überwiegende Zahl der Be-
wohner gilt als familiengelöst.

Im Wohnhaus Fohlenweg leben 52 Erwachse-
ne in acht Wohngruppen, welche mit je sechs
oder sieben Bewohnern bewohnt werden. Es
gibt Ein- und Zweibettzimmer. Das Wohnhaus
Fohlenweg hat sich dem Konzept einer le-
bensweltorientierten Behindertenarbeit ver-
schrieben, deren Effektivität sich im Rahmen
von Qualitätsentwicklung und -sicherung mes-
sen lassen soll und muss. Mittelpunkt
ist der Mensch mit Behinderung mit seinen
Bedürfnissen, Interessen und Vorstellungen in
seiner Lebenswelt.

Individuelle Lebensstilplanung

Individuelle Lebensstilplanung oder Individu-
elle Zukunftsplanung respektiert das Selbstbe-
stimmungsrecht des Menschen mit Behinde-
rung und soll die traditionelle Förderplanung
ersetzen. Der Betroffene soll maßgeblich an
Entscheidungen beteiligt sein, in dem seine
Lebensziele und seine Zukunft den Ausgangs-
punkt der Alltagsarbeit bilden. Für uns Mitar-
beiter bedeutete dies eine besondere Heraus-
forderung, da schwerste Formen der intellek-
tuellen Beeinträchtigung, erlernte Hilflosigkeit,
umfängliche autistische Verhaltensweisen ein
Instrument notwendig machen, welches die
Stellvertreterproblematik favorisiert. Zusätzlich
müssen Arbeitsformen gefunden werden, wel-
che die Einbeziehung des Betroffenen sichert.

Erschwerend wirkt dabei, dass die Mehrzahl
der Bewohner ausschließlich über nonverbale
Kommunikationsmöglichkeiten verfügt. Ziel der
individuellen Lebensstilplanung ist die Über-
prüfung von Lebensqualität und deren Erweite-
rung für die betreffende Person. Die Person
soll sich selbst erfahren, eigene kreative Po-
tentiale erkennen, eigene Gefühle, Wünsche,
körperliche Bedürfnisse wahrnehmen lernen,
alternative Verhaltensweisen kennenlernen -
zusammenfassend genannt, also sich selbst
besser kennenlernen. Hierbei ist der beschrie-
bene Personenkreis auf Unterstützung anderer
Personen angewiesen.

Methodische Vorgehensweise

1999 stellten wir, Mitarbeiter und Studenten
der Martin- Luther-Universität Halle-
Wittenberg, uns der Herausforderung, eine
Alternative zur Förderplanung zu entwickeln.
Spätestens seit der Diskussion um Empower-
ment und Selbstbestimmung sahen wir die
Verplanung der Bewohner kritisch. Förderpla-
nung schließt von vorn herein Fragen nach
Wohlgefühl und Zufriedenheit aus, ebenso das
Vertrauen in eigene Kräfte und das Recht des
Soseins. Zum anderen ist der Mitarbeiter auf
die Rolle des alleinigen Planers festgelegt.
Hier stellte sich uns die Frage nach der Legiti-
mität dieser Entscheidungen.

Seit Öffnung der Wohnstätte 1995 praktizieren
wir eine enge Bezugsbetreuung, mit der wir
sehr positive Erfahrungen machten. Für die
Erarbeitung des Instrumentes erwies sich dies
als sehr nützlich. Hier betraten wir wissentlich
das Terrain der Stellvertreterproblematik. Legi-
timiert sahen wir
die Methode der Stellvertretung durch stabile
Bezugsbeziehungen über Jahre hin, damit das
lange Kennen der Bezugsperson, Reflexionen
im Team und die Heranziehung externer Be-
obachter.

Der erste Schritt war die Befragung der Be-
zugsbetreuer: "Worin drückt sich Ihrer Meinung
nach Lebensqualität für Frau/ Herrn.... aus?"
Mit dieser Frage ging es um den Versuch, die
Bezugsperson in ihrem Verhalten und Erleben
zu erfassen.

Mit diesen Daten und Erkenntnissen wurde
eine Ist-Erhebung erarbeitet, ein 18-seitiger
Erfassungsbogen mit detaillierten Angaben zur
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Person unter Berücksichtigung individueller
Wünsche und Bedürfnisse. An der Erarbeitung
waren Mitarbeiter und Studenten beteiligt. Die
Ist-Erhebung kann man Basisrepertoire be-
zeichnen, welches eine Fülle an Informationen
zu einer Person bietet. Erstausfüller des Ist-
Erhebungsbogens war der Bezugsbetreuer,
anschließend wurden die Daten unter Beteili-
gung eines Moderators im Team ergänzt.
Kleinste, für Außenstehende vielleicht unbe-
merkte, unbedeutende Details wurden erfasst:
Begrüßungsrituale, bevorzugte Konsistenz der
Speisen, erarbeitete Angebote zur Kooperati-
on, Lieblingslageseite einer Person usw. .

Parallel dazu wurden die Lebensgeschichten
durch Studenten erarbeitet. Die Lebensge-
schichten geben wertvolle Informationen über
die Persönlichkeitsentwicklung und über
brachliegende oder verborgene Kompetenzen.
Gleichzeitig geben sie Aufschluss über die
Entwicklung von Strategien und Verhaltens-
weisen zur Problemlösung.

Auf der Grundlage des Ist-Erhebungsbogens
nahmen wir Jahresplanungen für jeden Be-
wohner vor. Dabei legten wir uns schwer-
punktmäßig auf zwei bis drei Ziele fest. Diese
wurden schriftlich fixiert, aber auf Grund des
Fehlens einer Methodik und Struktur konnten
nach dem Ablauf des festgelegten Zeitraumes
keine konkreten Aussagen getroffen werden,
die Ergebnisse waren nicht fassbar. Zwische-
nevaluationen fanden nicht statt. Es wurde uns
klar, dass wir uns wieder in einen kreativen
Prozess begeben mussten, um den Ansprü-
chen der Bewohner und letztendlich auch un-
seren eigenen gerecht zu werden.

Hervorzuheben sind an dieser Stelle die uner-
müdliche Bereitschaft der Mitarbeiter des
Wohnhauses Fohlenweg, ihre Neugier, ihr
Interesse und die Erwartungshaltung, die an
dieses Instrument gebunden waren und sind.

Eine Jahresplanung

Die Festlegung der Jahresplanung wurde wie
folgend verändert. Zwei Studentinnen sichte-
ten die Lebensgeschichten und die Ist-
Erhebungsbögen.  Anschließend wurden 9
Aspekte für die Erarbeitung eines Jahrespla-
nes festgelegt:

1. Lebensgeschichte

2. Gesundheitlicher Aspekt

3. Personen in meinem Umfeld

4. Plätze/ Orte, die ich mag

5. Entscheidungen: wie, wobei entscheide
ich selbst; welche Entscheidungen
treffen andere

6. Wünsche/ Hoffnungen; Ängste

7. Aktivitäten; was mag ich, was mag ich
nicht

8. Respekt in der Gemeinschaft

9. Zukunftsplan

Für jeden Bewohner findet ein Gesprächskreis
statt. Moderiert wird dieser durch die Studen-
tinnen. Es nehmen daran, wenn möglich der
Bewohner, der Bezugsbetreuer, Eltern, Ange-
hörige und Teammitglieder teil. Jeder trägt aus
seiner Perspektive Fakten und Wissenswertes
zu den Aspekten 2 - 8 vor. Die Aspekte 2, 3, 5,
7 und 8 werden in Tabellenform erfasst, dazu
werden die zusammengetragenen Daten in
Plus- und Minusspalten eingeordnet.

Schwerpunkte kristallisieren sich heraus. Ziel
ist es, die Minusdaten zu positiven Plusdaten
zu entwickeln durch Angebote, die der betref-
fenden Person über einen vereinbarten Zeit-
raum gemacht werden. Zu Punkt 2 wird in
Kreisen um die betreffende Person die Be-
deutung und Nähe von für ihn
bedeutsamen Personen symbolisiert.

Die Dokumentation durch die Studentinnen ist
so gefasst, dass, nachdem man sich im Team
über einen Zeitraum und Methoden verständigt
hat, jederzeit Ergänzungen, Einträge oder
Notizen gemacht werden können. Wün-
schenswert wäre die Erhaltung eines fortlau-
fenden aktiven Beitrages der Angehörigen.
Nach der festgelegten Zeit soll das Team zu-
sammenkommen, reflektieren; und es könnten
neue Festlegungen getroffen oder neue Vor-
gehensweisen vereinbart werden.

Resümee

Über welche Erfahrungen verfügen wir zum
jetzigen Zeitpunkt ?

Eine wichtige Erkenntnis ist, dass eine Zu-
kunftsplanung für diesen Personenkreis ohne
Stellvertreter nicht möglich ist. Demzufolge fällt
dem Stellvertreter ein außerordentlich hohes
Maß an Verantwortung zu. Stellvertretende
Entscheidungen verlangen ein hohes Maß an
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Sensibilität, an Nähe und Teilnahme am Leben
des Betroffenen.

Der Stellvertreter muß empathisch handeln
können und er muss sich an den Möglichkeiten
der Realität des Betroffenen orientieren. Er
muss erkunden, erfahren, erspüren und erle-
ben, wie sich seine Bezugsperson fühlt,
manchmal auch nach dem Ausschlussprinzip.
Oftmals wird er deuten müssen, darum zählen
Flexibilität, Ideenreichtum und auch die Fähig-
keit, sich auf sehr elementare Dinge besinnen
zu können, zu den Kompetenzen eines Stell-
vertreters oder Bezugsbetreuers.

Besonders wertvoll ist die Einbeziehung ver-
schiedener Personen, die aus unterschiedli-
chen Perspektiven die Realität des Betroffenen
betrachten und beschreiben können. Sehr
vielfältig sind die Ideen und Anregungen, die
wiederum zugleich neue Motivation für die
Mitarbeiter schaffen.

̈ MILLY ASSMANN

LEBENSHILFE HALLE, WOHNHAUS FOHLENWEG

FOHLENWEG 9-11, 06124 HALLE/SAALE

Æ  Æ  Æ

 „Wir wissen am besten,

was für sie gut ist ....“

Partizipation von Menschen

mit schwerer Behinderung

– nur eine Leerformel?

MONIKA SEIFERT2

Nutzerorientierung – Selbstbestimmung – Mit-
wirkung – Partizipation: Diese Schlagworte
kennzeichnen den aktuellen Diskurs über die
Qualität von Dienstleistungen für Menschen
mit Behinderung. Sozialhilfeträger, Leistungs-
anbieter und professionelle Assistentinnen und
Assistenten sind bemüht, diesem inzwischen
gesetzlich fundierten Anspruch auf unter-
schiedlichen Ebenen Rechnung zu tragen – z.
B. bei der Erstellung des Gesamtplans (§ 46
BSHG), durch Erprobung eines Persönlichen
Budgets, bei der individuellen Hilfeplanung, bei
der Zusammenarbeit mit dem Heimbeirat oder
durch Nutzerbefragungen zur Zufriedenheit mit
den Angeboten.

Weithin ungelöst ist die Frage, wie Menschen,
die als schwer geistig behindert bezeichnet
werden und erhebliche zusätzliche Beein-
trächtigungen haben, in die Planung, Durch-
führung und Evaluation der Angebote einbe-
zogen werden können. Kommunikationspro-
bleme erweisen sich als kaum überwindbare
Barriere, auf beiden Seiten. Es ist schwer vor-
stellbar,

̈ wie Menschen, die sich nicht oder kaum
lautsprachlich artikulieren, bei der indivi-
duellen Hilfeplanung ihre Bedürfnisse,
Wünsche und Interessen einbringen kön-
nen,

̈ wie sie bei Nutzerbefragungen Fragen
verstehen und beantworten sollen, wenn
sie nicht für sich selber sprechen können.

Von einer grundsätzlichen Lösung der Proble-
matik sind wir noch weit entfernt. Nach wie vor
werden Fragen zur individuellen Lebensquali-
tät dieses Personenkreises von anderen be-
antwortet. Nur punktuell sind Wege gefunden
worden, die die subjektive Sicht zur Qualität
der professionellen Betreuung erhellen, mit z.
                                                     
2 Der Beitrag ist auch erschienen in der Zeitschrift

„Orientierung“ 4/2003; Abdruck hier mit freundli-
cher Genehmigung der Redaktion.
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T. frappierenden Ergebnissen.3 Sie führen uns
vor Augen, dass zwischen der Einschätzung
der sog. Fachleute und der subjektiven Per-
spektive schwer behinderter Menschen erheb-
liche Diskrepanzen bestehen können.

Dialog als Zugang zur subjektiven

Perspektive

Dialoge mit Menschen, die als schwer geistig
behindert gelten, gelingen meist nur bruch-
stückhaft. Nachfragen und Interpretation sind
nötig, Missverständnisse kaum auszuschlie-
ßen. Grundlegende Voraussetzungen sind
eine genaue Kenntnis der Lebenssituation des
Gesprächspartners bzw. der Gesprächspartne-
rin und das Veranschaulichen des Gemeinten
in einer dem Gegenüber verständlichen Form.
In der Praxis haben sich Video-
Aufzeichnungen oder Fotos aus dem Alltag der
Betroffenen zum Initiieren eines Dialogs be-
währt. Sie können Anstoß zum Reden und
Nachdenken über positive und negative Erfah-
rungen und überindividuelle Bedürfnisse und
Wünsche sein. Auch systematische Beobach-
tungen im alltäglichen Leben, z. B. zu Chan-
cen selbstbestimmten Handelns, bieten eine
geeignete Grundlage für eine dialogische Re-
flexion der persönlichen Lebensbedingungen.

Fragebögen zur Einschätzung der

subjektiven Zufriedenheit

Trotz positiver Erfahrungen im Einzelfall ist der
Zugang zur subjektiven Perspektive nicht bei
allen schwer geistig und mehrfachbehinderten
Menschen über einen Dialog realisierbar. Ver-
suche, mittels Fragebogen einschließlich un-
terstützenden Medien (z. B. Symbole, Bilder
oder Fotos) persönliche Einschätzungen zu
erkunden, stoßen schnell an Grenzen, da sie
die Kompetenz voraus setzen, Bilder oder
Symbole auf den eigenen Alltag beziehen und
als Kommunikationsmittel nutzen zu können.
Dies ist bei Menschen, die nicht oder nur sehr
eingeschränkt für sich selbst sprechen können,
sehr häufig nicht der Fall.

                                                     
3 vgl. BECK/LÜBBE/OLLECH 1999; HAGEN 2001; HOLST

2000; LÜBBE/BECK 2002; OLLECH 1999

Hier erscheint eine stellvertretende Beantwor-
tung der Fragen durch vertraute Personen als
gangbarer Weg. Sie kann jedoch nur dann den
Anspruch erheben, der Nutzerperspektive
weitmöglichst nahe zu kommen, wenn der
Stellvertreter bzw. die Stellvertreterin den All-
tag des/der Betroffenen über einen längeren
Zeitraum aus eigener Anschauung kennt und
sich durch differenziertes Beobachten sei-
nes/ihres Verhaltens und intensive Auseinan-
dersetzung mit seinen/ihren lebensgeschichtli-
chen Erfahrungen ein Bild von seinen/ihren
individuellen Bedürfnissen gemacht hat. Aber
auch bei bestem gegenseitigen Vertrautsein
können Aussagen über das subjektive Erleben
eines anderen Menschen nie mehr sein als
Vermutungen.

Alltagsbeobachtung als Annähe-

rung an die subjektive Befindlich-

keit

Nur sehr wenige Fragebögen zur Nutzerzufrie-
denheit berücksichtigen die Alltagswirklichkeit
und den spezifischen Unterstützungsbedarf
von Menschen mit schwerer Behinderung. Sie
sind darum nur bedingt geeignet, das individu-
elle Wohlbefinden in subjektiv wichtigen Berei-
chen und die tatsächliche Qualität der Assi-
stenz zu erkunden.

Als Beispiel sei die Frage angeführt: ‚Kommen
Sie jeden Tag hinaus an die frische Luft?’ –
eine wichtige Frage, da das tägliche Quantum
frischer Luft bei Menschen mit hohem Hilfebe-
darf durchaus nicht selbstverständlich ist. Es
gibt die Antwort-Optionen ‚ja’ und ‚nein’ sowie
die Möglichkeit einer weiteren Erläuterung.
Wenn mit ‚ja’ geantwortet wird, ist anzuneh-
men, dass dies bei der Auswertung als positiv
vermerkt wird: Auch schwer behinderte Be-
wohnerinnen und Bewohner kommen in unse-
rer Einrichtung täglich an die frische Luft! Wie
sie zu ihrer frischen Luft kommen, bleibt jedoch
unklar:

̈ Wird der Bewohner oder die Bewohnerin
täglich in seinem/ihrem Rollstuhl auf den
Balkon oder auf die Terrasse gestellt, wo
er zwar frei atmen, aber vermutlich kaum
anregende Erfahrungen oder Sozialkon-
takte hat?
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̈ Wird er/sie in den hauseigenen Garten
gestellt, wo zumindest die Chance zur
Kontaktaufnahme mit anderen besteht?

̈ Oder werden mit ihm/ihr täglich Spazier-
gänge gemacht, die Abwechslung in sei-
nen/ihren Alltag bringen?

̈ Oder nimmt er/sie an wechselnden Unter-
nehmungen im Umfeld teil, die mit frischer
Luft verbunden sind, z. B. Einkaufen oder
Freizeitaktivitäten?

Angesichts der Personalsituation in den Grup-
pen, die weitere Unternehmungen ins Umfeld
eher selten zulassen, wird vermutlich schon
die Angabe ‚täglicher Spaziergang’ als positiv
bewertet. Damit ist jedoch noch nichts darüber
ausgesagt, wie zufrieden der/die Einzelne mit
dem Angebot ‚Spaziergang’ ist und vor allem
wie er/sie die ihm dabei gewährte Assistenz
erlebt! Dazu zwei Beispiele aus den Beob-
achtungsprotokollen der Kölner Lebensquali-
tät-Studie (vgl. SEIFERT ET AL. 2001; SEIFERT

2002):

̇ Frau A. wird von ihrer Betreuerin gefragt, ob sie
gern spazieren gehen möchte. Sie stimmt be-
geistert zu. Sie klatscht in die Hände und lacht
über das ganze Gesicht. Weil es draußen kalt
und windig ist, wird Frau A. warm angezogen.
Sie verhält sich auf der ganzen Spazierfahrt
sehr ruhig, nur wenn sie direkt von ihrer Be-
treuerin angesprochen wird, beteiligt sie sich
am Gespräch. Die Betreuerin macht sie auf
verschiedene Dinge (z. B. Blumen, Schnee,
Werkstatt) aufmerksam, diese zeigt wenig In-
teresse. Der Spaziergang dauert ungefähr 30
Minuten. Gegen Ende wird Frau A. unruhig und

freut sich auf zu Hause. (BEO-B)
4

̇ Der Blindenbetreuer möchte mit Frau L. spazie-
ren gehen, holt ihren Rollstuhl ins Wohnzimmer
und stellt ihn vor Frau L. (...) Er begrüßt sie
kurz, ergreift ihre Hand und zieht sie nach
oben, um sie zum Aufstehen zu bringen. Sie
schreit laut und wirkt recht eindeutig überrum-
pelt und abwehrend. Er zieht sie in den Stand
und ergreift ihre Hüfte, um sie zum Rollstuhl
umdrehen zu können. Frau L. sträubt sich und
schreit erneut. Sie klingt zornig. Als sie in den
Rollstuhl gedrückt wird, bäumt sie sich im Sitz
auf und möchte wieder aufstehen. Der  Blin-
denbetreuer sagt ‚Nein, nein!’ und erklärt ihr
kurz, dass er doch mit ihr rausgehen möchte.
Als er die Jacke holen geht, bleibt Frau L. sit-
zen. Er ergreift ihren Arm und schiebt ihn in den
Jackenärmel. Sie wirkt wieder überrumpelt und

                                                     
4 BEO-B bedeutet, dass die Beobachtung in einem

Heim der Behindertenhilfe (Eingliederungshilfe)
durchgeführt wurde.

erschrocken. Sie schreit und windet sich, als
sie die Jacke angezogen bekommt. Der Blin-
denbetreuer ignoriert ihr Verhalten. Frau L. sitzt
nun angezogen im Rollstuhl. Gemeinsam ver-
lassen wir die Gruppe. (...) Wir gehen fast 90
Minuten spazieren. Es ist sehr kalt und windig.
Frau L. trägt weder einen Schal, noch Hand-
schuhe oder Mütze. (...) Sie ist nicht ange-
schnallt. Jedes Mal, wenn wir stehen bleiben,
versucht sie, aus dem Rollstuhl aufzustehen,
wird jedoch von dem Blindenbetreuer in den
Sitz zurückgedrückt. (BEO-B)

Die Beispiele sprechen für sich. Dennoch eine
weitere Anmerkung: Die Tatsache, dass Frau
L. einen zusätzlichen ‚Blindenbetreuer’ hat,
würde bei der Auswertung eines Fragebogens
vermutlich sehr positiv zu Buche schlagen. Die
fachliche Qualität dieses ‚Blindenbetreuers’
wird dabei i. d. R. vorausgesetzt. Im Fall von
Frau C. wäre dies ein Trugschluss, der unent-
deckt bleibt, solange nicht genauer auf die
tatsächlichen Abläufe geschaut wird.

Die angeführten Beobachtungen verdeutli-
chen, dass das subjektive Erleben von Men-
schen mit schwerer Behinderung nicht mittels
Fragebögen erfasst werden kann. Unter dem
Stichwort ‚Nutzerbefragung’ müssen darum bei
Menschen mit schwerer Behinderung zusätzli-
che Wege zur Erkundung ihrer Zufriedenheit
gefunden werden.

Die im Rahmen der Kölner Lebensqualität-
Studie entwickelten ‚Checklisten zur Evaluation
und Reflexion der professionellen Arbeit mit
Menschen mit schwerer Behinderung im Be-
reich des Wohnens’ können einen neuen Zu-
gang eröffnen (SEIFERT 2003). Hier wurden
alltägliche Beobachtungen zur Befindlichkeit
von Bewohnerinnen und Bewohnern in unter-
schiedlichen Situationen zu Prüfkriterien ver-
dichtet und fünf Dimensionen von Lebensqua-
lität zugeordnet (physisches, soziales, materi-
elles, aktivitätsbezogenes und emotionales
Wohlbefinden).

Ausgewählte Beispiele geben Einblick in die
Struktur der Checklisten:
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Beispiele aus verschiedenen Bereichen
(Auswahl aus insgesamt 93 Indikatoren)

Trifft zu
trifft eher

zu
trifft eher
nicht zu

trifft

nicht zu

nicht

relevant

(...)

In Pflegesituationen erhält der/die Bewohner/in persönliche Zuwen-
dung durch handlungsbegleitendes Sprechen.

̌ ̌ ̌ ̌ ̂

(...)

Der/die Bewohner/in erhält Gelegenheit, bei den Mahlzeiten Spei-
sen und Getränke selbst auszuwählen.

̌ ̌ ̌ ̌ ̂

(...)

Der/die Bewohner/in hat Gelegenheit, seine/ihre Ausdrucksmöglich-
keiten durch systematische Angebote alternativer Kommunikati-
onsmöglichkeiten zu erweitern (z. B. Bildkarten, Gebärden).

̌ ̌ ̌ ̌ ̂

(...)

Der/die Bewohner/in erfährt auch außerhalb von zweckgebundenen
Tätigkeiten regelmäßig persönliche Zuwendung.

̌ ̌ ̌ ̌ ̂

Der/die Bewohner/in erhält Unterstützung bei der Anbahnung von
Kontakten/Beziehungen zu Mitbewohnern und Mitbewohnerinnen.. ̌ ̌ ̌ ̌ ̂

Der Bewohner ist in das Gruppengeschehen integriert. ̌ ̌ ̌ ̌ ̂
(...)

Der/die Bewohner/in nimmt regelmäßig an gemeinsamen Außenak-
tivitäten der Gruppe teil (z. B. Einkaufen, Cafébesuch, Kneipe,
kulturelle Veranstaltungen).

̌ ̌ ̌ ̌ ̂

(...)

Bei autistischer Symptomatik: Der/die Bewohner/in erhält Unterstüt-
zung zur zeitlichen, räumlichen und sächlichen Orientierung im
Alltag durch optische Strukturierungshilfen.

̌ ̌ ̌ ̌ ̂

(...)

Bei Blindheit: Der/die Bewohner/in fühlt sich durch verlässliche
verbale und taktile Orientierungshilfen im Alltag sicher.

̌ ̌ ̌ ̌ ̂

Zur bestmöglichen Annäherung an die Nutzer-
perspektive sollte die Evaluation in Zusam-
menarbeit mit unterschiedlichen Personen
durchgeführt werden. Die Auswertung der
Ankreuzungen gibt Hinweise auf das subjekti-
ve Wohlbefinden schwer behinderter Bewoh-
nerinnen und Bewohner in zentralen Lebens-
bereichen und zeigt den Handlungsbedarf auf.

Zusammenfassung

Unabhängig davon, welches Verfahren zur
Ermittlung der Nutzerzufriedenheit von Men-
schen mit schwerer Behinderung angewendet
wird: Teilnehmende Beobachtungen im Alltag

sind unerlässlich. Sie bieten die Chance zur
Eigenbeteiligung der Bewohner bei der Be-
wertung der Qualität der Angebote und bilden
die Basis für stellvertretende Antworten in
Kontext von Nutzerbefragungen. Lebenswel-
tintegrierte Beobachtungen des Ausdrucksver-
haltens von Menschen, die nicht für sich selbst
sprechen können, sind somit eine Möglichkeit,
den Empowermentprozess dieser Personen-
gruppe zu unterstützen. Ihre nonverbalen Bot-
schaften geben auf der präreflexiven Ebene
Hinweise auf die subjektive Wahrnehmung der
eigenen Lebenssituation. Diese Botschaften
können zu einer Form der Interessensvertre-
tung werden, wenn es gelingt, durch sensibles
Reagieren auf die oft nur ansatzweise erkenn-
baren Signale Machtstrukturen aufzubrechen,
die noch immer den Umgang mit Menschen
mit hohem Hilfebedarf prägen. Wenn sich das
soziale Umfeld für die individuellen Äußerun-
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gen öffnet und sie zum Orientierungspunkt für
die assistierende Begleitung im Alltag macht,
werden sie zu einem Potential, das als Mittel
zur Veränderung ihrer Lebenssituation und
damit zur Sicherung ihrer individuellen Le-
bensqualität wirksam werden kann.
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Zusammenfassung

des Workshops

MONIKA SEIFERT, ANTJE KOEPP,
ULRIKE MÖLLER

Die 20 TeilnehmerInnen der Arbeitsgruppe
kamen aus Bayern (1), Berlin (2), Hamburg (5),
Hessen (1), Niedersachsen (1), Nordrhein-
Westfalen (9) und aus der Schweiz (1). Ihre
Tätigkeitsfelder liegen überwiegend im Bereich
des Wohnens, z.T. in leitender Funktion. Als
Gast waren Frau Prof. Dr. Jutta Hagen (Ev.
Fachhochschule Bochum), Herr Dr. Stefan
Helmkamp (Ev. Stiftung Alsterdorf, Hamburg)
und Frau Milly Aßmann (Lebenshilfe Halle)
eingeladen.

Zu Beginn wurde eine Klärung des Verständ-
nisses der Begriffe ‚Menschen mit hohem
Hilfebedarf’ und ‚Partizipation’ vorgenommen.
Der Begriff ‚hoher Hilfebedarf’ wurde dahinge-
hend problematisiert, dass er die Hilfebedürf-
tigkeit des Betroffenen in den Vordergrund
stelle. Angemessener sei der Assistenzbegriff.
Da dieser jedoch i.d.R. die Fähigkeit der be-
hinderten Menschen, ‚Anweisungen’ zu geben,
impliziert, einigte man sich mit Blick auf die
Besonderheiten des Personenkreises auf die
Formulierung ‚Menschen mit hohem Unter-
stützungsbedarf’ (z. B. bei der Realisierung
ihrer Wünsche, Interessen, Rechte). Als Spe-
zifika wurden genannt:

̇ starke Verhaltensauffälligkeiten

̇ besonders schwierige Kommunikation

̇ (mehrfache) starke Sinnesbeeinträchti-
gung

̇ schwere Mehrfachbehinderung

̇ Wahrnehmungsstörungen

̇ Gewalterfahrungen

̇ psychische Erkrankung (‚Doppeldiagnose’)

̇ starke gesundheitliche Beeinträchtigungen

̇ Epilepsie

̇ Autismus/ autistische Verhaltensweisen

̇ Hospitalismus

̇ hoher Pflegebedarf

̇ Sucht

̇ Demenz

̇ Schwierigkeiten für HelferInnen, Bedürf-
nisse zu erkennen und zu befriedigen (zei-
tintensiv / an die eigenen Grenzen führend)
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Assoziationen zum Begriff Partizipation:

̇ Teilhabe

̇ Teilnahme

̇ Zurücknahme der Profis und des gesam-
ten Umfelds (Zeit und Raum lassen)

̇ Rechte / Gleichberechtigung

̇ Gleichwertigkeit in der Begegnung

̇ Mitglied der Gesellschaft

̇ Selbstbestimmung

̇ Gemeinschaft

̇ Annahme, Akzeptanz, Anerkennung,
Wertschätzung

̇ Austausch

̇ mitreden können, überall dabei sein

̇ Mitbestimmung

̇ Partnerschaft

̇ Individualität und Freiwilligkeit

̇ Zusammenarbeit

̇ Angebote schaffen

Anschließend wurde in drei Kleingruppen zu
den Themenfeldern Sensibilisierung der Mitar-
beiterInnen, Partizipation bei der individuellen
Hilfeplanung und Partizipation bei Nutzerbe-
fragungen diskutiert.

1. Sensibilisierung der Mitarbeite-

rInnen

Die TeilnehmerInnen der Kleingruppe 1 stell-
ten fest, dass in den Köpfen vieler Mitarbeite-
rInnen noch immer „Versorgungsstrategien“
verankert sind. Die Bereitschaft zur Verände-
rung sei oftmals nur vorhanden, wenn Anwei-
sungen „von oben“ erfolgen. Im Zusammen-
hang mit der Zielperspektive Partizipation sei-
en Ausbildungsgänge hinsichtlich der Vermitt-
lung von Grundlagen und Methodik kritisch zu
hinterfragen. Von zentraler Bedeutung sei die
Erkundung der Bedürfnisse/Emotionen der
BewohnerInnen durch Verfahren, die Empa-
thie, Gestik und Mimik berücksichtigen und die
notwendige Assistenz bei der Artikulation der
Wünsche sicher stellen.

Zur Sensibilisierung der MitarbeiterInnen wer-
den folgende Aspekte für wichtig erachtet:

̇ aktive Beteiligung der Basis an der Kon-
zeptentwicklung (MitarbeiterInnen müssen
sich mit ihrer Arbeit identifizieren können)

̇ Tagesabläufe aus der Bewohnerperspekti-
ve nachvollziehen

̇ Mitbestimmungsmöglichkei-
ten/Kompetenzorientierung auvh für Mitar-
beiterInnen

̇ Qualifizierung/Professionalisierung zur
Umsetzung des Paradigmenwechsels

̇ Modellfunktion/Vorbildfunktion durch
GruppenmitarbeiterInnen, die eine „ange-
messene Haltung“ haben

̇ Persönliches Gespräch suchen

̇ Austausch von Bedürfnissen (Arbeitsat-
mosphäre)

̇ Berücksichtigung der individuellen Biogra-
fie (den/die MitarbeiterIn dort abholen, wo
er/sie steht)

̇ Supervision – die Perspektive der Mitar-
beiterInnen berücksichtigen

̇ Mitbestimmungsmöglichkeiten für Men-
schen mit Behinderungen strukturell und
konzeptionell verankern

̇ Organisatorische, finanzielle und zeitliche
Rahmenbedingungen geschaffen werden,
um den Tätigen vor Ort eine entsprechen-
de Arbeit zu ermöglichen

2. Partizipation bei der Individuel-

len Hilfeplanung

Die TeilnehmerInnen der Kleingruppe 2 the-
matisierten verschiedene Möglichkeiten zur
Realisierung von Partizipation von Menschen
mit hohem Unterstützungsbedarf bei der Indi-
viduellen Hilfeplanung:

̇ Bezugsbetreuerbefragung

̇ Multiperspektivische Erhebung (Mensch
mit Behinderung, Mitarbeiter, Angehörige,
Freunde, Bekannte)

̇ Interpretation durch das direkte Umfeld

̇ Hinzuziehen von externen oder unbetei-
ligten Beobachtern

̇ Interpretation der Beobachtung î Bildung
einer Hypothese î Ausprobieren î Do-
kumentieren î Reflektieren î Bestätigung
oder Verwerfen der Hypothese



̈ PARTIZIPATION  _________________________________________________________________

____________________________________ ____________________________________34

̇ Eigene Kommunikation des behinderten
Menschen erlernen und nutzen (Mi-
mik/Gestik)

̇ Unterstützte Kommunikation nutzen (Big-
Mac o.ä.)

Probleme ergeben sich vor allem hinsichtlich
der Interpretationsspielräume und aufgrund
der Zeitintensität/Kosten für unterstützte Kom-
munikation sowie der Abhängigkeit von der
Motivation der beteiligten MitarbeiterInnen.

Die richtige Deutung der Bedürfnisse der Be-
wohnerInnen mit hohem Unterstützungsbedarf
führt nach den Erfahrungen der Teilnehmen-
den zur Steigerung des Wohlbefindens. Im
Vordergrund stehe nicht die Kompetenzsteige-
rung bzw. der Kompetenzerhalt (BewohnerIn-
nen werden nicht ‚verplant’). Dadurch entste-
hen individuelle Betreuungszeiten und –inhal-
te. Wichtig sei, die Erkenntnis zulassen kön-
nen, dass Entwicklung nicht immer nur vor-
wärts geht.

3. Partizipation bei Nutzerbefra-

gungen

Die Diskussion der Kleingruppe 3 fokussierte
auf folgende Fragestellungen:

̇ Wem nutzt die Befragung? (Interesse des
Nutzers vs. Interesse der Institution)

̇ Was ist bei der Befragungsmethode zu
beachten? (Beteiligung der Nutzer bei der
Bogenerstellung; thematische Eingren-
zung; offene Gestaltung des Bogens; indi-
viduelles Tempo bei der Befragung; ggf.
stellvertretende Beantwortung)

̇ Wo gibt es Probleme? (Vermittlung des
Sinns der Fragen; Verstehen der Fragen;
lebensweltlicher Bezug; Begrenztheit der
Erfahrungen; ein Bogen für alle?)

Als Essentials wurde festgehalten, dass die
Einleitung eines Kommunikationsprozesses im
Alltag notwendige Voraussetzung für eine Nut-
zerbefragung ist. Es müsse zur selbstver-
ständlichen Kultur der Einrichtung werden,
dass Wahlmöglichkeiten geboten und Mei-
nungsäußerungen erwünscht und unterstützt
werden. Das Ziel der Befragung solle transpa-
rent sein und die Optionen realisierbar. Die

Ergebnisse der Befragung sollen zu erkennba-
ren Konsequenzen führen.

4. Ausgewählte Instrumente

Drei Kurzbeiträge dienten der Vertiefung der
Diskussion:

− MILLY ASSMANN (Lebenshilfe Halle) be-
richtete über die Entwicklung eines Instru-
ments, das Lebensqualität für Menschen in
Wohneinrichtungen erfasst, die als hospi-
talisiert, geistig schwer- und schwerstbe-
hindert gelten (Projekt ‚Individuelle Le-
bensstilplanung – ILP’). Im Mittelpunkt des
Interesses steht der Betroffene mit seinen
individuellen Kompetenzen und Stärken.
Die Art und Intensität der Hilfeleistung und
der Bedarf an Assistenz soll sich in diesem
Instrument abbilden. Dabei ist die koope-
rative Zusammenarbeit zwischen dem Be-
troffenen, seinem Bezugsbetreuer, Ange-
hörigen und gesetzlichem Betreuer gefor-
dert (vgl. den Beitrag in diesem Band).

− STEPHAN HELMKAMP stellte ein stellvertre-
tendes multiperspektivisches Verfahren
und ein Fortbildungsangebot zur Intro-
spektion vor, das er im Rahmen der Er-
probung des Qualitätssicherungsinstru-
ments QuAnTa für die Tagesförderung im
Bereich Alsterarbeit der Stiftung Alsterdorf
in Hamburg entwickelt hat. Ziel war die
größtmögliche Partizipation der Besuche-
rInnen der Tagesförderung bei der Beant-
wortung von Fragebögen zur Qualitätssi-
cherung der Angebote (vgl. den Beitrag in
diesem Band).

− MONIKA SEIFERT plädierte als weitere Mög-
lichkeit zur Annäherung an die Nutzerper-
spektive für Beobachtungen im Alltag. Sie
begründete den hohen Stellenwert dieses
Verfahrens anhand eines Vergleichs von
stellvertretenden Antworten und Beob-
achtungen zur selben Fragestellung. Als
Instrument zur Evaluation der professio-
nellen Arbeit mit Menschen mit hohem
Hilfebedarf im Bereich des Wohnens
stellte sie Checklisten vor, die im Rahmen
der Kölner Lebensqualität-Studie entwik-
kelt wurden (vgl. den Beitrag in diesem
Band).
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5. Zusammenfassende Forderun-

gen und Empfehlungen

Abschließend fassten die TeilnehmerInnen die
wichtigsten Aspekte zusammen und formu-
lierten Forderungen an die DHG. Sie werden
im Folgenden stichwortartig aufgelistet.

Grundsätzliche Forderungen

̇ Klärung des Grundverständnisses von
Partizipation

̇ Bereitschaft und Wille muss vorhanden
sein

̇ Partizipation als selbstverständliche Routi-
ne im Alltag

̇ einfache/verständliche Sprache in allen
Bereichen

̇ Abkehr von institutionsbezogenem Denken

̇ Bereitstellung der notwendigen finanziellen
Ressourcen

Empfehlungen zur Methodik

̇ Aufklärung/Schulung aller Beteiligten

̇ kreative Methoden der Befragungen (Me-
thoden-Mix)

̇ Multiperspektivität

̇ Ressourcenentdeckung – Nutzer befragen
Nutzer, Nutzer unterstützen Nutzer

̇ Kompetenzerweiterung – „verstehen ler-
nen“

̇ offene/prozessorientierte Vorgehensweise

̇ regelmäßige Reflexion, Evaluation und
Weiterentwicklung

̇ Reflexionskultur auf allen Ebenen

̇ argumentative Überzeugung der Mitarbei-
terInnen

Notwendige Rahmenbedingungen

̇ strukturelle Verankerung der Partizipation
in allen Bereichen

̇ intensive Mitarbeiterschulungen

̇ nutzerorientierte Interessenvertretung

̇ Haltung der Mitarbeiterinnen

̇ Durchdringung aller Ebenen

̇ Schaffung von Spielräumen

̇ Zeit, Geld und Raum für Partizipation
muss vorhanden sein

̇ Veränderungsmöglichkeiten von Abläufen
und Routinen

̇ grundlegende und übergreifende Quali-
tätsstandards

̇ Kommunikationsstrukturen und Kritikkultur

Probleme und Grenzen

̇ Berücksichtigung forschungsethischer
Gesichtspunkte

̇ Tabuisierung bestimmter Lebensbereiche

̇ Gefahr der Kompetenzüberschrei-
tung/Anmaßung

̇ Grenzen der Identifikationsmöglichkeit

̇ Interpretationsspielräume

Auftrag an die DHG

̇ Vernetzung/Bündelung von Erfahrungen
der professionellen Helferinnen

̇ Forum oder Homepage im Internet erstel-
len

̇ Ermöglichung eines regionalen Gruppen-
austausches

̇ Schaffung des Bewusstseins in der Öffent-
lichkeit

̇ Zusammenstellung vorliegender Erfahrun-
gen (Bibliografie)

̇ Zusammenarbeit mit Ausbildungsstätten
und Überprüfung der Curricula

̈ DR. MONIKA SEIFERT, BERLIN

ANTJE KOEPP, BERLIN

ULRIKE MÖLLER, KÖLN
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W o r k s h o p  2

Teilhabe von behinderten Menschen mit hohem Hilfebedarf

MODERATION: ULRICH NIEHOFF, MARBURG; THEODORUS MAAS, HAMBURG

Dieser Workshop will sich einer programmatischen Frage stellen: Was heißt eigentlich „Teilhabe“? Ist das Ziel die
Mitbestimmung in allen Lebensbereichen nach dem Motto: Nichts über uns - nichts ohne uns? Oder erfordert die
Realisierung von Teilhabe eine grundständig andere Praxis - nämlich Nicht-Ausgrenzung, Gemeinwesenarbeit,
Community Care?

Welche fachlichen Schlussfolgerungen sind zu ziehen, insbesondere für Menschen mit hohem Hilfebedarf? Wie
kann Praxis heute anders gestaltet werden, wenn die Rahmenbedingungen nur mittelbar verändert werden kön-
nen? Diese Fragen sollen gemeinsam erarbeitet werden.

Beiträge:

̇ Thesen zur Teilhabe von behinderten Menschen mit hohem Hilfebedarf (ULRICH NIEHOFF)

̇ Zusammenfassung des Workshops (JENS WEHRMANN)

Thesen zur Teilhabe von

behinderten Menschen

mit hohem Hilfebedarf

ULRICH NIEHOFF

1. Teilhabe / Inklusion  ist realisiert, wenn
eine Gesellschaft nicht mehr ausgrenzt.
Wenn wir Teilhabe / Inklusion  realisie-
ren wollen, müssen wir Ausgrenzung
verhindern.

2. Die Behindertenhilfe bietet häufig ihre
Hilfen an, wenn Ausgrenzung stattge-
funden hat, wenn inklusive Bemühun-
gen gescheitert sind. Inklusiv denken
und handeln würde bedeuten, nicht al-
les selbst zu machen, sondern offensiv
auf die Gesellschaft und ihre Gruppie-
rungen zu zugehen und dort, vor Ort,
Hilfen, Unterstützung und Beratung an-
zubieten durch Vermittlung unseres
Wissens / Kompetenztransfer.

3. Zugang zu Institutionen und Dienstlei-
stungen in der Gemeinde zu haben be-
deutet im Prinzip, dass die Gesellschaft
barrierefrei organisiert sein muss.
Wenn sie – im Umkehrschluss – Barrie-
ren zulässt, dann schafft die Gesell-
schaft Behinderungen.

4. Community Care oder Gemeinwesen-
arbeit ist die Methode, um eine inklusi-
ve Kommune zu unterstützen. Durch

Unterstützung, Beratung, Assistenz in
den kommunalen Netzwerken (Kir-
chengemeinden, Volkshochschulen,
Sport- und andere Vereine, Beratungs-
stellen) kann – wenn wir Glück und Er-
folg haben – Ausgrenzung verhindert
werden.

5. Inklusion und Community Care (Ge-
meinwesenarbeit) ist nicht schon reali-
siert bei Verkleinerung von Institutionen
und Dezentralisierung. Dazu gehören
Initiativen, um Ausgrenzung in Zukunft
zu verhindern.

6. Das berufliche Selbstverständnis von
Professionellen ist betroffen. Sie und
auch die Kostenträger haben es bisher
für selbstverständlich gehalten, dass
Menschen mit Behinderung versorgt,
betreut, gefördert, therapiert oder auch
begleitet und unterstützt werden. Inklu-
siv tätige Professionelle werden zu
Brückenbauern in die Gemeinde.

7. Inklusion anzustreben und Teilhabe zu
ermöglichen erfordert notwendig Bera-
tung und Unterstützung. Ohne diese
wird die Gesellschaft weiter ausgren-
zen, weil sie keine Erfahrung damit hat,
wie sie mit Menschen, die der Norm
nicht entsprechen, umgehen soll.

̈ ULRICH NIEHOFF

BUNDESVEREINIGUNG LEBENSHILFE

RAIFFEISENSTR. 18, 35043 MARBURG

ULRICH.NIEHOFF@LEBENSHILFE.DE

mailto:Ulrich.Niehoff@lebenshilfe.de
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Zusammenfassung

des Workshops

JENS WEHRMANN

Aussagen und Fragen aus der

Vorstellungsrunde

̇ Bei Bedarf wurden in der Einrichtung Ver-
legungen vorgenommen, so dass eine
recht homogene Gruppe existiert, in der
eine gewisse „Lebendigkeit“ fehlt.

̇ Wie gelingt Gemeinwesenarbeit mit Men-
schen mit schweren Behinderungen?

̇ Welche gelingen ambulanten Betreu-
ungsformen gibt es?

̇ Die Einrichtung öffnet sich.

̇ Wie gelingen trotz starrer Rahmenbedin-
gungen Veränderungen?

̇ Dezentrale Einrichtungen werden in (Ko-
sten-) Planungen oft nicht berücksichtigt
und müssen daher häufig wieder aufgelöst
werden.

̇ Seit 1994 existieren in W.  dezentrale Ein-
richtungen, die Tendenz ist aber rückläufig.

̇ Wie können trotz Kosteneinsparungen
individuelle Erfolge gesichert und erhalten
werden?

̇ Inklusion und Teilhabe – was heißt das?

̇ Man muss eine Haltung bzw. einen Stand-
punkt für die eigene praktische Arbeit fin-
den.

̇ Auch innerhalb des Personenkreises von
Menschen mit Behinderungen finden Inklu-
sion und Ausgrenzung statt.

̇ Eingliederungshilfen gestalten sich schwie-
rig aufgrund unterschiedlicher Pflegestu-
fen.

̇ Wie kann den Kostenfragen begegnet und
gleichzeitig der Schritt nach Außen (Inklu-
sion) gemacht werden?

̇ Es findet eine Aufnahme von Menschen
mit hohem Pflegeaufwand ohne ausrei-
chende Personalaufstockung statt.

̇ Integration und Veränderungen verlaufen
konträr.

̇ Ein Bewohner ist (auto-)aggressiv, die
anderen Bewohner kommen damit klar, ih-
re Eltern sind empört.

̇ Kleine Einrichtung, daher kleiner Kosten-
satz: Wie geht es weiter in Bezug auf Inte-
gration/ Personal?

̇ Teilhabe ist gefährdet durch sinkende
Mittel bei höherem Assistenzbedarf.

̇ Einrichtung ist stark dezentral organisiert.

̇ Es sollte auf Hilfesysteme in der Region
zurückgegriffen werden!

̇ Inklusion lässt sich verwirklichen, wenn
Institutionen offen sind, die Dominanz der
Pädagogik beseitigt ist, verschiedene Un-
terstützungsmöglichkeiten von verschiede-
nen Anbietern genutzt werden.

̇ Veränderungen in M. werden von der
Stellvertretersitzung initiiert.

̇ Wie können Meinungen und Wünsche von
Menschen mit schweren Behinderungen in
die individuelle Hilfeplanung aufgenommen
werden?

̇ Integration im Umfeld (sozialer Brenn-
punkt) gelingt , indem Praktika in der Ein-
richtung angeboten werden, in den Schu-
len Öffentlichkeitsarbeit betrieben wird.

̇ Wie können in sozialen Brennpunkten
Barrieren abgebaut werden?

̇ Wie kommt man in der Gemeinde an?

̇ Was heißt Inklusion wirklich? Gibt es da
vielleicht zu hohe Erwartungen?
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̇ Leitlinie der Einrichtung: Normalität – Inte-
gration – Qualität!

̇ Teilhabe – woran?

̇ Selbständigere Bewohner lehnen weniger
selbständige ab.

̇ Wie kann man weiterhin bei sinkenden
Finanzen auf Wünsche von Bewohnern
eingehen?

̇ Wir sind bereits eine sehr dezentrale Ein-
richtung. Bewohner von dezentralen Woh-
neinheiten wollen nicht wieder zurück.

̇ Die Lebenssituationen der Bewohner ha-
ben sich normalisiert – wie können die
Nachbarn sensibilisiert und Teilhabe tat-
sächlich realisiert werden?

̇ Wie sieht die politische Weiterentwicklung
in sozialen Bereichen aus?

̇ Kleine Einrichtungen sind sehr gut – eige-
ne Vision von Einheiten mit vier Bewoh-
nern.

̇ Neue Wohnformen müssen aufgrund der
Veralterung der Gesellschaft gefunden
werden.

Bestandsaufnahme

Beispiele für gelingende Inklusion/Teilhabe

̇ Kooperation mit Schulen.

- Deutsche Gebärdensprache (DGS)
wird im Primarbereich als Geheim-
sprache vorgestellt.

- Einladungen für gegenseitige Besuche
werden ausgesprochen und wahrge-
nommen.

- Berichte von Schülern über die Ein-
richtung erscheinen z.T. in der Zeitung.

̇ Kontakt mit Schulen.

̇ Kooperation mit Schulen und Sozialarbei-
tern.

Es gibt eine Konzeptentwicklung für die
Stufen 9/10 einer Hauptschule.

̇ Leben im Dorf.

Die Nachbarschaft war kritisch, das Ver-
hältnis ist aber durch die Offenheit aller in-
zwischen sehr gut.

̇ Akzeptanz in der Nachbarschaft.

̇ Die Akzeptanz in der Gesellschaft durch
gute Nachbarschaft.

̇ Neugier in der Nachbarschaft durch die
offene Freundlichkeit der Bewohner.

- Angesiedelt in normalem Wohngelän-
de.

- Nur die Grundbedingungen müssen
geschaffen werden, alles weitere ent-
wickelt sich von selbst.

- Die Offenheit der Bewohner führt dazu,
dass die Professionalität infrage ge-
stellt wird, dies führt dazu, dass die
Chancen zur Teilhabe durch persönli-
che Bekanntschaften in normalen Si-
tuationen entstehen können.

̇ Mitgestaltung von Festen in der Gemeinde
sowie Teilnahme daran (Stadtteilfest).

̇ Die Teilnahme an Angeboten im Stadtteil
wirkt integrativ.

̇ Dezentrales Wohnen.

Raus aus der Anstalt in die Gemeinde!

̇ Die Wohnsituation (Lage/ Gebäude) ist
sehr gut.

̇ Einbezug von Menschen mit Behinderun-
gen bei der Gestaltung und Verbesserung
von Lebenswelten.

Stellvertreterkonferenz der Stadt Münster
und Heimbeiräte fordern mehr normale Ar-
beiten, z.B. in Küchen der Einrichtungen.

̇ Individuelle Begleitung.

Kleine Einheiten führen zu mehr Teilhabe.

̇ Selbstbestimmung im Alltag.

Teilhabe und Selbstbestimmung bedingen
sich gegenseitig.

̇ Die Bezahlung ist einigermaßen, denn sie
reicht noch ...

̇ Der Kostendruck  führt zu weniger betei-
ligten Professionellen, dies führt zur Inte-
gration von anderen Leuten, dies führt zu
den besten Innovationen.

̇ Die Berufliche Rehabilitation in Werkstät-
ten und Fördereinrichtungen führt zu Be-
stätigung und Erhöhung des Selbstwert-
gefühls der Bewohner und Arbeitnehmer,
z.T. können Bereiche geschlossen werden,
weil Teilhabe an allgemeinen Strukturen
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möglich ist. Teilhabe ist, eine Aufgabe zu
haben.

̇ Mitarbeiterqualifikation kann zu Inklusion
führen.

̇ Gelingende Teilhabe durch Weiterbildung.

Bewohner und behinderte Arbeitnehmer
erweitern ihre Kompetenzen und werden
so zu vollwertigen Bürgern.

̇ Keine Umwandlung in eine Pflegeeinrich-
tung.

Unsicherheit abgewendet.

Wo bzw. wodurch  tauchen Probleme auf?

̇ Bei der Mitarbeiterqualifikation.

- Sie könnte besser laufen.

- Wie kann sie trotz Kosteneinsparungen
weitergeführt werden?

̇ Durch die politische Situation.

̇ Durch die Teilhabe am allgemeinen Stan-
dard/gesundheitliche Versorgung.

(Gesundheitsreform, Fallpauschale etc.)

̇ Beim Personalaufwand und durch den
Kostendruck.

̇ Durch sinkende Ressourcen.

̇ Durch Finanzierungsprobleme.

̇ Durch große homogene Wohngruppen.

Sie stellen ein Problem im Sinne der Inte-
gration dar.

̇ Durch „zu viel Gruppe“.

Es gibt einen Gruppenzwang, man kann
nicht individuell arbeiten.

̇ Beim „Leben im Dorf“.

Es gibt keine Verkehrsanbindung, keine
öffentlichen Angebote etc.

̇ Durch mangelnde Selbstverständlichkeit
im Umgang mit „anderen“ Nachbarn.

Wohngruppen werden nicht in normale
Nachbarschaftsverhältnisse einbezogen.

̇ Durch Diskriminierung im Stadtteil.

̇ Durch Vorbehalte und Vorurteile in der
Bevölkerung.

̇ Durch Betonung des „medizinisch-
pflegerischen“ Sicherheitsaspektes durch
die Heimaufsicht.

Der Kreis hat die Heimaufsicht vom Land
übernommen, achtet nur auf Pflegekräfte.

̇ Durch noch zu viel Personal im Verwal-
tungsbereich der Geschäftsstellen.

̇ Durch zu wenig Methoden zur Ermittlung
von Wünschen und Bedürfnissen von
Menschen mit hohem Hilfebedarf.

Verweis auf Instrumentarium für die Befra-
gung bzgl. Wohnen von NIEHOFF/GROMANN

bei der Lebenshilfe, dies ist jedoch nicht
entwickelt für Menschen mit hohem Hilfe-
bedarf.

̇ Dadurch, dass Außenwohngruppen zurück
in die Großeinrichtungen müssen.

̇ Bei Veränderungen von Strukturen.

Der Personalschlüssel von gelernten : un-
gelernten Kräften ist jetzt 50 : 50, in jeder
Schicht ist ein Auszubildender.

Community Care

Beitrag von THEODORUS MAAS

Seit 5 Jahren wird in der Einrichtung Hamburg-
Alsterdorf verstärkt auf Community Care ge-
setzt, so kommen etwa Bürger in die Ge-
schäfte und Restaurants, die auf dem Gelände
der Einrichtung entstanden sind und in öffentli-
cher bzw. wirtschaftlicher Hand liegen. Dies ist
jedoch nur ein Schritt in Richtung Normalität.

Teilhabe und Inklusion muss in den Bereichen
Arbeit, Bildung und Freizeit verwirklicht wer-
den.

Arbeit

̇ Arbeit dient der Identitätsfindung und dem
Aufbau eines persönlichen Netzwerks.

̇ In Hamburg gibt es sehr ermutigende Bei-
spiele (Arbeitsassistenz, Stadthaus Hotel
etc.).

̇ Für alle Menschen gilt: Sie können nicht
nur Rechte haben, sondern müssen auch
Pflichten wahrnehmen. Dies gelingt in
Hamburg z.B. über die Pflege von Stra-
ßenbäumen, Kioske an Schulen etc. Über
diese Aufgaben können Menschen mit Be-
hinderungen mit ihren Kompetenzen dem
Gemeinwesen dienen.

̇ In Holland wird die Integration von Men-
schen mit Behinderungen auf den ersten
Arbeitsmarkt gefordert.
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̇ In Schweden gilt die Maxime, dass Be-
schäftigung dann sinnvoll ist, wenn die be-
treffenden Personen diese Arbeit als sinn-
voll erleben.

Bildung

̇ Mitte der 70er Jahre wurde in Hamburg-
Alsterdorf erstmals ein blinder Schüler in
einem Gymnasium beschult. Inzwischen
gilt integrative Beschulung als selbstver-
ständlich.

̇ Wie kann nun das System ausgebaut wer-
den, damit nicht nur normal intellektuelle,
sinnes- oder körperbehinderte Schüler in-
tegrativ beschult werden können?

̇ In Hamburg-Alsterdorf wird in der Sekun-
darstufe 1 einer privaten, zweizügigen Re-
gelschule integrativ unterrichtet. Diese
Schule ist aufgrund ihrer ganztägigen Or-
ganisation sehr gefragt.

̇ In Hamburg-Mümmelmannsberg existiert
eine Kindertagesstätte, die 17 : 3 integrativ
arbeitet. Alle Schulen im Ort beschulen in-
tegrativ. Die Erfahrung zeigt hier, dass die
notwendige Entwicklung viel Zeit braucht,
und dass, sobald ein Kind auffällt, so früh
wie möglich alle Hilfen angedient werden
müssen!

Freizeit

̇ Das Zusammenleben von Menschen mit
und ohne Behinderungen gestaltet sich
nach wie vor schwierig.

̇ In Hamburg-Alsterdorf gibt es zwei Mo-
dellprojekte. Die Erfahrung zeigt hier, dass
die Suche nach Schnittpunkten in den indi-
viduellen Interessen hilfreich ist.

Fragen zum Beitrag

Wie weit nehmen Menschen mit Behinderun-
gen selbst Kontakt mit Schülern auf?

Die Vision ist, dass Familien mit einem behin-
derten Kind von Beginn an in einem integrati-
ven Netz leben => das Kind bekommt andere
Kontakte als allein zu Professionellen, den
Eltern und anderen Menschen mit Behinde-
rungen.

Ist denn der klassische Familienentlastende
Dienst (FED) nicht netzwerk-unterstützend?

Der FED reicht nicht, denn das Netz muss
über die Familie hinausgehen.

Sind häufig nicht die Eltern selbst hilfebedürf-
tig, können aber keine Hilfe annehmen?

Stimmt. Daher sollte man Wohnraum anbieten
für Eltern mit einem behinderten Kind!

Sollte man, statt überall Probleme zu sehen
nicht einfach anfangen, damit Behinderungen
einmal nicht mehr besonders sind?

Ja! Inklusion und Besonderungen schließen
sich gegenseitig aus!

Visionen

Welche Zielen sollen erreicht werden?

̇ Individuelle Unterstützerkonferenz als
Ausgangspunkt.

̇ Einführung persönlicher Budgets.

̇ Vielfältige Lebensentwürfe auch im ländli-
chen Raum.

̇ Auflösung der Großeinrichtungen.

̇ Kleine Wohneinheiten.

̇ Integrationsmöglichkeiten schaffen in un-
mittelbarer Umgebung, Einbezug der
Nachbarschaft.

̇ Wohnangebote, die Entwicklungen mög-
lich machen.

̇ Auch Menschen mit hohem Hilfebedarf
sollen in eigenen Wohnungen leben kön-
nen und dazu jede Hilfe bekommen, die sie
brauchen (auch für 24 Stunden).

̇ Integrative Angebote in den Einrichtungen.

Mehr differenzierte Angebote in den Ein-
richtungen, mehr Mischung von stationären
und ambulanten Wohnangeboten.

̇ Dezentrale Wohnangebote mit regionalem
Bezug, Hilfen vor Ort.

̇ Barrierefreie Wohnangebote können den
ersten Schritt in eine „normale“ Umgebung
schaffen.

Nicht nur stufenlose Gebäude sondern
auch Erleichterung von Antragstellungen
und bessere Lesbarkeit z.B. von Busplä-
nen etc.
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̇ Gemeinde als Wesen, dass sich erst als
komplett empfindet, wenn es alle ein-
schließt.

̇ Menschen mit Behinderungen können alle
Angebote der Gesellschaft nutzen.

̇ Teilhabe für Alle ohne Aussonderung einer
Restgruppe.

̇ Möglichst viele individuelle Bildungsmög-
lichkeiten.

̇ Teilnahme am Regelschulunterricht für
alle.

̇ Ganzheitlichkeit in Bildung und Beruf.

̇ Alle Menschen mit Behinderung haben
Arbeit im ersten Arbeitsmarkt.

̇ Teilhabe am Arbeitsleben.

̇ Inklusion durch Verbesserung der fachli-
chen Kompetenz der Mitarbeiter an
Schnittstellen überörtlicher und örtlicher
Träger.

̇ Das Selbstverständnis von Professionellen
soll sein, gesellschaftliche Nischen zu bil-
den.

̇ Nicht nur pädagogische Professionelle
sind Dienstleister, sondern es muss ein
Kompetenztransfer zu anderen Bürgern in
der Gesellschaft stattfinden.

̇ Offensiver Umgang mit der Realität.

Die Finanzaussichten sind düster, dies
muss anerkannt werden, und daraus müs-
sen neue Möglichkeiten und Ideen entwik-
kelt werden.

̇ Traditionen weiter aufweichen.

Bewohner und Mitarbeiter sind seit Jahr-
zehnten an Abläufe etc. gewöhnt – die
Umstellung braucht Zeit.

̇ Selbstverständliche Beteiligung von Men-
schen mit Behinderungen auf allen Ent-
scheidungsebenen.

̇ Keine Kosten-Nutzen-Hierarchie (Ar-
beit/Wohnen/Freizeit), sondern das ge-
samte Paket!

̇ Erkenntnis, dass behinderte Menschen
keinen besonderen Umgang benötigen.

Ängsten von nicht behinderten Menschen
begegnen durch Einladungen und so zei-
gen, dass der Kontakt nützlich ist.

̇ Kinder kennen sich aus:

Menschen mit Behinderungen sind nichts
besonderes!

̇ Andocken an positiven Fähigkeiten, die
jeder hat; positives Erleben von Menschen
mit Behinderungen durch Menschen ohne
Behinderungen.

̇ Mehr Chancenreichtum, um Verantwor-
tung üben zu können.

̇ Umfassend selbst verantwortlich sein.

Verantwortung liegt allein bei Menschen
mit Behinderungen.

Strategien

Gewünschte Veränderungen
in der Fachlichkeit

̇ Vorschriften an die Realität anpassen
(„sinnvoll machen“).

Es gibt immer mehr Vorschriften, die nicht
zu realisieren sind, dies führt zu Frust.
Vorgaben verhindern häufig den Aufbau
von Privatsphäre.

̇ Verminderung des Verwaltungsaufwands.

̇ Aufnahmeverfahren klarer und transpa-
renter gestalten.

̇ Kostenübernahme vereinfachen – weniger
Formulare.

̇ Politische Systeme müssen unter Druck
gesetzt werden, die geeigneten Weichen
zu stellen (z.B. über Presse, Parteien,
Wahlen).

̇ „Nichts über uns ohne uns!“

Aufklärung in Politik etc. durch Menschen
mit Behinderung selbst, man muss Fehler
riskieren!

̇ Klärung für Bundesgebiet unter Beteiligung
aller betroffenen Personenkreise: Was ist
Standard? Wie soll er aussehen?

Teilhabe der Menschen mit Behinderung
selbst an Politik, damit am besten in der
Gemeinde ansetzen wegen der Verständ-
lichkeit/ Nachvollziehbarkeit.

̇ Mit Betroffenen/ Angehörigen/ Betreuern
konkrete Alternativen entwickeln, z.B. ein-
fach eine Wohnung mieten.

Wenn Institutionen am Ende sind, muss
man praktische Fakten schaffen, vielleicht
selber Anbieter werden.

̇ Ausbildung von Ärzten, Pflegepersonal,
Psychologen, Lehrern etc. erweitern.
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̇ Veränderung der Ausbildung/des Studiums
(praxisnäher).

̇ Kooperationen mit Wohnungsbaugesell-
schaft eingehen.

̇ Fachlichkeit soll sich für Beratungen zu-
ständig fühlen, nicht für die Ausführung.

̇ Lernender werden: Übersetzer, Begleiter,
Anwalt => Lobbyist werden.

- Professionelle müssen von Menschen
mit schwerer geistiger Behinderung
lernen.

- Lobbyismus meint Aufklärung, nicht
nur im Verborgenen wirken.

- Diskussion:

Anwaltschaft ist nicht der Auftrag, die-
ser muss an Profis weitergegeben
werden.

Das Problem ist das Vertragsverhältnis
zwischen Mitarbeitern und Bewohnern
in stationären Einrichtungen, hier ist
die Anwaltschaft als Auftrag nicht legi-
timiert. In ambulanten Wohnformen
kann die Anwaltschaft klarer in einen
Arbeitsauftrag und Vertrag eingebettet
werden!

Gewünschte Veränderungen in der Politik

̇ Klare Stellungnahmen (z.B. zur Gesund-
heitsreform).

Politische Lobbyarbeit betreiben!

̇ Klare politische Zugeständnisse bzgl. Fi-
nanzen (Kosteneinsparungen) und Para-
digmen (müssen gefüllt werden).

̇ Beteiligung von Betroffenen (z.B. in AG, in
der Städte- und Verkehrsplanung, durch
Bildungstage zum Kennenlernen der
Stadtverwaltung).

Erwartungen an die DHG

̇ Öffentlicher Rückblick (Zeitung) auf „Euro-
päisches Jahr der Menschen mit Behinde-
rung“.

- Was hat’s gebracht, was kommt im
nächsten Jahr? (an Praxis deutlich
machen.)

- Berichte an die DHG, Weitergabe an
überregionale Zeitungen.

8. Nicht jammern! Wirkung der Sparmaß-
nahmen deutlich machen, indem Sze-
narien und individuelle Folgen der Fi-
nanzkürzungen öffentlich gemacht wer-
den.

̇ Politische Verantwortung wahrnehmen –
sich einmischen.

Lobby-Arbeit, Sozialpolitische Tagungen
mit Politikern etc.

̇ Kommunalpolitiker einladen.

̇ Verstärkte Öffentlichkeitsarbeit.

̇  „Inklusions-Curriculum“ für Mitarbeiter.

̇ Ausbildungscurricula verbessern.

̇ Gesundheitliche Versorgung sichern.

̇ Gezielte Hilfe vor Ort durch Seminare,
Informationsaktionen.

̇ Als Möglichkeit von Kompetenztransfer im
Bundesgebiet auftreten.

- Austausch ermöglichen.

- Profis im Bundesgebiet anbieten.

- Diese Forderung gehört zu Selbstver-
ständnis der DHG, die Verwirklichung
hängt von der Nachfrage ab. Dies
muss deutlicher werden!

̇ Raum schaffen, um gelungene Ansätze
vorzustellen.

Lernen voneinander ermöglichen, An-
schauung vor Ort etc.

Konkrete Schritte in der eigenen

Praxis

̇ Professionelle Arbeit zwischen Einrichtung
und Werkstatt fördern.

̇ Bestehende Gemeindeangebote (z.B. in
Vereinen) stärker nutzen.

̇ Nachbarschaft/Schulen motivieren, Men-
schen mit Behinderungen zu begleiten.

̇ Tatsächliches Leben in der Gemeinde.

- Sich weiterhin zeigen.

- Angebote machen.

- Gespräche mit Politikern suchen.

̇ Barrieren abbauen, auch sprachliche Ori-
entierung.

̇ „Schul-Arbeiten“
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Arbeiten in Schulen und Gesellschaft, An-
gebote müssen vertraglich eingeholt wer-
den.

̇ Vorhandene Ressourcen nutzen.

̇ Netzwerke von Angeboten schaffen („Ver-
netzung“).

̇ Auf Bedürfnisse der Mitarbeiter abge-
stimmte Fortbildungsangebote zur weiteren
Qualifizierung.

Bedürfnisse abfragen, Balance zwischen
Bedürfnissen und Leitbild etc. abstimmen.

̇ Evaluation: „Wie und was wollen die Leute
arbeiten?“ bzw. „Was ist umsetzbar?“

̇ Individuelle Assistenz.

̇ Ganzheitliche Teilhabe.

̈ JENS WEHRMANN, KÖLN

Æ  Æ  Æ
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W o r k s h o p  3

Ambulant unterstütztes Wohnen für behinderte Menschen

mit hohem Hilfebedarf

MODERATION: CARSTEN KRÜGER, BERLIN; WALTER HORSTMANN, KASSEL

Unterstütztes Wohnen ist in aller Munde, doch gilt dieses Konzept auch für Menschen mit hohem Hilfebedarf?
Kann oder darf man in den eigenen vier Wänden leben, ohne die notwendigen kommunikativen oder lebensprak-
tischen Fähigkeiten zu besitzen? Was passiert mit den Menschen, die so ganz andere Verhaltensweisen als ihre
Nachbarn zeigen?

In dem Workshop möchten wir Konzepte, die sich bereits in der Praxis bewährt haben, vorstellen und diskutieren.
Ebenso die Möglichkeiten der pflegerischen Assistenz und (sozial-)pädagogischen Begleitung. Gilt hier noch die
Ganzheitlichkeit des Angebots oder die Notwendigkeit, nach Leistungsträgern und Anbietern zu differenzieren?
Welche Möglichkeiten der Differenzierung bieten vollstationäre Einrichtungen zur Individualisierung ihrer Ange-
bote auf dem Weg ins unterstützte Wohnen?  Es werden in diesem Workshop fachliche Kriterien erarbeitet, die
für das Angebot des unterstützten Wohnens für behinderte Menschen mit hohem Hilfebedarf unbedingt zu be-
achten sind.

Beiträge:

̇ Ambulant unterstütztes Wohnen für behinderte Menschen mit hohem Hilfebedarf - Einführung (CARSTEN

KRÜGER)

̇ Ambulante Dienste für Menschen mit Behinderung – Verein zur Förderung der Integration e.V. (WOLFGANG

URBAN)

̇ Anforderungen an einen Leistungs-, Prüfungs - und Vergütungsvertrag für ambulante Eingliederungshilfe -
Betreutes Wohnen in Kostenträgerschaft des LWL (MARIE WORTBERG-BÖRNER)

̇ Ambulant Betreutes Wohnen (ABW) - Bedingungen in Baden und Württemberg-Hohenzollern (HARTMUT

SEITZ-BAY)

̇ Ambulant Betreutes Wohnen (ABW) - Die Offene Hilfen gGmbH Heilbronn (HARTMUT SEITZ-BAY)

̇ Zusammenfassung des Workshops (GESINE KETTEL)

Ambulant unterstütztes

Wohnen

für behinderte Menschen

mit hohem Hilfebedarf

Einführung

CARSTEN KRÜGER

Die Problematik von behinderten Menschen
mit hohen und besonderen Hilfebedarf war und
ist uns in der DHG als besondere Herausforde-
rung im Prozess der Enthospitalisierung, in der
Dezentralisierung von Einrichtungen und im
Aufbau entsprechender Wohnformen in der
Gemeinde begegnet.

Im Zuge der „Ambulantisierung“ der bundes-
deutschen Behindertenhilfe stellt sich inner-
halb der DHG die Frage, inwieweit unser Per-
sonenkreis an dieser Entwicklung teilhaben
kann oder in enthospitalisierten und dezentra-
len Einrichtungen zurückbleibt.

Man kann davon sprechen, dass die fachliche
Diskussion erst gerade eröffnet ist, ob und wie
weit Menschen mit hohen und besonderen
Hilfebedarf überhaupt offen und ambulant
wohnen können.

Das Thema „ambulant unterstützte Wohnfor-
men“ ist generell ein neues Thema in der Be-
hindertenhilfe. Vom Gesetzgeber schon seit
jeher in der Eingliederungshilfe im Bundesso-
zialhilfegesetz (BSHG) verankert, fristeten die
ambulanten Wohnangebote ein jahrzehntelan-
ges Mauerblümchendasein angesichts der
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vom Gesetzgeber vorgesehenen kommunalen
Zuständigkeit. Nur im Bereich der Stadtstaa-
ten, in Ballungsräumen und einigen wenigen
Kommunen konnten derartige ambulante
Wohnsysteme entstehen.

Um den Klärungsprozess zu beginnen, erfolgt
zunächst die Sicht auf die notwendigen rechtli-
chen Bestimmungen der Bundesgesetzge-
bung, den Landesbestimmungen und der
kommunalen Ausführungspraxis. von der Bun-
desgesetzgebung her gesehen, sind einheitli-
che Rahmenbedingungen über die §§ 39, 40
und 68,69 BSHG vorgegeben. Die Landesbe-
stimmungen und die kommunale Ausführung
lassen bislang nur einen eng begrenzten Spiel-
raum für den benannten Personenkreis zu.

Sozialpolitische Grundsätze und rechtliche
Rahmenbedingungen

Die DHG befürchtet, dass bei allen Kostenträ-
gern die Vorstellung existiert, dass ambulant
unterstütze Wohnformen nur für einen be-
grenzten Personenkreis geöffnet wird, nämlich
derjenige, von dem angenommen wird, dass er
„überversorgt“ in stationären Strukturen lebt
und mit einem geringen Maß an Förderung der
Selbständigkeit und geringer pädagogischer
Unterstützung relativ „offen“ leben kann. Einzi-
ges Argument: die bisherige stationäre Ver-
sorgung kann durch eine „fortschrittliche“ am-
bulante Assistenz ersetzt werden, die zudem
noch wesentlich preiswerter ist.

Es ist zu befürchten, dass „Light“-Versionen
des vorhandenen stationären Versorgungssy-
stems entstehen werden, die keinesfalls Men-
schen mit hohen und besonderen Hilfebedarf
gerecht werden können. Dass es bereits aus-
gehandelt günstige und differenzierte Rah-
menbedingungen für ambulante Wohnformen
gibt, zeigen die erwähnten Beispiele. Die ad-
äquate Unterstützung des benannten Perso-
nenkreises in offenen Wohnangeboten ist so-
mit primär eine Entscheidung des sozialpoliti-
schen Wollens. Erscheint unsere Forderung in
Zeiten knapper Kassen und harter Einschnitte
für die Betroffenen nahezu illusorisch, so ist
bei der genauen Betrachtung der Umsetzung
eine Verteilung der Kosten von der aus-
schließlichen Sozial- und Eingliederungshilfe
auf mehrere Schultern der Grundsicherung,
Pflegeversicherung, Leistungen des neuen
SGB XII, Leistungen des SGB IX schon jetzt
erkennbar. Träger der innovativen Assistenz-

modelle zeichnen sich durch ein sehr hohes
Kostenbewusstsein, flexible und effiziente
Organisationsstrukturen und damit einherge-
hende Standardverbesserungen für den ein-
zelnen Nutzer aus. Wir gehen davon aus, dass
in Einzelfällen Kostensteigerungen hingenom-
men werden müssen, was bei Kostenerspar-
nissen in der Mehrheit der Fälle auch wirt-
schaftlich sein kann. Die DHG fordert jedoch
dringend Zahlenmaterial aus Forschung und
Wissenschaft um diesen Zusammenhang be-
stätigen zu können und die Sozialpolitik zu
überzeugen.

Fachliche Grundsätze und Organisation
unterstützender Wohnangebote

Die vorangehende Betrachtung der sozialpoli-
tischen Realität wirkt zunächst desillusionie-
rend, die Betrachtung der bereits entstande-
nen Organisationsformen des unterstützenden
Wohnens für Menschen mit hohen und mehr-
fachen Hilfebedarf stützt jedoch unseren Opti-
mismus.

Ist bis vor wenigen Jahren noch die „Kultur“
des stationären Wohnens dominierend gewe-
sen, sind inzwischen zahlreiche offene Hilfen
und Unterstützungsangebote entstanden, de-
ren Konzepte sich anzuschauen lohnt und zur
Nachahmung einladen. Gemeinsam ist allen,
dass die Angebote eine vielschichtige und
individuelle Unterstützung bieten, bezogen auf
die jeweilige Lebenssituation. Das Angebots-
spektrum reicht vom Wohnen in der Familie,
der eigenen Häuslichkeit bis hin zu Apparte-
mentsystemen oder kleinen Wohngemein-
schaften mit oder ohne Nachtbetreuung. Hier
lohnt sich ganz genauer Blick hinter die Kulis-
sen des jeweiligen Organisationsmodells. Ge-
meinsam ist den genannten Anbietern, dass
bei diesen Organisationsmodellen nicht der
Assistenznehmer in das vorhandene Angebot
eingepasst werden kann, sondern nur derjeni-
ge erfolgreich ist, der seine Angebote an die
Bedürfnisse seiner Kunden und Assistenz-
nehmer anpasst und sich immer wieder in
neuen Organisations- und Angebotsformen
erfinden muss.

Menschen mit hohen und besonderen
Hilfebedarf im unterstützten Wohnen?

Können nur sprechende oder alternativ kom-
munizierende Menschen das ambulante Woh-
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nen in Anspruch nehmen? Sind selbst- und
fremdverletzende Verhaltensweisen Aus-
schlussgründe für ein offenes oder in Ansätzen
geschütztes Wohnen? Ein besonders hoher
Pflegebedarf ist jeden Fall kein Hinderungs-
grund, da seit etwa zwei Jahrzehnten im Be-
reich der Menschen mit Körperbehinderungen
zunächst über die Hilfen zur Pflege nach
BSHG und später über die ergänzenden Mittel
der Pflegeversicherung dieses gute Praxis ist.
Die Individuelle Schwerstbehindertenbetreu-
ung (ISB) stellt ebenfalls eine „etablierte“ Or-
ganisationsform für diesen Personenkreis dar.

Man sollte den von KLAUS DÖRNER im Rahmen
der Bemühungen um eine „Enqûete der Hei-
me“ angesprochenen „Sorgemix“ betrachten,
und auf den von uns beschriebenen Perso-
nenkreis anlegen: eine auf soliden Füssen
stehende Finanzierung durch mehrere Ko-
stenträger gepaart mit einer Wohnumgebung
und Infrastruktur, die die entsprechenden ge-
sellschaftlichen und sozialen Ressourcen an-
bietet.

Die DHG und beteiligte Personen und Organi-
sationen, die sich mit diesem Personenkreis
identifizieren, können jedenfalls ihre jahrelange
Erfahrung einsetzen, die im stationären Be-
reich gesammelt worden sind. Es liegen ge-
naue Kenntnisse über krisenhafte Verläufe und
notwendige fachliche und flexible Sicherungs-
systeme besitzen, die in entsprechenden offe-
nen Wohnsituationen eingesetzt werden kön-
nen. Das Problem ist weniger der Grad der
Behinderung oder die Häufigkeit der proble-
matischen Verhaltensweisen, sondern unsere
Bereitschaft als Verantwortliche von bestehen-
der stationärer Versorgungsstrukturen, Ver-
bänden, Behörden, Forschung und Wissen-
schaft den Personenkreis am offenen Wohnen
wirklich teilhaben zu lassen.

Möglichkeiten vollstationärer Angebote auf
dem Weg zum unterstützen Wohnen

Die vorhandenen stationären Angebote bieten
Ressourcen an Personal- und Sachmitteln um
Menschen mit hohem und besonderem Hilfe-
bedarf offen und unterstützt wohnen zu lassen.
Sämtliche Strukturmerkmale stationärer Ange-
bote müssen daher auf den Prüfstand, inwie-
weit innerhalb ihres Verantwortungsbereiches
dasselbe Maß an Unterstützung und Assistenz
geboten wird, wie es offene Wohnformen prak-
tizieren. Natürlich muss dabei die „Verände-

rung im Denken“ der Mitarbeiter/-innen und
Leitung entstehen und die mutige Veränderung
von Heimstrukturen in baulicher Hinsicht, aber
auch in Fragen des personellen Einsatzes
angegangen werden. Die Dienstplangestaltung
sollte nach individuellen Kriterien erfolgen und
sich nicht an den Bedürfnissen der Einrichtung
orientieren. Gleiches gilt für die individuelle
Verwendung von Finanz- und Sachbudgets,
was einige Träger von stationären Einrichtun-
gen bereits erfolgreich praktizieren. Die recht
flächendeckende eingeführte individuelle Hil-
feplanung bietet dafür jedoch gute und genaue
Ansatzpunkte, um institutionelle Angebote zu
einer individuellen Dienstleistung umzugestal-
ten.

̈ CARSTEN KRÜGER, BERLIN

LEBENSWEGE FÜR MENSCHEN

MIT BEHINDERUNGEN GGMBH
GUBENER STRAßE 46, 10243 BERLIN

WWW.LEBENSWEGE-BERLIN.DE

Æ  Æ  Æ
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Ambulante Dienste

für Menschen mit Behinderung
Verein zur Förderung

der Integration Behinderter e.V.

WOLFGANG URBAN

Zur Arbeitsweise von fib e.V.

̇ Ansatz und spezielle Ausprägung: Be-
standteil der Selbsthilfebewegung Ende
der 70er, Anfang der 80er Jahre: NutzerIn-
nen / KundInnen sind aktiv beteiligt auf al-
len Ebenen – kundenorientierter Hilfean-
satz (z.B. Grundsatz der Zustimmung zum
Einsatz von MitarbeiterInnen in allen Be-
reichen – gezielter Einsatz des peer
Aspekts (z.B. im peer counseling – Inter-
essensvertretung der KundInnen –  im
Vorstand).

̇ Rein ambulantes Dienstleistungsangebot
mit differenziertem Leistungsangebot

̇ Grundsatz des individuellen Hilfearrange-
ments – im Zweifelsfalle müssen aus den
Angebotsbereichen ineinander greifende
Hilfen organisiert werden.

Menschen mit hohem Hilfebedarf

1. Der Ansatz in der Persönlichen Assi-
stenz

̇ Ausgangspunkt ist hier in der Regel die
uneingeschränkte Autorität der meist kör-
perlich stark beeinträchtigten KundInnen
über die Dienstleistung, unabhängig vom
Ausmaß individueller Beeinträchtigung. Die
grundlegend den Kunden zugeordneten
Kompetenzen (wer – wann - wie – was), d.
h. die Kunden schaffen die Vorgaben für
die konkrete, in ihrem Auftrag stehende
Arbeit. Die Organisations-, Personal- An-
leitungs- und  Finanzkompetenz liegen bei
ihnen selbst (vgl. auch „ethische Grundla-
gen“, Broschüre des fib e.V., zu bestellen
über www.fib-ev-marburg.de ).

Das persönliche Budget, d.h. die
Selbstanstellung von Pflegekräften und die
Verwaltung der dafür vom Kostenträger
zur Verfügung gestellten Gelder, gab es

hier immer schon, nur nicht den Begriff
dafür.

Seit über 20 Jahren unterstützt der fib e.V.
im Durchschnitt 20 bis 25 Personen mit
hohem Hilfebedarf, d.h. einem täglichen
Stundenumfang zwischen10 und 20 Stun-
den.

̇ Immer wieder gibt es Abweichungen von
den genannten Grundregeln. Dies gilt ins-
besondere für  Kundinnen, die sich damit
überfordert sehen oder auch solchen, die
bewußt Verantwortung abgeben.  Beispie-
le:

- Ein Mann mit MS im fortgeschrittenem
Stadium – verlorene Sprache, intel-
lektuelle Einschränkungen

- Ein Mann mit Psychose und fehlender
Einsicht in Alltagsnotwendigkeiten,
Verlust der Anleitungskompetenz

- eine Frau mit appallischem Syndrom

- ein Mann mit progressiver Erkrankung
und Depressionen und zunehmendem
Verlust der sozialen Orientierung

- eine Frau mit hoher Querschnittläh-
mung und ständigen Schmerzen, die
Organisations- und Anleitungskompe-
tenz absichtsvoll an den Dienst abtritt.

Diese Veränderung des Autonomiekon-
zepts erfordern Reaktionen auf der Ebene
der Organisation der Dienstleistung

̇ Reaktion auf der personellen Ebene:

- Veränderung der Helfer-Rolle (nicht
nur ausführendes Organ)

- Veränderte Kompetenzen der Helfer
(anderes Niveau des Vorwissens und
beruflichen Bildung)

- Vermehrt Festanstellungen zur Siche-
rung von Kompetenzen und Kontinuität

- Pädagogischer Auftrag  - „Hilfe zur
Selbstbestimmung“ - Hinzunahme von
Eingliederungshilfe bzw. von „Unter-
stütztem Wohnen“.

̇ Reaktion auf der persönlichen Ebene:

Verstärkte Angebote zur (Wieder-) Gewin-
nung von Kompetenzen, z.B. über peer
counseling oder Schulung z.B. in der An-
leitungskompetenz.

http://www.fib-ev-marburg.de/
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2. Der Ansatz im „Unterstützten Wohnen“

̇ Hier sind Menschen mit geistigen und/oder
mehrfachen Beeinträchtigungen Aus-
gangspunkt für unsere Dienstleistung.
Menschen also, die auf psychosoziale Hilfe
und Begleitung angewiesen sind, um Ent-
scheidungshoheit über ihr eigenes Leben
zu gewinnen oder zu behalten.

̇ Das heißt, der „Pädagogische“ Auftrag zur
individuellen Unterstützung und Begleitung
beim Wohnen steht im Vordergrund. Die
vier Kernpunkte des Leistungsangebotes
(siehe Hilfevertrag):

- Hilfen bei der (konkreten) Alltagsbe-
wältigung (Strukturierung des Alltags,
Umgang mit Ämtern und Behörden,
Geldeinteilung, Gesundheit, etc.)

- Unterstützung zur Teilnahme am Le-
ben in der Gemeinschaft

- Unterstützung bei der Entwicklung der
Persönlichkeit und zur Bewältigung
von Krisen

- Unterstützung beim Erwerb von All-
tagskompetenzen und Förderung des
selbständigen Handelns.

̇ Pädagogik ist zeitlich begrenzt, bei uns in
der Regel nicht mehr als 2 Std. am Tag.
Hoher Hilfebedarf beinhaltet mehr als den
psychosozialen Hilfeansatz. Dieser wird –
soweit erforderlich - systematisch ergänzt
durch:

- alltagspraktische Hilfen

- Pflege

- Unterstützung von Mobilität

- ständige Begleitung/Assistenz

Für Menschen mit geistiger Behinderung fin-
den wir ungleich schlechtere Bewilligungsbe-
dingungen, da hier der sogenannte  Heimko-
stenvergleich meist in aller Schärfe angewandt
wird und die Zumutung, bei hohem Hilfebedarf
in eine Einrichtung zu gehen, fast schon zum
Automatismus geworden ist.

Der fib e.V.  hat in Einzelfällen Hilfen im häus-
lichen  bis zu 90 Wochenstunden durchsetzen
können.

̈ WOLFGANG URBAN, MARBURG

VEREIN ZUR FÖRDERUNG DER INTEGRATION

BEHINDERTER E.V.
AM ERLENGRABEN 12A,  35037 MARBURG

WWW.FIB-EV-MARBURG.DE

WEITERE INFOS ZUM FIB E.V.

̇ 20 Jahre fib e.V. Marburg Tagungsdokumentation

Im Juni 2002 feierte der Verein zur Förderung der Integra-
tion Behinderter e.V. sein zwanzigjähriges Bestehen. Im
Rahmen der Feierlichkeiten organisierte der Vorstand eine
überregionale Fachtagung Sie stand unter dem Motto:
"Selbstbestimmung ist mehr als ein Versprechen -
ambulante Hilfen für Menschen mit Behinderung"

Die Vorträge dieser Fachtagung dokumentieren wir in die-
ser Broschüre. Sie geben einen umfassenden Überblick
für die sozialpolitische und rechtliche Entwicklung im Be-
reich der ambulanten Hilfen für Menschen mit Behinde-
rung seit Beginn der achtziger Jahre.

Wolfgang Urban:
Was ambulante Dienste leisten können
Klaus Bendel:
Stand und Perspektiven der Entwicklung ambulanter Hil-
fen für Menschen mit Behinderungen
Andreas Jürgens:
Das Selbstbestimmungsrecht behinderter Menschen -
Rückblick und Ausblick
Iris Beck:
Überwindung der Heime - Ende für ein historisches Mo-
dell?
Anhang:
Aufforderung an die Fraktionen des Deutschen Bundesta-
ges, eine Kommission zur "Enquete der Heime" einzu-
richten

54 Seiten, 3 Euro

̇ fib e.V.(Hg.)
Verein zur Förderung der Integration Behinderter e.V.
Ambulante Dienste für Menschen mit Behinderungen

Was ambulante Dienste leisten können
Dokumentation zum 20-jährigen Bestehen im Jahre 2002
Mit dieser Broschüre hoffen wir, allen interessierten Lese-
rinnen und Lesern ein Angebot machen zu können, sei es
die Wirksamkeit unserer Angebote in Zahlen und Fakten
nachzuvollziehen, den Auswirkungen einer Unterstützung
von Familien mit behinderten Angehörigen nachzuspüren,
die Möglichkeiten zur Selbstbestimmung von Menschen
mit geistiger Behinderung unter "ambulanten Bedingun-
gen" zu überprüfen, das Modell einer Assistenz rund um
die Uhr aus der Sicht von Betroffenen und MitarbeiterIn-
nen kennen zu lernen und vieles andere mehr...
140 Seiten, 3,50 Euro

Æ  Æ  Æ

http://www.fib-ev-marburg.de/
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Anforderungen an einen Lei-

stungs-, Prüfungs - und Ver-

gütungsvertrag für ambulan-

te Eingliederungshilfe

Betreutes Wohnen

in Kostenträgerschaft des LWL1

MARIE WORTBERG-BÖRNER

Grundlage ist der Landesrahmenvertrag
nach §93 BSHG, Leistungstyp I

1. Nicht ein Spardienst, sondern nur ein Fach-
dienst, der sparsam wirtschaftet, kann dazu
beitragen, dass betreutes Wohnen ein Er-
folgsmodell im Sinne von „ambulant vor statio-
när“ wird - das muss den Kostenträgern, den
Heimträgern und auch den Politikern klar sein.

2. Ambulant betreutes Wohnen ist Teil des
Sozialen Netzes; es ist vor allem Alltagsbe-
gleitung, Casemanagement und Sicherung der
Grundrechte (siehe Skizze).

3. Die Hilfeplanung geschieht mit dem Men-
schen, der einen Anspruch auf bedarfsge-
rechte Unterstützung hat. Seine Wünsche an
Art und Ausgestaltung sollen Ausgangspunkt
der Hilfeplanung sein.

4. Für den Zeitraum von ca. einem Jahr ent-
sprechend der genehmigten Hilfeplanung wer-
den Fachleistungsstunden genehmigt, als
Stundenbudget oder als Betreuungsstufen.

5. Der Nutzer erhält seine Hilfe in der Regel
durch eine fest angestellte Bezugsperson,
deren Arbeit im Fachteam begleitet wird (Ur-
laubsvertretungen, Fallbesprechungen, Super-
vision).

6. Menschen im Betreuten Wohnen haben in
der Regel ein geringes Einkommen (Sozialhilfe
oder Grundsicherung, niedrige Erwerbsunfä-
higkeitsgrenze). Alle (neuen) Regelungen zu
Zuzahlung, Bemessensgrenzen, Eigenanteile
etc. im Bereich der Sozialhilfe und der Ge-
sundheitsreform betreffen diese Menschen
und erhöhen den Erklärungs- und Beratungs-
bedarf im Betreuten Wohnen. Kritisch zu prü-

                                                     
1 LWL = Landschaftsverband Westfalen-Lippe

fen sind die Regelungen zum Eigenanteil bei
übersteigendem Einkommen; hier muss es
Ausnahmereglungen geben bei psychisch
schwer gestörten nicht einsichtigen Menschen,
die sonst sich dem gesamten Hilfesystem ent-
ziehen.

7. Leitung und Verwaltung sind notwendiger
Bestandteil des Fachdienstes und sichern die
Qualität der Facharbeit.

8. Die flexible Arbeitsweise ist eine notwendige
Besonderheit in der Arbeit behinderten Men-
schen. Sie spiegelt sich in der Gestaltung der
Arbeitsverhältnisse und in der Berechnung des
Stundensatzes: Minderauslastung in der Net-
toarbeitszeit, Berücksichtigung der Fahrzeiten,
Mehrbedarfsregelungen, Einsatz bei Krisen
und Krankenhausaufenthalten.

9. In die Kalkulation gehen Kosten für Fach-
kräfte im Betreuungsdienst, im Bereich Leitung
und Verwaltung und für Sachkosten ein. Der
Stundensatz wird auf Grundlage einer Arbeits-
zeitenkalkulation nach KGST berechnet. Bei
der Arbeitszeitenkalkulation wird festgelegt,
welche Jahresnettoarbeitszeit pro Mitarbeite-
rinnen zugrunde gelegt werden kann. Es wird
eine Aussage darüber getroffen, welcher Anteil
der Nettoarbeitszeit als direkte Betreuungszeit
oder als mittelbare Betreuungsleistung zur
Verfügung gestellt werden soll. Im Stunden-
satz sind außerdem Fahrzeiten, Dienstbespre-
chungen, etc. - mittelbare Leistungen und Lei-
tungs- und Verwaltungsanteile - indirekte Lei-
stungen- und Sachkosten (Fahrtkosten,
Raummiete, etc,) definiert und angemessen
berücksichtigt.

10. Die Konzeption bestimmt den Entwick-
lungsweg und die Qualität des Ambulanten
Dienstes, das geht nur mit einen klaren und
fairen Leistungs- und Vergütungsvertrag für
den gesamten Fachdienst. Die Zeiten von
starren Personalschlüsseln und Platzzahlen im
betreuten Wohnen sind vorbei.

11. Basis ist der Landesrahmenvertrag. Dies
ist auch die Grundlage der Verhandlungen in
der Gemeinsamen Kommission. Landschafts-
verband und die Vertreter der Wohlfahrtsver-
bände sind dort Verhandlungspartner, die dort
mit Fachkunde und Sorgfalt zu Details (aus
den Jahren der Erfahrungen mit betreutem
Wohnen) gemeinsam die Grundlagen zum
Leistungs-, Vergütungs- und Prüfungsvertrag
ausarbeiten.
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12. Vernetzung und verbindliche Kooperation
(wie in gemeindepsychiatrischen Verbünden)
von Trägem und die Entwicklung weiterer am-
bulanter Angebote ist in den Regionen erfor-
derlich: Trainingswohnungen, neue Arbeits-
und Beschäftigungsmöglichkeiten, Arbeitsassi-
stenz, Freizeitangebote, Krisen- und Kontakt-
stellen, Beratung und Psychotherapie, Quali-
tätszirkel, Selbsthilfegruppen, Selbstvertretung
in gesundheitspolitischen Gremien etc.  Auch
hier sind die Kostenträger in der Pflicht.

̈ MARIE WORTBERG-BÖRNER

GEMEINSAM WOHNEN IN BIELEFELD E.V.
AMBULANTE HILFEN FÜR MENSCHEN MIT

BEHINDERUNG

GADDERBAUMER STR. 30A, 33602 BIELEFELD

WWW.GEMEINSAMWOHNEN.DE

http://www.gemeinsamwohnen.de/
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Ambulant Betreutes Wohnen

(ABW)

HARTMUT SEITZ-BAY

Bedingungen in Baden und

Württemberg-Hohenzollern

Konzeptionen der Landeswohlfahrtsverbände

̇ LWV Württemberg: ABW in allen kreisan-
gehörigen Gemeinden; Ziel: 20%, mittel-
bis langfristig sogar 50% der Wohnange-
bote für Menschen mit geistiger Behinde-
rung (Status Quo: 6-8%)

̇ Differenzierung der Leistungspauschalen

̇ Hilfebedarfsgruppen 1-3 nach HMB-W-
Verfahren („Metzlerverfahren“)

̇ Ausbau des begleiteten Wohnens in Fami-
lien („Familienpflegestellen“)

Änderungen ABW in Baden

̇ Neue Richtlinien seit 01.01.2003

̇ 3 Hilfebedarfsgruppen mit den Personal-
schlüsseln 1:10, 1:7 und 1:4

̇ Leichte Erhöhung der zugrunde gelegten
Personalkosten

̇ 20% Zuschlag für „Trainingsphase“ (max.
ein Jahr)

Neue Pauschalen (Baden)

„Normal“ „Trainings-
phase“

HBG 1

Betreuungsschlüssel

480,41 €

1 : 10

576,49 €

HBG 2

Betreuungsschlüssel

686,30 €

1 : 7

823,56 €

HBG 3

Betreuungsschlüssel

1.201,03 €

1 : 4

1.441,24 €

Änderungen ABW in Württemberg

̇ Erhöhte Pauschale von 650,-- € für Men-
schen mit geistiger Behinderung seit
01.08.2002

̇ Betreuungsschlüssel 1:8,5

̇ Trainingsphase 1 Jahr mit Möglichkeit der
Verlängerung: 100,-- € Zuschlag

̇ Hilfebedarfsgruppen angestrebt mit Perso-
nalschlüsseln und Vergütung in Anlehnung
an badische Regelung

Situation - Planung

̇ Extrem schwierige Finanzlage der LWV´s
sowie der Kommunen

̇  Auflösung der LWV´s im Zuge der Ver-
waltungsreform

̇  Verlagerung der Zuständigkeit auf örtliche
Ebene

̇  Planung, Beratung und Vergütungsver-
handlungen sollen überörtlich bleiben.

Probleme und Ärgernisse

̇ In Württemberg keine Entwicklung bei der
Einführung von Hilfebedarfsgruppen

̇ Zu wenig Zuschlag für Trainingswohnen

̇ Entwicklung wird vom Kostenfaktor geleitet
nicht von der fachlich / inhaltlichen Not-
wendigkeit

̇ Wohnraumprobleme

̇ Niedriger Wohn- und Lebensstandard ge-
genüber stationären Wohnangeboten

Die Offene Hilfen gGmbH

Heilbronn

Entwicklung der Offene Hilfen gGmbH Heil-
bronn

̇ Von 1992 bis 1998 OH als Abteilung einer
Komplexeinrichtung

̇  Schwierige Situation vor Ort durch mehre-
re konkurrierende Anbieter Kooperation ab
1997

̇  Fusion zur Offene Hilfen gGmbH im Jahr
1998
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Die Angebote der Offenen Hilfen (OH)

̇ Beratung und Begleitung von Menschen
mit einer geistigen Behinderung und deren
Familien

̇ Elterngesprächskreise

̇ Kurse-Freizeit - und Bildungsangebote

̇ Freizeiten und Urlaubsfahrten

̇ Familienunterstützender Dienst

̇ Integrationsdienst Kindergarten

̇ Ambulant Betreutes Wohnen

Der ambulante Netzwerkgedanke

̇ Das Betreute Wohnen sollte Teil des Offe-
ne Hilfen Dienstes sein

̇ Die verschiedenen Arbeitsbereiche
(ABW/OH) profitieren sehr voneinander

̇ Einbindung der Offenen Hilfen in kommu-
nale Strukturen

̇ Begleiten statt betreuen

ABW für Menschen mit höherem Hilfebedarf

̇ ist eine Herausforderung für alle Beteilig-
ten

̇ fordert ein generelles Umdenken in der
Behindertenhilfe

̇ benötigt flexiblere und bessere Bedingun-
gen

̇ erfordert Zusammenwirken verschiedener
Dienste

̇ entspricht nicht dem Spargedanken der
Kostenträger, da u.U. teurer als eine sta-
tionäre Versorgung

̇ muss trotzdem möglich sein

Das Betreute Wohnen der Offene Hilfen
Heilbronn

̇ Betreutes Wohnen ist deutlich mehr als
eine reduzierte Form der bisherigen (sta-
tionären) Betreuung !

̇ Derzeit 60 Plätze

̇ Nur für Personen mit geringem Hilfebedarf

̇ Starke Zunahme sowohl durch externe
Neuzugänge, als auch durch Wechsel aus
stationärer Betreuung

̇ Einzel - Paar und - Wohngemeinschafts-
wohnen

̇ Wohnungen zu oft über den Träger ver-
mietet (Untermietverhältnis)

̇ Assistenz in vereinbarten Bereichen, keine
bevormundende Betreuung - Entpädagogi-
sierung der Behindertenhilfe

Finanzierung (OH und ABW)

̇ Zuschüsse Stadt- und Landkreis Heilbronn
(OH)

̇ Landesmittel des Sozialministeriums (OH)

̇ Abrechnung nach BSHG (OH, ABW)

̇ Abrechnung Pflegeversicherung (OH)

̇ Abrechnung Pflegeleistungs Ergänzungs-
gesetz (OH)

̇ Entgelte durch den LWV (ABW)

̇ Offene Hilfen Fonds des Diakonischen
Werkes (OH, ABW)

̇ Zuschüsse durch Gesellschafter (OH)

̇ Spenden, (OH, ABW)

̇ Stiftungen (OH, ABW)

̇ Starthilfen Aktion Mensch (OH auslaufend)

̇ Entgelte der Familien

Wo der Schuh drückt

̇ Teilweise keine geregelte auskömmliche
Finanzierung, zu viele Freiwilligkeitslei-
stungen

̇ Wohnungsknappheit im Betreuten Wohnen
bei bezahlbarem Wohnraum

̇ Ambulante Angebote haben qua Gesetz
Vorrang, es fühlt sich aber niemand dafür
verantwortlich, dies finanziell umzusetzen

̈ HARTMUT SEITZ-BAY

OFFENE HILFEN HEILBRONN GGMBH

MÜHLÄCKERSTR.19,  74081 HEILBRONN-
SONTHEIM

WWW.OH-HEILBRONN.DE

Æ  Æ  Æ
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Zusammenfassung

des Workshops

GESINE KETTEL

Länderspezifische Rahmenbedin-

gungen

Einleitend lässt sich sagen, dass in den ver-
schiedenen Regionen Deutschland die unter-
schiedlichsten Bedingungen vorliegen, was die
Finanzierung betrifft. Abhängig von den Re-
gelungen mit den örtlichen und überörtlichen
Kostenträgern zeigt sich ein sehr breites
Spektrum an Möglichkeiten des ambulant be-
treuten Wohnens für Menschen mit hohem
Hilfebedarf.

Hessen

WALTER HORSTMANN vom Landeswohlfahrts-
verband Hessen stellte zunächst aus der Per-
spektive des Kostenträgers die letzten Ent-
wicklungen in seinem Arbeitsbereich vor:

Der Landeswohlfahrtsverband Hessen hat das
ambulant betreute Wohnen für Menschen mit
hohem Hilfebedarf bereits seit 1986 ausgebaut
und will dies auch nach Möglichkeit weiter
betreiben, doch sieht er sich bei diesem The-
ma immer in einem Spagat, da ständig abge-
klärt werden muss, was wirklich notwendig ist
und was nicht, da der Kostenträger kein Inter-
esse hat, unnötige Leistungen zu zahlen.

Aus seiner Sicht gibt es verschiedene Gründe
für ambulant betreutes Wohnen: es sind so-
wohl finanzielle als auch soziale Aspekte, aber
vor allem führt es zu einer gewaltigen Steige-
rung der Lebensqualität.

Was besonders positiv erscheint, ist die Tatsa-
che, dass sich die Kosten der Betreuung
scheinbar massiv verringert haben. Allerdings
muss man beachten, dass hier nicht die Ver-
waltungskosten eingerechnet wurden und dass
offensichtlich die Gruppe von Menschen mit
außerordentlichem Hilfebedarf hier nicht auf-
taucht, da beim LWV Hessen mit Schlüsseln
gerechnet wird, welche Menschen mit hohem
Hilfebedarf grundsätzlich kaum gerecht wer-
den. In Hessen ist der grundlegende Schlüssel
1:12, was in seltenen Fällen bis zu 1:3,5 ge-
steigert werden kann. Menschen mit hohem
Hilfebedarf können nur dann in ambulante

Wohnformen gelangen, wenn sie dort nicht
mehr Kosten verursachen als in der stationä-
ren Betreuung. Unter diesem Aspekt wird ver-
ständlich, weshalb in Hessen die Kosten im
ambulant betreuten Wohnen niedriger sind.

Baden – Württemberg

In Baden – Württemberg hat man ein besonde-
res Problem, da es nicht nur einen Landes-
wohlfahrtsverband gibt und damit ständige
Probleme in der Zuständigkeit vorliegen2. In
einem Punkt sind sich die beiden Landes-
wohlfahrtsverbände aber einig, nämlich, dass
das Betreute Wohnen ausgebaut werden soll.
Auf lange Sicht möchte man bis zu 50% der
Menschen mit einer geistigen Behinderung in
ambulanten Wohnformen wissen. In welchem
Maße den Betroffenen dabei Unterstützung
zukommt, wird durch das sog. Metzlerverfah-
ren ermittelt, es liegt also in Baden und Würt-
temberg eine Einteilung in Hilfebedarfsgruppen
vor.

In Baden haben diese Gruppen seit 01. 01.
2003 die Schlüssel 1:10, 1:7 und 1:4. Zusätz-
lich gewährt man 20% Zuschlag für max. ein
Jahr als Trainingsphase.

In Württemberg gibt es seit 01. 08.2002 eine
Pauschale für Menschen mit geistiger Behin-
derung von 650 €, der Schlüssel beträgt hier
grundsätzlich 1: 8,5. Es werden Änderungen in
ähnliche Richtung wie die badische Regelung
angestrebt.

Problematisch ist hier, dass die Einführung von
Hilfebedarfsgruppen in Württemberg bislang
auf sich warten lässt und sämtliche Entwick-
lungen ausschließlich unter dem Gesichts-
punkt der Kosten gesehen werden, was sich
aber durch die äußerst schwierige Finanzlage
der LWV´s wie der Kommunen erklären lässt.
In naher Zukunft werden die LWV´s ohnehin
aufgelöst und die Zuständigkeit wird damit auf
die örtliche Ebene verlagert.

Bei den OFFENEN HILFEN HEILBRONN
3 setzt man

Ambulant Betreutes Wohnen um, allerdings ist
es bislang nur für Menschen mit geringem
Hilfebedarf möglich. Die Finanzierung erfolgt
aus ganz unterschiedlichen Töpfen, was pro-
blematisch ist, da viele Freiwilligenleistungen
darunter sind.

                                                     
2 vgl. Beitrag von SEITZ-BAY

3 vgl. Beitrag von SEITZ-BAY
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Probleme im ambulant betreuten Wohnen sind
die Knappheit von bezahlbarem Wohnraum
und die Tatsache, dass ambulant betreutes
Wohnen per Gesetz zwar Vorrang hat, aber
die finanzielle Umsetzung auf sich warten
lässt.

Niedersachsen

In Oldenburg, so der Bericht von MELANIE

DOHLE, SELAM–LEBENSHILFE OLDENBURG
4,

hatte man lange Zeit eine einzigartige Situation
auf Grund einer außergewöhnlich guten Lei-
stungsvereinbarung mit der Stadt Oldenburg.
Es gibt keine Personalschlüssel oder „Decke-
lung“ der Stunden, so dass Menschen mit sehr
hohem Hilfebedarf beispielsweise 112 Std. pro
Woche Assistenzleistungen beziehen können!
Da selbstverständlich auch hier die finanziellen
Ressourcen knapp werden, will die Stadt Ol-
denburg Hilfebedarfsgruppen einführen und
langsam an den für Niedersachsen üblichen
Standard angleichen. Zwar soll die individuelle
Hilfeplanung weiterhin beibehalten werden,
doch geht eine große Gefahr von den aktuel-
len Entwicklungen aus, zumal für Menschen
mit hohem Hilfebedarf. Grundsätzlich sollen
dann nur noch 10 Std. pro Woche an Hilfelei-
stungen möglich sein.

Gerade die Gruppe der Menschen mit einer
geistigen Behinderung könnte dadurch in zwei
Klassen zerfallen – zum einen die Menschen,
welche in die Hilfebedarfsgruppen 1 – 3 einge-
stuft werden können und zum anderen die
Menschen, deren Hilfebedarf darüber hinaus
geht und denen dann nur eine stationäre Un-
terbringung bleibt.

Nordrhein – Westfalen

In NRW ist die Situation ähnlich wie in Baden –
Württemberg – es gibt zwei überörtliche Trä-
ger: den Landschaftsverband Rheinland (LVR)
sowie den Landschaftsverband Westfalen –
Lippe (LWL).

Der LVR hat bis vor Kurzem ausschließlich
den Schlüssel 1:12 gehabt und auf der Basis
eines Fragebogens eine Aktenentscheidung

                                                     
4 Vgl. dazu auch die Kurzdarstellung der SELAM-

LEBENSHILFE OLDENBURG von MELANIE DOHLE im
DHG-Tagungsbericht „Leben ohne Institution?“,
DHG-Schriften 10, Halle/Düren 2003, S. 46 ff

getroffen, welche Wohnform für den betroffe-
nen Menschen in Frage kommt5.

Der LWL hatte bislang nichts zu tun mit der
Frage des betreuten Wohnens –  hier wurde
dies auf örtlicher Ebene gelöst und dadurch ist
keine einheitliche Aussage möglich, da jeder
Anbieter seine eigene Vereinbarung mit der
jeweiligen Kommune getroffen hat.

Die individuelle Hilfeplanermittlung erfolgt
nunmehr in beiden Landschaftsverbänden
unterschiedlich. In Westfalen-Lippe muss jeder
Betroffene, der Wohnhilfen beantragt, an ei-
nem Hilfeplanverfahren teilnehmen, welches
vor einer Clearingstelle verhandelt wird. Dort
wird gleich eine Entscheidung getroffen, ob
stationäres oder ambulantes Wohnen in Frage
kommen und im nächsten Schritt wird eine
Stundenzahl (Fachleistungsstunden) festge-
legt.

Dargestellt im Workshop wurde ein Beispiel
aus Münster sowie aus Bielefeld6

Berlin

Auf Grund des Stadtstaats fällt hier die Diffe-
renzierung zwischen örtlichem und überörtli-
chem Träger weg.

Insgesamt hat man recht freie Hand, was die
Anzahl der Stunden betrifft. Die Einschätzung
erfolgt durch die Amtsärzte. Im betreuten Ein-
zelwohnen sind dies ca. 8 – 12 Std. Die be-
troffenen Menschen werden nach den Hilfebe-
darfsgruppen eingeschätzt und können auch in
Wohngemeinschaften leben. Es gibt „Typen“
von Wohngemeinschaften, abhängig vom
Hilfebedarf der Betroffenen. Bislang können
nur diejenigen zusammen leben, die den glei-
chen Hilfebedarf haben.

Die Kosten werden aus unterschiedlichen Be-
reichen gedeckt, vorwiegend aus der Einglie-
derungshilfe, der Hilfe zur Pflege und der Pfle-
geversicherung. Die persönliche Assistenz
wird als Pflegeleistung abgerechnet, je höher
die Hilfe ist, desto geringer wird der Satz.

                                                     
5 Mit Übergang der Zuständigkeit für Betreutes

Wohnen an die beiden Landschaftsverbände wird
dieser Bereich im Landschaftsverband Rheinland
(LVR) erheblich erweitert, verbunden mit der Ein-
führung eines Individuellen Hilfeplanverfahrens;
näheres unter  www.lvr.de/FachDez/Soziales

6 vgl. Beitrag von Marie WORTBERG-BÖRNER,
GEMEINSAM LEBEN IN BIELEFELD E.V.
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Personenkreis, Hilfebereiche und

Organisationsformen

In dem Schaubild von MARIE WORTBERG-
BÖRNER

7 steht der Mensch im Zentrum, um ihn
herum sind alle Bezüge angeordnet, in denen
er sich befindet. Dies ist wichtig zu bedenken,
auch bei der Frage nach den Stunden der
Betreuung, denn ein Mensch hat nicht nur eine
Bezugsperson. Alles was in diesem Schaubild
um den Menschen herum angeordnet ist, ge-
hört zum Betreuten Wohnen elementar hinzu.
Funktioniert einer dieser Bereiche nicht, kann
es zu Störungen kommen, welche sich auch in
der Betreuung niederschlagen können. Die
Betreuung ist nicht nur ein Stück weit abhängig
vom Gelingen der anderen Bereiche, sondern
trägt auch entscheidend zu deren Gelingen
bei. Es soll deutlich werden, dass das betreute
Wohnen in einem Netzwerk steht, dass man
als Betreuer nicht die einzige Kontaktperson ist
für den Betroffenen.

Der Bereich der Freizeit ist ein sehr wichtig,
weil er viel zum Wohlergehen beiträgt. Hier
sollte man sich aber fragen, was eigentlich
„normal“ ist. Es geht sowohl darum, Menschen
mit Behinderung mit Nicht – Behinderten zu-
sammen zu bringen, wie auch ihnen Möglich-
keiten zu geben, sich mit Menschen auf einer
Augenhöhe auszutauschen.

Die Alltagsstruktur muss gelingen, wozu auch
ein Pflegedienst am Morgen oder Abend oder
der Einkauf am Freitagnachmittag beitragen
können.

Die materielle Sicherheit regelt in den meisten
Fällen die Betreuung. Der Mensch mit Behin-
derung erhält zwar den Grundsicherungsbe-
scheid, doch wer teilt das Geld ein, was wird
gemacht, wenn das Geld schon nach zwei
Wochen alle ist? In der Regel löst die Betreu-
ung solche Fragen.

Die Arbeit hat eine der wichtigsten Rollen
überhaupt, ragt sie doch in mehrere Bereiche
mit hinein.

Für die körperliche Pflege und Gesundheit
sorgen häufig Pflegedienste.

Das Thema des psychischen Wohlbefindens
ist ein durchaus heikles, da über 35% der
Menschen mit einer geistigen oder einer Lern-
behinderung auch eine psychiatrische Diagno-

                                                     
7  siehe Beitrag von WORTBERG-BÖRNER

se haben. Viele dieser Menschen benötigen
Psychotherapie, wobei es wenige Psychothe-
rapeuten gibt, die in der Lage sind mit diesen
Patienten umzugehen.

Einen neuen Aspekt brachte WOLFGANG URBAN

aus Marburg mit dem Peer – Counseling ein8.
Demnach ist es eine entscheidende Funktion,
Hilfe zur Selbsthilfe zu leisten, denn auch
Menschen mit Abhängigkeiten können selbst
Lösungen finden und nicht alles muss profes-
sionalisiert werden.

Die persönliche Assistenz, welche geleistet
wird, ist stark an den Gedanken der Indepen-
dent Living – Bewegung orientiert. Demnach
steht der Kunde im Zentrum und bestimmt. Der
Betroffene hat die organisatorische, die Anlei-
tungs-, die Personal- und die Finanzkompe-
tenz über seine Dienste. Man muss sich aber
darüber im Klaren sein, dass die Menschen,
die tatsächlich diese Kompetenzen einbringen
können, eine kleine, elitäre Gruppe sind. Eini-
ge Menschen bleiben dauerhaft darauf ange-
wiesen, dass ihre Kompetenzen (zumindest
teilweise) von Professionellen übernommen
werden (z. B. Menschen mit Multipler Sklerose
im fortgeschrittenen Stadium, Appalischem
Syndrom, Psychosen, u.a.).

Konkrete Aufgaben des ambulant betreuten
Wohnens sind nicht nur im pädagogischen
Bereich anzusiedeln; es geht darum, sowohl
psychosoziale Hilfen, aber auch ganz konkrete
alltagspraktische Hilfen und Unterstützung der
Kommunikation und Mobilität zu leisten.

Gerade Menschen mit hohem Hilfebedarf
brauchen kompetente Helfer, die ihre Situation
richtig einschätzen und ihnen ganzheitliche
Hilfe leisten können.

Die Möglichkeiten, Wohnraum zu bekommen,
sind regional sehr verschieden.  Teils kann
man auf gemeinnützige Wohnbaugesellschaf-
ten zurückgreifen. Der soziale Wohnungsbau
hat Vorgaben, wie viel Wohnraum für welche
Zielgruppen vorzusehen ist. Es gibt also auch
Quoten für Menschen mit Behinderung, so-
dass man durchaus die Behörden angehen
sollte und nach den entsprechenden Kapazi-
täten fragen sollte.

Teils werden aber auch Wohnungen auf dem
freien Wohnungsmarkt angemietet. Hier hat
man immer die Schwierigkeit, ob die Men-
schen mit Behinderung selbst Mieter sein kön-

                                                     
8 vgl. auch den Beitrag von WOLFGANG URBAN
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nen oder ob der Hilfeleister als „Zwischenmie-
ter“ fungieren muss. Grundsätzlich widerspricht
es dem Selbstverständnis der meisten Verei-
ne, sich zwischenzuschalten. In einigen Fällen
hat man erreichen können, dass die Menschen
mit Behinderung selbst Mieter sind und der
Verein nur noch eine Bürgschaft übernimmt.

Ein Beispiel aus Münster soll hier noch Erwäh-
nung finden: das Wohnen im „Drubbel“: hierbei
handelt es sich quasi um einen ambulanten
Wohnverbund. Die Betroffenen leben in einer
eigenen Wohnung, aber in einer Wohnanlage,
in der weitere Menschen mit Behinderung in
ähnlichen Wohnungen leben. Hier kann man in
hohem Maße auf den „peer support“ bauen.

Die Vorbereitung des Wohnens ist ein ganz
entscheidender Bestandteil des ambulant be-
treuten Wohnens.  Zunächst ist die meist ver-
breitete Wohnform ja die Wohngemeinschaft,
also ist zu klären, wer mit wem zusammen
leben möchte und könnte. Dies erscheint na-
türlich bei Menschen, die sich vielleicht gar
nicht sprachlich äußern können, schwierig.
Hier sollte man in einer sehr langen Phase des
Ausprobierens sondieren, was dem Menschen
entsprechen könnte.

Ebenfalls in den Bereich der Vorbereitung des
Wohnens fällt die Darstellung der Prozesspla-
nung, wie sie die SELAM – Lebenshilfe in Ol-
denburg durchführt. Nach der Antragstellung
erstellen die Mitarbeiter einen umfangreichen
Sozialbericht, für den sie sich viel Zeit nehmen.
Ziel dessen ist es, herauszufinden, wie viele
Stunden wöchentlicher Hilfebedarf vorliegen.
Der Sozialbericht ist die Grundlage für das
dann folgende Hilfegespräch. Der im Sozialbe-
richt aufgeführte Hilfebedarf wird hier in der
Regel nicht vom Kostenträger moniert, da die
Mitarbeiter den Bedarf fachlich so gut begrün-
den, dass dem zu widersprechen sehr schwer
ist.

Abschließende Diskussion

Hier wurde noch einmal mehr deutlich, dass
ambulant betreutes Wohnen mit ungeheuren
Anstrengungen im Bereich der Organisation
verbunden ist. Es handelt sich um langwierige
Prozesse und mühsame Überzeugungsarbeit
bei Behörden etc.

Dem Problem der immer knapper werdenden
finanziellen Mittel muss auch gesehen werden.

Diese Realität darf nicht verdrängt werden;
unsere Gesellschaft wird langfristig die Kosten
für professionelle Hilfen im derzeitigem Um-
fang nicht mehr tragen. Angeführt wurde, dass
die Betreuungskosten, würde man auf Dauer
nur noch ambulant betreutes Wohnen anbie-
ten, deutlich höher wären als jetzt; Beispiele
aus anderen europäischen Ländern hätten
dies gezeigt.

Ein möglicher Lösungsansatz könnte die Ent-
wicklung ganz anderer als bislang organisierter
Wohnformen sein. Dabei sollte man immer
versuchen zu schauen, was dem Einzelnen
wirklich gerecht wird.

Interessant könnte die Entwicklung nicht–pro-
fessioneller Helfersysteme sein. Es wäre wün-
schenswert an die gemeinsame Verantwortung
aller Menschen zu appellieren; doch gehe die
gesellschaftliche Entwicklung gerade in eine
entgegengesetzte Richtung.  Man sollte gut
erwägen, welche Bereiche man perspektivisch
an nicht–professionelle Helfer abgibt, da Men-
schen mit Behinderung auch nicht jedem „aus-
geliefert“ werden dürfen.  Aus der Gemeinwe-
senarbeit sind auch gute Beispiele der Frei-
zeitbegleitung von Menschen mit Behinderung
bekannt. Es kann aber auch eine Falle sein,
nur noch mit Ehrenamtlichen zu arbeiten und
die Pflegeleistungen nur noch einzukaufen.

Es bleibt abzuwägen, welcher Weg vertretbar
ist, und es gibt, wie immer, Argumente dafür
und Argumente dagegen; Unbestritten aber
bleibt, dass das Thema der Kostenentwicklung
die Behindertenhilfe jetzt und  in Zukunft inten-
siv beschäftigen wird.

Zusammenfassend lässt sich zum ambulant
betreuten Wohnen (mit HARTMUT SEITZ-BAY)
sagen, dass

̇ es sich um eine große Herausforderung für
alle Beteiligten handelt

̇ ein Umdenken in der Behindertenhilfe
dazu notwendig ist

̇ flexiblere und bessere Bedingungen erfor-
derlich sind

̇ verschiedene Dienste zusammenwirken
müssen

̇ es nicht dem Spargedanken der Kosten-
träger entspricht, da eine stationäre Ver-
sorgung preisgünstiger sein kann und

̇ es trotz alledem möglich sein muss!
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Abschließend seien kurz noch einige weitere
Themen erwähnt, die häufig in der Diskussion
auftraten.

Dazu gehören vor allem die Risiken, aber
auch die Chancen, welche mit ambulant be-
treutem Wohnen im Gegensatz zu stationären
Einrichtungen verbunden sind. Es hat sich
gezeigt, dass die Lebensqualität im ambulant
betreuten Wohnen nicht immer besser als in
stationären Einrichtungen ist.  Somit ist könne
für einige Menschen mit Behinderung ein
Wechsel in eine ambulant betreute Wohnform
gar nicht erstrebenswert sein. Man sollte es
aber eine Polarisierung zwischen „dem golde-
nen Käfig“ des stationären Wohnens und dem
„Schrott und Sperrmüll“ des ambulant betreu-
ten Wohnens vermeiden. Schlussendlich
überwiegt zumindest manchmal auch der mas-
sive Stolz z.B. über den eigenen Schlüssel.
Eine nicht zu unterschätzende Gefahr liegt in
der möglichen Vereinsamung. Ein weiteres
Problem ist die „Opfermentalität“ von Men-
schen mit Behinderung. Es kann leicht zu
Ausnutzung kommen, häufig ist ein sehr gerin-
ges Selbstbewusstsein vorhanden und auch
die Nachbarschaft birgt manchmal mehr Ge-
fahr als Hilfe.  Andererseits fallen Missstände
in ambulant betreuten Wohnformen in der Re-
gel schneller auf und es besteht dann größerer
Handlungsdruck auf Seiten der Professionel-
len.

Zur Frage nach den Personalschlüsseln war
man sich einig, dass diese vor einiger Zeit
notwendig waren, um sich überhaupt an das
Thema „ambulant betreutes Wohnen“ heran-
zuwagen, doch hat sich mit der Zeit gezeigt,
dass diese auf Dauer so nicht sinnvoll sind.
Die aktuelle Entwicklung geht klar zur individu-
ellen Bedarfsermittlung, da man mit einem
Schlüssel von 1:12 bei einem Menschen mit
hohem Hilfebedarf selbstverständlich nichts
bewegen kann. In welchem Verfahren in Zu-
kunft die individuelle Bedarfsermittlung ge-
schehen wird bleibt offen, zumal in welchem
Maße die Betroffenen an ihrer Bedarfsermitt-
lung beteiligt sein werden.

Was Menschen mit sehr hohem Hilfebedarf
betrifft, so sollte man die Pflege positiv mit
einbeziehen, da dies einen Gewinn von Per-
sonal und Zeitbudgets bedeuten kann. Gerade
im Bereich der Pflege sollte man nicht zu viel
Pädagogik einbringen, da Beispiele zeigen,
wie professionelle Pflegekräfte Menschen
häufig viel besser dazu bewegen können bei
der Pflege mitzuwirken, z. B. mit dem Konzept

der aktivierenden Pflege. Darüber hinaus kann
die Pflege zum finanziellen Standbein werden,
wo die Eingliederungshilfe möglicherweise
einmal nicht mehr gezahlt wird.

Was die Frage der Finanzierung betrifft, so
steht das Thema des persönlichen Budgets
an, was auch die Diskussion in der DHG noch
einige Zeit beschäftigen wird. Aus dieser Ar-
beitsgruppe bleibt festzuhalten, dass das per-
sönliche Budget nur dann sinnvoll scheint,
wenn der Mensch mit Behinderung tatsächlich
selbst darüber entschieden kann. Die mo-
mentan laufenden Modellversuche haben oft-
mals äußerst schlechte Bedingungen, die zum
Ausschluss von behinderten Menschen mit
hohem Hilfebedarf führen. Unter diesen Kondi-
tionen wird dieses Modell dauerhaft nicht reali-
sierbar sein.  Es muss aber eine Finanzie-
rungsform gefunden werden – und diese Auf-
gabe betrifft gerade die Kostenträger – die
auch Menschen mit hohem Hilfebedarf gerecht
wird.

Des weitern gehört zum Finanziellen die Frage
der Abrechnung, welche in dieser Arbeitsgrup-
pe viel diskutiert wurde. Was wird abgerech-
net: die reine Betreuungszeit ohne „Regieko-
sten“, was ist mit dem Verwaltungsaufwand?
Was ist, wenn man einen Kunden nicht an-
trifft? Und wie geht der Kostenträger damit
um?

Wichtig ist es ein enger Dialog mit dem Ko-
stenträger zu führen, damit die Arbeit transpa-
rent zu machen. Dies kann es einem z.B. mög-
lich machen, spontane Änderungen anzumel-
den, oder einen Mehrbedarf im Fall von
Krankheit oder einen Minderbedarf im Fall
einer Reise oder anderen Abwesenheitsgrün-
den. Wie transparent man seine Arbeit beim
Kostenträger macht, ist auch eine Frage, wie
ernst man Selbst- und Mitbestimmung nimmt.
Denn man muss sich im Klaren sein, dass im
ambulant betreuten Wohnen der Rechtferti-
gungsdruck viel höher als im stationären Be-
reich ist und viel häufigere Überprüfungen der
Bedarfe stattfinden.

Das „Unwort“ der Arbeitsgruppe dürfte die
„Belegungskonferenz“ sein. Der Begriff stammt
aus dem Bericht über die Situation in Hessen
und soll den Versuch schildern alle Wohnplät-
ze sinnvoll zu besetzen und dabei den opti-
malen Ort für den Einzelnen zu finden.  Zu
bedenken ist aber, dass dieser Begriff doch
stark an den stationären Bereich erinnert und
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somit im ambulant betreuten Wohnen nicht
angebracht ist. Zudem muss man beim Men-
schen und seinen Bedürfnissen ansetzen und
nicht bei den freien Kapazitäten. Im ambulant
betreuten Wohnen kann es keine Platzbewirt-
schaftung geben.

Man darf nicht vergessen, wie sehr Begriffe
das Denken prägen und somit sollte dieser
Begriff bald möglichst aus der Diskussion ver-
schwinden und es unbedingt zu verhindern,
dass dieser etwa in Gesetze aufgenommen
wird.

̈ GESINE KETTEL, KÖLN

Æ  Æ  Æ
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W o r k s h o p  4

Assistenz für behinderte Menschen mit hohem Hilfebedarf

MODERATION: ERIK WEBER, KÖLN; ANNA ELISABETH NIEHOFF, LANGENFELD

Wenn Assistenz bedeutet, jemandem nach dessen Anweisung zur Hand zu gehen, dann stellt sich gleich die
Frage, wie solche Anweisungen von Menschen mit hohem Hilfebedarf aussehen können. Kann dieser Personen-
kreis überhaupt Anweisungen geben? Wie muss ich professionalisiert sein, um solche Anweisungen zu deuten,
zu verstehen?

Anhand ausgewählter Praxismodelle wird sich diese Arbeitsgruppe mit dem Begriff und der Bedeutung des
Schlagwortes der „Assistenz“ in der Behindertenhilfe auseinandersetzen, um die Forderung nach Assistenz in
Bezug zum Personenkreis der Menschen, die wir schwer oder schwerst (geistig) behindert nennen, zu diskutie-
ren.

Darüber hinaus gehende Fragen könnten sein und sollten kritisch diskutiert werden: Ist das Assistenz-Modell ein
Modell ‚für alle’ (Betroffenen)? Ist der Beweggrund zur Einführung des Assistenz-Modells ein emanzipatorisch-
pädagogischer oder ein ökonomischer? Welche Veränderungsbedarfe zieht eine Einführung des Assistenzmo-
dells nach sich - in Bezug auf die Institutionen und auf die MitarbeiterInnen ? Ist das Assistenzmodell praktikabel
in stationären Einrichtungen, in denen Menschen mit hohen Hilfebedarfen leben? Wie kann ich Menschen mit
hohen Hilfebedarfen in Assistenzplanungen einbeziehen?

Beiträge:

̇ Assistenz für behinderte Menschen mit hohem Hilfebedarf – Problemaufriss zum Workshop  (ERIK WEBER)

̇ Ergebnisse des Workshops (ERIK WEBER, ANNA ELISABETH NIEHOFF, TIMO NÜRNBERGER)

Assistenz für behinderte

Menschen mit hohem

Hilfebedarf

 Problemaufriss zum Workshop

ERIK WEBER

Persönliche Assistenz

̇ „Persönliche Assistenz ist mehr als nur
irgendeine ambulante Dienstleistung unter
anderen. Ihr Konzept beinhaltet den
Wechsel von einem entmündigenden Ver-
sorgungsdenken zu der Anerkennung ei-
nes Hilfebedarfes für ein gleichberechtigtes
selbstbestimmtes Leben“ (Frehe 2001, 7).

6 Thesen

̇ These 1: Mit dem Assistenzmodell liegt
zum ersten Mal ein Handlungsmodell vor,
das von sog. Betroffenen, von Menschen,
die wir `behindert` nennen, auf den Weg
gebracht worden ist. Das ist nicht nur für

die (heil-) pädagogische Praxis von Be-
deutung, sondern es ist das erste Mal in
der Geschichte der Heilpädagogik, dass
ein Konzept in der Fachöffentlichkeit dis-
kutiert wird, das nicht von selbsternannten
ExpertInnen formuliert wurde, sondern von
`ExpertInnen in eigener Sache`.

̇ These 2: Dass wir als selbsternannte Ex-
pertInnen etwas von unserer (Definitions-
)Macht ab- bzw. zurückgeben müssen,
gefällt uns nicht. Die Umkehrung des Ge-
waltverhältnisses „Ich weiß, was für Dich
gut ist!“ (weil Du es ja gar nicht wissen
kannst) in „Du gibst mir Anweisungen, wie
ich Dir am besten zur Hand gehen kann!“
ist nicht einfach und wird durch viele Bar-
rieren erschwert.

̇ These 3: Das Ausmaß dessen, was wir
einem anderen Menschen an Selbstbe-
stimmung zugestehen, hängt sehr davon
ab, was für ein Verständnis wir von unse-
rem Gegenüber haben. `Geistige Behinde-
rung`, verstanden als relativ unbeeinfluss-
barer Naturzustand, lässt den Selbstbe-
stimmungsgedanken nicht zu. `Geistige
Behinderung`, verstanden als soziale Kon-
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struktion, eröffnet hingegen neue Wege
des Verstehens.

̇ These 4: Die Umsetzung des Assistenz-
modells mit dem Personenkreis der Men-
schen, die wir `geistig behindert` nennen
und die einen hohen Hilfebedarf haben, ist
prinzipiell nicht anders, als bei Menschen,
die dieses Konzept geprägt  und aufgebaut
haben und sich in Selbstvertretungsgrup-
pen organisiert haben. Jedoch gilt es be-
züglich der Umsetzungswege einiges zu
beachten!

̇ These 5: Das Assistenzmodell ist auch im
sog. stationären Bereich umsetzbar, auch,
wenn es hier noch größere Barrieren zu
überwinden gilt, als in den sog. Offenen
Hilfen.

̇ These 6: Wir können uns noch so an-
strengen, die strukturellen Bedingungen zu
verbessern (die ja bekanntlich an allem
Schuld sind!), die Qualität zu sichern oder
die Etats aufzustocken (woran ja ohnehin
keiner denkt): Letztlich ist es der Mikrobe-
reich, die alltägliche persönliche Begeg-
nung, die von Bedeutung ist und die so ge-
staltet werden muss, dass Assistenz kein
neues leeres Schlagwort wird, was modern
klingt, aber für die Lebenssituation der sog.
Betroffenen keinerlei Verbesserung bringt.

̈ ERIK WEBER, KÖLN

Æ  Æ  Æ

Dokumentation

des Workshops

ERIK WEBER, ANNA ELISABETH NIEHOFF

(Moderation)

TIMO NÜRNBERGER

(Protokollierung)

Der Workshop „Assistenz für behinderte Men-
schen mit hohem Hilfebedarf“ hatte sich zum
Ziel gesetzt, folgende Fragen zu diskutieren:

̇ Wenn Assistenz bedeutet, jemandem nach
dessen Anweisung zur Hand zu gehen,
dann stellt sich gleich die Frage, wie sol-
che Anweisungen von Menschen mit ho-
hem Hilfebedarf aussehen können.

̇ Kann dieser Personenkreis überhaupt
Anweisungen geben?

̇ Wie muss ich professionalisiert sein, um
solche Anweisungen zu deuten, zu verste-
hen?

Anhand ausgewählter Praxismodelle haben
sich die TeilnehmerInnen dieses Workshops
mit dem Begriff und der Bedeutung des
Schlagwortes der „Assistenz“ in der Behinder-
tenhilfe auseinandergesetzt, um die Forderung
nach Assistenz in Bezug zum Personenkreis
der Menschen, die wir schwer oder schwerst
(geistig) behindert nennen, zu diskutieren.

Folgende, darüber hinaus gehende Fragen
waren Gegenstand der Diskussion:

̇ Ist das Assistenzmodell ein Modell ‚für alle’
(Betroffenen)?

̇ Ist der Beweggrund zur Einführung des
Assistenzmodells ein emanzipatorisch-
pädagogischer oder ein ökonomischer?

̇ Welche Veränderungsbedarfe zieht eine
Einführung des Assistenzmodells nach
sich (in Bezug auf die Institutionen; in Be-
zug auf die MitarbeiterInnen)?

̇ Ist das Assistenzmodell praktikabel in sta-
tionären Einrichtungen, in denen Men-
schen mit hohen Hilfebedarfen leben?

̇ Wie kann ich Menschen mit hohen Hilfe-
bedarfen in Assistenzplanungen einbezie-
hen?



̈ ASSISTENZ  ____________________________________________________________________

____________________________________ ____________________________________61

Das Moderatorenteam entschloss sich dazu,
den Workshop methodisch als Zukunftswerk-
statt durchzuführen

Impulse

Impulse von ANNA ELISABETH NIEHOFF zum
Assistenzmodell, welches im Jahr 2001 im
HPH Langenfeld von ihr begleitet und geleitet
wurde.1

Zusammenfassend lassen sich folgende
Schwerpunkte festhalten:

̈ Prinzipien der Individuellen Assi-
stenzplanung, Haltung  von Mitar-
beitern

̇ Wahrnehmung der eigenen Grenzen und
der Grenzen anderer Personen

̇ Akzeptieren von personellen Präferenzen
seitens der Nutzer

̇ Achtung der Persönlichkeitswürde

̇ Vereinbarungen zuverlässig einhalten

̇ Authentisch sein

̇ Arbeiten im Sinne des Paradigmenwech-
sels

      - von der Betreuung zur Assistenz

      - Wahrnehmung der Selbstbestimmung der
         Nutzer ( vom Objekt zum Subjekt, vom
         Hilfeempfänger zum Mitgestalter der
         Dienstleistung )

̇ Sensibilität für nonverbale Ausdrucksfor-
men von Bedürfnissen und Gefühlen

̇ Wertfreiheit gegenüber anderen Leben-
sentwürfen

̇ Takt und Respekt in der Begegnung

̈ Das Berufsverständnis überprüfen
und neu formulieren
anstelle von behandeln, bevormunden,
kontrollieren, vorschreiben,  erziehen
tritt

begleiten, unterstützen, beraten, anre-
gen, ermutigen, kooperieren:

                                                     
1  siehe hierzu auch ausführlicher: HPH Langenfeld

2001; DHG 2002, S.35- 38

̇ selbstbestimmter Nutzer  -  selbstbe-
stimmter Mitarbeiter

̇ Mitarbeiter brauchen

- größtmögliche Entscheidungs-
spielräume

- die Frage nach Wünschen und
Bedürfnissen

- eigenständiges Arbeiten

- Mitbeteiligung an arbeitsrele-
vanten Veränderungen,

- Einbindung in Entscheidungs-
prozesse

- kreative Ideen

̇ Leitung sorgt für

-  Klarheit und Transparenz

-  Praxisbegleitung und Schulung

-  geeignete Organisationsstrukturen

̇ Stolpersteine

- Fehlen von organisatorischen
und strukturellen Bedingungen

- Unachtsamkeit oder fehlende
Bereitschaft von Mitarbeitern

- Vorstellungen, die Menschen mit
schweren Behinderungen Ent-
scheidungsfähigkeiten abspre-
chen

Einführung in die Methode der Zu-

kunftswerkstatt sowie Erläute-

rung des zeitlichen Ablaufs des

Workshops

̇ Eine Zukunftswerkstatt ist...

„...ein Forum, in dem sich Bürger gemein-
sam bemühen, wünschbare, mögliche,
aber auch vorläufig unmögliche Zukünfte
zu entwerfen und deren Durchsetzungs-
möglichkeiten zu überprüfen“ (JUNGK,
MÜLLERT 1983, 84).

Ü hier: Entwicklung von Assistenzmo-
dellen für Menschen mit hohen Hilfe-
bedarfen
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̇ Ziele und Merkmale von Zukunftswerk-
stätten:

Zukunftswerkstätten sind:

- basisdemokratisch

- integrativ

- ganzheitlich

- kreativ

- kommunikativ

- provokativ

̇ Das Phasenmodell

Zukunftswerkstätten gliedern sich in fünf
Phasen:

- eine für die Vorbereitung

- drei für die Durchführung: 

1. Kritikphase

2. Phantasiephase

3. Verwirklichungsphase

- eine für die Nachbereitung

Im folgenden wird die Durchführung der drei
Werkstattphasen während des Workshops
dokumentiert:

Werkstattphase I: Kritikphase

Werkstattphase I: Kritikphase

̇ Kritik des Bestehenden:
Unmut, Frust, Enttäuschungen, negative
Erfahrungen loswerden

̇ Spielregeln:
       - Diskussionsverzicht
       - Kritik nur in Stichworten
       - Deutliche Visualisierung aller
         Äußerungen

Fragen:

Was fehlt zur Umsetzung des Assistenz-
konzepts?

Was erscheint kritikwürdig am Gedanken
der Assistenz?

Nach einer 10- minütigen Arbeitsphase (je 2
TeilnehmerInnen unterhielten sich) wurden die
Ergebnisse der Kritikphase auf Karten festge-

halten und unter folgenden Oberbegriffen ge-
ordnet.

Ergebnisse der Kritikphase

I Situation der Mitarbeiter

̇ Egoismus

̇ Stellenwert des Mitarbeiters als
Abarbeiter eines vertraglichen
Maßnahmenkatalogs; Qualifikati-
on?

̇ Schlechte Zusammenarbeit mit
den einzelnen Gruppen

̇ Personelle Situation: Ein Betreuer
für mehrere Nutzer / Bewohner

̇ Zeit!

̇ Mitarbeitermotivation

̇ Konkurrenzkampf der Mitarbeiter;
Dienstzeiten

̇ Wo bleibe ich als Mitarbeiter? Le-
bensnähe fehlt oft; Spontaneität
bleibt weg

̇ Neid zwischen Mitarbeitern
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̇ Grundhaltung der Mitarbeiter und
der Bewohner hinterfragen (Hoff-
nungen, Verständnis)

II Instrumente/ Methoden

̇ Instrumente für Bedarfserhebung

̇ Nonverbale Kommunikation > wie
finde ich die Wünsche der Bewoh-
ner heraus?

̇ Bisher reden wir nur von Men-
schen, die sich in irgendeiner Form
verbal äußern können

̇ Das Herausfinden kontra Bedürf-
nislosigkeit

̇ Vorlauf für Assistenzprinzip mit
Menschen ohne Verbalsprache

̇ Methoden

̇ Menschen mit schwerer geistiger
und körperlicher Behinderung

̇ Auch Menschen mit hohem Hilfe-
bedarf können mit Unterstützung in
eigenen Wohnungen leben

III Strukturelle Bedingungen/
Organisation von Dienstzeiten

̇ Wer bestellt, bezahlt; wer bezahlen
soll braucht Geld

̇ Aufwand Personal/ Zeit; repräsen-
tative Form

̇ Assistenz scheitert oft am Geld

̇ Finanzen (Personal)

̇ Dienstplangestaltung kontra indivi-
duelle Assistenzplanung

̇ Tarifverträge (Arbeitszeiten)

̇ Zeitgestaltung/ Einteilung/ Kosten

̇ Betriebsräte (bezüglich der
schnellen Umsetzung)

̇ Assistenz hilft, Geld zu sparen?!

IV Lebenswelt

̇ Die Gruppe wird kaputt gemacht

̇ Schwierigkeiten bei der Nutzung
pers. Netzwerke

̇ Häusliche Bedingungen, z.B. vier
Toiletten für acht Bewohner

̇ Angehörige (fremdbestimmt)

̇ Größe der Wohngruppen

V Begriff Assistenz - Was heißt das?

̇ Alles nur Show !!!

̇ Begrifflichkeit von schwerer Behin-
derung

̇ > Definition „Assistenz“

̇ > Typisierung (Leitungstypen)

̇ > Standardisierung

̇ Was ist Assistenz? Definition

̇ Assistenzplanung/ Grundpflege;
Aufgabe der selben Person?

̇ Begriff „Assistenz“ verschleiert das
noch immer bestehende Ungleich-
gewicht zwischen „Assistenzneh-
mer“ und „Assistenzgeber“

̇ Freie Wahl der Assistenten?
Eventueller Wechsel?

̇ Scheitern erlaubt!

̇ Eine Beziehung ist nicht ge-
wünscht!

̇ Kundenverständnis

̇ Kreieren wir Assistenzunfähige?

̇ Der „gläserne“ Mensch

̇ Begleitung!

̇ Heimbereich: Assistenten trauen
den Betroffenen nichts zu; Assi-
stenz scheitert

In der folgenden Phase, der Phantasiephase,
wurde das Gebiet der Kritik verlassen, und es
ging darum, möglichst phantasievolle Assi-
stenzmodelle und Kriterien hierfür zusammen-
zustellen:

Werkstattphase II:

Phantasiephase

Werkstattphase II: Phantasiephase

̇ Formulierung von Wünschen, Träumen,
Vorstellungen und alternativen Ideen
ohne Rücksicht auf Umsetzbarkeit

̇ Grundsätze:

         - Wirklichkeit spielt keine Rolle

         - Im Denken ist alles erlaubt, alles geht,
           alles ist möglich
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         - Wir können und sollen ohne
            Einschränkungen wünschen,
            spinnen, phantasieren und träumen

̇ Spielregeln:

        - Keine Kritik am Vorgebrachten

        - Freies Gedankenspiel

        - Freie Wahl der Präsentation

Fragen:

Was brauche ich, um ein Assistenzkonzept
zu verwirklichen?

Was bräuchte ich, wenn man mich lassen
würde?

Ergebnisse der Phantasiephase

Es wurden vier Gruppen gebildet, die vor dem
Hintergrund der Ergebnisse der Kritikphase
ihren Gedanken freien Lauf lassen sollten, um
Voraussetzungen und Möglichkeiten einer
utopischen Idealsituation zu entwerfen.

Nach einer 60-minütigen Arbeitsphase in den
Kleingruppen und darauffolgender Präsentati-
on der Ergebnisse kristallisierten sich folgende
Schwerpunkte (Wünsche) heraus:

1. Gruppe:

̇ funktionierende Einsatzplanung

̇ räumliche Voraussetzungen

̇ jeder Mensch soll selbst entscheiden,
wie und wo er leben will

̇ gut funktionierende Kooperation, bes-
sere Einführung in persönliche Assi-
stenz

2. Gruppe:

̇ Professionalität seitens der Assisten-
ten

̇ Dienstplan abschaffen?

̇ Abschaffen der Heime? Eher ambu-
lante und stationäre Wohnformen?

̇ Institution: ja; in diesem Rahmen Sen-
sibilität, Empathie und Umsetzung von
Bewohnerinteressen; Assistenz und
Ambulantisierung, wo klare Äusserun-
gen vorhanden sind

3. Gruppe:

̇  „Kommunikator“! Entweder „Maschine“
oder Mensch, die/der Wünsche erkennt

̇ Supervisor von außen

̇ Anerkennung bringt Schub

̇ Forschungsprojekte in der Einrichtung

̇ Gegenseitige Besuche, von... nach...

̇ Idealismus: Vision, Menschenbild

̇ Jeder Entscheidungsträger arbeitet
mindestens eine Woche in Wohnge-
meinschaft mit

̇ Zeit/- räume

̇ (Mit-) entscheiden dürfen, wer mit mir
wohnt und wer mich betreut

̇ Eigener Wohnraum für jeden

̇ „Nein“ sagen dürfen (alle: Mitarbeiter
und Menschen mit Behinderung)

̇ Persönliches Budget für jeden

̇ Uneingeschränkte Mobilität
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̇ Mensch mit Behinderung als Kunde
und Institution als Dienstleistungsun-
ternehmen

4. Gruppe:

̇ Herausfinden, was der Mensch mit schwe-
rer Behinderung sich wünscht

̇ Mitarbeiter haben, die Assistenz leben
wollen

̇ 1:1 Betreuung

̇ Ein Tag für Mitarbeiter, wo sie sich wa-
schen/ windeln / begleiten lassen, einen
Tag leben als Mensch mit Behinderung

̇ Freie Zeiteinteilung für Mitarbeiter

̇ Lebendigkeit

̇ „Freie“ Zeit

̇ Kleine Wohnformen

̇ Gesellschaft ohne Grenzen

̇ Budget ohne Grenzen

̇ Echte Teilhabe

̇ Zeit für Reflexion

̇ Außenstehende Beobachter

̇ Kleine Wohnformen (Wohnmöglichkeit)

̇ Fortbildungen: Methoden, Supervision
lernen

̇ Technische Hilfsmittel für jeden individuell
entwickeln und testen

̇ Mut zu wagen...

̇ Methoden mehr nutzen und verbinden
können, z.B. Musik, Film usw., um Wün-
sche zu entwickeln

̇ „Wert-Freiheit“

Nachdem alle vier Gruppen ihre Ergebnisse
präsentiert hatten, mussten einige der Kon-
zeptionen der Phantasiephase ausgewählt
werden, mit denen in der dritten Werkstattpha-
se (Verwirklichungsphase) weiter gearbeitet
werden sollte.

Die Entscheidungen der Teilnehmer fielen auf
folgende Aspekte, die wiederum vom Mode-
ratorenteam mit vier übergeordneten Begriffen
versehen wurden:

1 ̇ Lebendigkeit (vier Punkte)

̇ Mitarbeiter, die Assistenz
leben (drei Punkte)

HALTUNG

2 ̇ Funktionierende Einsatz-
planung (vier Punkte)

ORGANISATION

3 ̇ „Kommunikator“ – Ma-
schine oder Mensch, die/
der Wünsche erkennt (drei
Punkte)

̇ Fortbildungen: Methoden,
Supervision lernen (drei
Punkte)

BEDÜRFNIS-

ERMITTLUNG

4 ̇ Persönliches Budget für
jeden (acht Punkte)

„DER EINZELNE“

̇ „Jeder Mensch soll selbst entscheiden,

wie und wo er leben will!“

Dieser Wunsch bekam bei der Abstim-
mung vier Punkte und wurde in der dritten
Werkstattphase (Verwirklichungsphase)
als übergeordneter Gedanke zu den vier
Themenbereichen (Haltung, Organisation,
Bedürfnisermittlung, „Der Einzelne“) ver-
wendet.

Werkstattphase III:

Verwirklichungsphase

Werkstattphase III: Verwirklichungsphase

̇ Überprüfung der Entwürfe der Phanta-
siephase auf ihre Durchsetzungschan-
cen:

       - Benennen von Hindernissen

       - Können sie überwunden werden?
          Wenn ja- wie?

       - Erstellen von Aktions- / Projektplänen

̇ Spielregeln:

       - Konkret werden

       - Schritte zur Realisierung aufzeigen

       - Zeitplan aufstellen

      - Den eigenen Beitrag zur Ziel-
        verwirklichung aufzeigen

In einer letzten Phase der Arbeit in Kleingrup-
pen wurden erneut vier Gruppen gebildet.
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Ergebnisse der Verwirklichungsphase

1. Gruppe (HALTUNG):

Lösungsansätze:

̇ gezielte Mitarbeiterfortbildungen

̇ Selbsterfahrungsmöglichkeiten für Mit-
arbeiter/Rollenspiele

̇ Trägerübergreifender Austausch  –
Wertfreiheit-

̇ „angstfreie“ Diskussionsräume für Mit-
arbeiter

̇ Selbstbewußtsein der Mitarbeiter stär-
ken

̇ Wertschätzung/Klima

̇ Beteiligung der Mitarbeiter an Leit-
bildentwicklungen

̇ Klare Trennung von Nutzer- und Mitar-
beiterinteressen

Hindernisse:

̇ unterschiedliche Wertvorstellungen

̇ finanzieller Druck behindert „das Le-
ben“ von persönlicher Assistenz

2. Gruppe (ORGANISATION):

̇ „Formularentwicklung“

̇ Bedarfsplan

̇ Dienstplanwünsche (>„Vorplan“)

̇ Jahresstundenplanung

̇ Transparenz; möglichst große Beteili-
gung aller Mitarbeiter

̇ Flexibilisierung!!

̇ Aus tarifrechtlichen Möglichkeiten viel
herausholen!

3. Gruppe (BEDÜRFNISERMITTLUNG):

̇ Netzwerk/Börse zur Kommunikation
(In- und Ausland)

̇ Beispiele zum Kommunizieren; Erfah-
rungsberichte

̇ Auftrag an die Hochschulen: Diplom-
/Examensarbeiten/Projekte

̇ Nicht verhindern, sondern ermöglichen
(Haltung); „Lobby“

̇ Kompetenzen entwickeln, bündeln,
austauschen; AGs in der Einrich-
tung/Region
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Gruppe („DER EINZELNE“):

Lösungsmöglichkeiten:

̇ Budget für jeden einzelnen (>Finan-
zen; >Zeit)

̇ „Grundrente“ (politisches Ziel, Forde-
rung)

̇ stellvertretende Budgetverwaltung, As-
sistenz

Hindernisse:

̇ hoher Verwaltungsaufwand

̇ Kosten

̇ Unterschiedliche Leistungsträger

̇ Umstrukturierung der Institutionen
(>Abfrage Einzelleistung; >Kunden-
werbung)

̇ Kostenreduzierung

̇ Festes Stundenbudget flexibilisiert am
Bedarf

̇ Arbeitgebermodell

Letztlich soll ein Zitat von FRANCO BASAGLIA

zusammenfassend darlegen, was das Assi-
stenz-Modell in letzter Konsequenz von uns
verlangt:

„...[dies] verlangt allerdings, dass wir aus unse-
ren Rollen heraustreten und ein persönliches
Risiko eingehen, um etwas entwerfen zu kön-
nen, was zwar schon den Kern künftiger Fehler
in sich tragen mag, uns aber im Moment hilft,
die festgefahrene Situation zu durchbrechen“
(Franco Basaglia).
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W o r k s h o p  5

Multiprofessionelle Hilfen

für behinderte Menschen mit herausforderndem Verhalten

- Beratung und Vernetzung -

MODERATION: DR. CHRISTIAN BRADL, DÜREN; LOTHAR HILDEBRANDT, HELTERSBERG

Menschen mit geistiger Behinderung und herausforderndem Verhalten - dies erfordert eine Auseinandersetzung
mit schwierigen Lebenssituationen, psychosozialen Krisen, massiven Verhaltensauffälligkeiten oder psychischen
Erkrankungen. Zwar sind in den letzten Jahren hierzu zahlreiche pädagogisch-therapeutische Handlungsansätze
entwickelt worden, wobei der Gestaltung individueller Beziehungsangebote und Lebensbedingungen eine hohe
Bedeutung zukommt. Trotzdem ist die Lage für diese Menschen in Regionen und Einrichtungen schwieriger ge-
worden. Zudem scheint die Realisierung neuer Ziele und Wege wie Partizipation, soziale Teilhabe, persönliche
Assistenz, ambulant unterstütztes Wohnen in der Praxis für diesen Personenkreis nur mühsam vorstellbar.

In den Niederlanden wird durch Tätigkeit von „Consulenten“ in regionalen Beratungszentren versucht, durch bes-
sere regionale Koordinierung vorhandener Dienste und multiprofessionelle Hilfen ein individuelle „Hilfe nach Maß“
auch in schwierigen Lebens- und Betreuungssituationen zu erreichen. Im Workshop sollen Erfahrungen mit Be-
ratung, Vernetzung und multiprofessionellen Hilfen ausgetauscht und nach Realisierungsmöglichkeiten und ent-
sprechenden Organisationsmodellen gefragt werden.

Beiträge:

̇ Multiprofessionelle Hilfen für behinderte Menschen mit herausforderndem Verhalten – Einführung (CHRISTIAN

BRADL)

̇ Consulentenarbeit in den Niederlanden und beim Landschaftsverband Rheinland (REINHOLD BRAUN, MARLENE

HITTINGER, INGRID ELGER)

̇ Zusammenfassung des Workshops (CHRISTIAN BRADL, PIA BOCKEMÜHL)

Multiprofessionelle Hilfen
für behinderte Menschen mit

herausforderndem Verhalten

Einführung

CHRISTIAN BRADL

Die Problematik von behinderten Menschen
mit schwierigem Verhalten war und ist uns in
der DEUTSCHEN HEILPÄDAGOGISCHEN GE-

SELLSCHAFT (DHG) ein sehr wichtiges Thema -
bislang in zweifacher Hinsicht:

̇ als besondere Herausforderung im Pro-
zess der Enthospitalisierung, in der De-
zentralisierung von Einrichtungen und im
Aufbau entsprechender Wohnformen in der
Gemeinde

̇ als besondere fachliche und konzeptio-
nelle Anforderung an Mitarbeiter, Dienste
und Einrichtungen für behinderte Mitbür-
ger, deren individueller, spezieller und/oder
hohe Hilfebedarf durch zusätzliche Ver-
haltensauffälligkeiten und/oder psychische
Probleme bedingt ist.

In den letzten 15 Jahren sind in diesem - im-
mer noch sehr speziellen Praxisfeld - viele
Ansätze entwickelt und auch umgesetzt wor-
den; hinzuweisen ist auf

̇ konkrete Handlungsansätze inner-
halb/außerhalb von Einrichtungen

̇ Ansätze, wie dies im Hilfesystem zu ver-
ankern ist (Beratung, Fachdienste, spezi-
elle Dienste)

̇ Tagungen, Fortbildungen und Publikatio-
nen
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̇ vermehrtes Interesse verschiedener Be-
rufsgruppen (Heilpädagogen, Psycholo-
gen, Therapeuten).

Dennoch werden vielfach Defizite beklagt,
verstärkt auch durch die Finanznöte von Ko-
stenträgern; und deshalb halte ich  es für not-
wendig, dieses Thema - in der DHG und dar-
über hinaus - auf dem Hintergrund aktueller
Entwicklungen in der Behindertenhilfe wieder
offensiver anzugehen.

1. Strategien zur Selbstbestimmung

und Teilhabe - auch für geistig be-

hinderte Menschen mit herausfor-

derndem Verhalten ?

Leitfrage dieser Veranstaltung ist: Strategien
zur Selbstbestimmung und Teilhabe. Für viele
scheint es in der Praxis für diese Mitbürger nur
mühsam vorstellbar,

̇ Partizipation und soziale Teilhabe umzu-
setzen (siehe Workshops 1+2)

̇ Selbstbestimmung und persönliche Assi-
stenz umzusetzen (siehe Workshop 4)

̇ ambulant unterstützte Wohnformen umzu-
setzen (siehe Workshop 3)

Was haben Verhaltensauffälligkeiten mit
Selbstbestimmung zu tun?

Sind Verhaltensauffälligkeiten (auch)  ein Aus-
druck von Selbstbestimmung ? Ich erinnere
hier an die Leitfrage der zweiten Fachtagung in
Halle (2000)1 ? OTTO SPECK formulierte damals
provokativ zwei sich nur scheinbar widerspre-
chende Thesen:

„1. Zu wenig Selbstbestimmung bedingt mehr
Verhaltensstörungen!

2. Mehr Selbstbestimmung bedingt mehr Ver-
haltensstörungen“ 

2

                                                     
1 Vgl. THEUNISSEN, GEORG (Hg.) (2001): Verhaltens-

auffälligkeiten – ein Ausdruck von Selbstbestim-
mung? Bad Heilbrunn: Klinkhardt

2 SPECK, OTTO: Autonomie und Gemeinsinn – Zur
Fehldeutung von Selbstbestimmung in der Arbeit

Wir wissen alle, dass eine individuelle Balance
zwischen Autonomie und Gemeinschaftssinn
(sozialen Kompetenzen) bedeutsam und not-
wendig für eine gesunde Entwicklung und Per-
sönlichkeit ist. Umgekehrt entstehen viele
Konflikte und Krisen durch eine Störung dieser
Balance.

Dass soll aber nicht verdecken, dass die Be-
dingungen (Ursachen) für Verhaltensauffällig-
keiten oder psychische Erkrankungen sehr
verschieden und komplex sein können.

Mehr Teilhabe im Sinne individueller Ver-
einbarungen:

Wo denn sonst als in diesem Praxisfeld sind
weniger Standardlösungen, sondern vielmehr
individuelle Arrangements gefragt:  zum Le-
ben, zum Wohnen, zur Beschäftigung, für Frei-
zeit und Bildung, für spezielle Hilfen:  D.h. es
geht individuelle Vereinbarungen (Assistenz-
vereinbarungen), oftmals eigenwillige Le-
benspläne und -stile, individuelle Wohnformen,
kreative Beschäftigungsformen, Einzelfallhilfe
und Casemanagement zum Heranziehen spe-
zieller Hilfen.

Fragen für den Workshop:

̇ Selbstbestimmung und Teilhabe - eine
Perspektive auch für behinderte Menschen
mit herausforderndem Verhalten?

̇ Was können individuelle Arrangements
sein ?

2. Von welchen Menschen mit wel-

chen Problemen sprechen wir ?

Wenn wir von geistig behinderten Menschen
mit herausforderndem Verhalten sprechen,
von welchen Problemen sprechen wir eigent-
lich?

Wir verwenden häufig die übliche Formulie-
rung: Behinderte bzw. geistig behinderte Men-
schen mit Verhaltensauffälligkeiten und/oder
psychischen Problemen (Störungen). Das ist

                                                                            

mit geistig behinderten Menschen. In: THEUNISSEN

a.a.O.  2001, S. 16
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natürlich ein sehr vereinfachendes Etikett. In
der Workshop-Ankündigung steht: Menschen
in schwierigen Lebenssituationen, in psycho-
sozialen Krisen, mit massiven Verhaltensauf-
fälligkeiten oder psychischen Erkrankungen.
Das deutet schon eher darauf hin, dass wir in
diesem Feld oft von recht unterschiedlichen
individuellen Problemlagen sprechen, die
ebenso recht individuelle Handlungsansätze
erfordern. Dies trifft im übrigen auch für das
dabei am häufigsten genannte Problem zu,
nämlich was unter dem Begriff „Aggression“
subsummiert wird; weder gibt es „die Aggres-
sion“,  noch dafür eine Ursache oder Hauptur-
sache und schon gar nicht ein Standard-
Behandlungspaket.

Insofern trifft der - diagnostisch natürlich völlig
unscharfe - provokative Begriff des „heraus-
fordernden Verhaltens“ am ehesten das
Grundproblem, wenn wir über affektive Aus-
brüche, Unruhe, Schreien, Weglaufen, Einko-
ten, Verweigerung, Stimmungsschwankungen,
Rückzugstendenzen u.v.m. sprechen: Dass
nämlich Einschätzungen als Verhaltens-
Problem, -Auffälligkeit oder -Störung - und
genauso entsprechende psychiatrische Klassi-
fikationen wie dissoziale Anpassungsstörun-
gen in hohem Maße abhängig sind von sub-
jektiven Einstellungen, verfügbaren Ressour-
cen und institutionellen Rahmenbedingungen.

Nicht zuletzt sind Einschätzungen geleitet von
Erwartungen, welches System als „zustän-
dig“ gesehen wird bzw. von welchem Hilfe
erwartet wird; oder mit anderen Worten: ob
eine „pädagogische Krisenintervention“ oder
eine „psychiatrische Krisenintervention“ ange-
fragt wird. Wir wissen alle, dass psychiatrische
Einweisungen (verbunden mit psychiatrischer
Diagnose) um seltener werden, je mehr und
bessere professionelle, teilweise sicher auch
personalintensive Hilfen in Einrichtungen der
Behindertenhilfe verfügbar sind, aber auch,  je
fachkundigere psychiatrisch-neurologische
Diagnostik, Beratung und Behandlung (ambu-
lant) zur Verfügung steht.

Meine Vision ist, individuelle Problemlagen von
verschiedenen Seiten her verstehen zu kön-
nen, um so ein möglichst ganzes Bild zu er-
halten. Es geht um mehrdimensionale An-
sätze, in denen verschiedene Sichten, diagno-
stische Aspekte, aber auch Handlungsansätze,
einschließlich Veränderungen von Lebensbe-
dingungen zusammengetragen werden - mit
(soweit möglich) dem behinderten Menschen

zusammen, mit anderen betroffenen oder be-
teiligten Personen, mit Fachleuten. Biographi-
sche, lebensweltbezogene und kommunikative
Aspekte - alles im nicht-medizinischen Bereich
liegend - sollten systematischer berücksichtigt
werden. Und es ist klar, dass in der Arbeit mit
geistig behinderten Menschen gerade ihre
unmittelbaren Bezugspersonen, vor allen die
jeweiligen Mitarbeiter einer Wohngruppe, hier
systematisch einbezogen sein müssen.

Fragen für den Workshop:

̇ Wie sind solche mehrdimensionalen Zu-
gangsweisen realisierbar ?

3. Wie haben sich konkrete prak-

tische Handlungsansätze wei-

ter entwickelt ?

Wenn wir uns vom tradierten Ansatz - hier
Störung, da Behandlung - verabschieden, sind
ja recht vielfältige Handlungsansätze denkbar.

Gestaltung und Veränderung des sozialen
Umfelds bzw. eines „förderlichen Wohnmi-
lieus“

Hier wird der Gestaltung individueller Bezie-
hungsangebote und Lebensbedingungen so-
wie die Verbesserung von Kompetenzen betei-
ligter Personen (Mitarbeiter) eine hohe Be-
deutung zugemessen. Dass dies in der Praxis
durchaus erfolgreich realisiert wird, darauf
deuten z.B. erste Ergebnisse einer laufenden
Evaluation zum hier im Rheinland laufenden
Consulentenprojekt3 hin.

Beispiele:

̇ Veränderung der Wohnsituation

̇ Personelle Veränderungen

̇ Erweiterung der Mitarbeiterkompetenz

̇ Veränderung am Betreuungskonzept

̇ Veränderung sozialer Beziehungen

̇ Veränderungen in der Alltagsgestaltung /
Lebensführung

                                                     
3 siehe folgenden Beitrag von BRAUN/ HITTINGER/

ELGER und Anmerkung 7.
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̇ Veränderungen bei Beschäftigung, Frei-
zeit, Bildung

̇ verbesserte Problemanalyse, Beobachten,
Verstehen, biographisches Arbeiten usw.

̇ spezielle Maßnahmen (z.B. Deeskalation)

Therapeutische bzw. psychotherapeutische
Ansätze

Dazu gibt es inzwischen auch in der Fachlite-
ratur viele praxisnahe Berichte.

Psychiatrische Diagnostik, Beratung und
Behandlung

Auch hier ist ein wachsendes Interesse und
spezielle Qualifizierungen für psychische Er-
krankungen bei Menschen mit geistiger Behin-
derung zu vermerken. 4

Meine These ist: Die Schere zwischen dem,
was nach den fachlichen Entwicklungen der
letzten 15 Jahre - pädagogisch, therapeutisch,
psychiatrisch - möglich ist, und dem, was noch
praktisch realisiert werden kann, droht immer
weiter aufzugehen, weil uns die nötigen Mittel
ausgehen, und das heißt vor allem: Zeit, per-
sonelle Ressourcen, Kompetenzen am rich-
tigen Ort, verantwortliche Bündelung /
Steuerung individueller Hilfen.

Fragen für Workshop:

̇ Welche konkreten praktischen Ansätze
sind im Alltag realisierbar ?  Welche Kon-
zepte für den Umgang mit herausfordern-
dem Verhalten werden von Mitarbeitern
von Wohngruppen genutzt ?

̇ Was sind im Alltag von Wohngruppen die
wesentlichen Probleme und Defizite ?

                                                     
4 z.B. in Tagungen und Schriften der DEUTSCHEN

GESELLSCHAFT FÜR SEELISCHE GESUNDHEIT BEI

MENSCHEN MIT GEISTIGER BEHINDERUNG (DGSGB),
siehe auch: www.dgsgb.de

4. Welche Hilfesysteme sind nötig

zur Integration von behinderten

Menschen mit herausfordern-

den Verhaltensweisen?

Welche Bausteine ein System regionaler Hilfen
umfassen sollte, das auch Menschen mit gei-
stiger Behinderung mit herausfordernden Ver-
haltensweisen einschließt, ist immer wieder
beschrieben worden:

1. Individuelle Hilfearrangements in den
betreffenden sozialen Bezugssystemen
(z.B. Wohngruppe)

2. regionaler Verbund  von Wohnformen, die
auch  individuelle Wohnformen und inten-
siv betreuter Wohnformen einschließen

3. integrierte Fachdienste im regionalen
Verbund: Beratung, therapeutische und
heilpädagogische Angebote

4. Barrieren abbauen zur Nutzung allge-
meiner Sozial- und Gesundheitsdienste,
einschließlich psychiatrischer / therapeuti-
sche Hilfen.

Wo liegen bei all den strukturellen Verände-
rungen in der Behindertenhilfe Chancen für
diesen Personenkreis, wo die Gefährdungen ?

̇ Zweifellos liegt die größte Gefährdung
im derzeitigen Sparzwang in den Ein-
richtungen, besonders wenn notwendige
personelle Betreuung oder Fachdienste
nicht gewährt oder gekürzt gestrichen wer-
den. Mit dem SGB XII und der Gesund-
heitsreform droht hier eine nochmalige
Verschärfung.

̇ Auch im  forcierten Umbau von stationä-
ren Angeboten (Einrichtungen) zu ambu-
lanter Betreuung (Betreutes Wohnen) sind
für diesen Personenkreis eher Gefährdun-
gen zu erkennen, wenn den erhöhten Be-
darfen nicht ausreichend Rechnung getra-
gen wird.

̇ Sehr kritisch ist auch zu sehen, wenn bei
Reformansätzen wie Persönlichem
Budget oder Betreutem Wohnen mittel-
bar oder unmittelbar behinderte Menschen
mit höherem Hilfebedarf ausgeschlossen
werden.
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Brauchen wir spezielle Hilfesysteme für Men-
schen mit geistiger Behinderung mit psychi-
schen Störungen? Sind sie überhaupt reali-
sierbar? Was ist gemeint:

̇ spezialisierte Hilfesysteme in der Be-
hindertenhilfe: Spezielle Fachdienste,
Intensivgruppen. Je mehr Unterstützung
und bessere Beratung im regulären Le-
bensraum (z.B. in Wohngruppe) verfügbar
ist, desto geringer wird der Bedarf nach
speziellen Strukturen sein.

̇ spezialisierte Hilfesysteme in der
Psychiatrie: spezielle psychiatrische Sta-
tionen für Menschen mit geistiger Behinde-
rung, werden gefordert, weil die Allge-
meinpsychiatrie als ungeeignet und über-
fordert angesehen wird.

̇ spezielle Modelle ambulanter multipro-
fessioneller Kooperation, z.B. zwischen
Institutsambulanzen und regionaler Behin-
dertenhilfe; oder das Ambulanzkonzept der
vier Fachverbände, das allerdings ähnlich
den sozialpädiatrischen Zentren stärker im
Gesundheitssystem verankert sein soll5.
Auch der Ansatz des Consulentenprojekts,
der allerdings in der Behindertenhilfe ver-
ankert ist, wäre hier anzuführen.

Welche Strategien sind denkbar, trotz schwie-
riger Bedingungen mehr Ressourcen und
Kompetenzen zur richtigen Zeit am richtigen
Ort zu haben ?  Vorhandene Ressourcen und
Kompetenzen sind m.E. besser zu nutzen
durch:

̇ bessere Vernetzung: mit anderen Fach-
leuten und Diensten kooperieren

̇ Transfer organisieren: über Beratung,
Supervision, Fortbildung, Training usw. die
Aneignung von speziellem Handlungswis-
sen für Bezugspersonen ermöglichen (Bei-
spiel: Deeskalation).

̇ Verantwortlichkeit bündeln: ein Dienst
oder eine Person, die sich verantwortlich
um Planung und Umsetzung kümmert, also

                                                     
5 vgl. Rahmenkonzeption Ambulanzen für Men-

schen mit geistiger und mehrfacher Behinderung.
In: Bundesverband Evangel. Behindertenhilfe (Hg.)
(2001): Gesundheit und Behinderung. Expertise,
S. 77ff

die individuelle Hilfeplanung bzw. das
Casemanagement steuert

̇ erhöhte bzw. spezielle Hilfebedarfe in-
dividuell finanzieren: Es wäre gerade hier
fatal, das bislang noch sozialhilfrechtlich
verankerte Bedarfsdeckungsprinzip zur
Pauschalen jeglicher Art auszuhöhlen (sie-
he: Einzelfallhilfe).

Fragen für Workshop:

̇ Welche spezialisierten Hilfesysteme gibt
es ? Welche Erfahrungen gibt es damit ?

̇ Welche Chancen und Möglichkeiten haben
wir, vorhandene Ressourcen und Kompe-
tenzen besser zu nutzen (für: Vernetzung,
Transfer, Bündelung, individuelle Finanzie-
rung) ?

̇ Welche Strategien haben wir, um den zum
drohenden Rückfall in Verwahrung (Pfle-
geeinrichtungen) oder in restriktiven Weg-
schluss von behinderten Menschen, die
durch ihr Verhalten stören, zu begegnen ?

5. Beispiel Consulentenprojekt

In den Niederlanden wird durch Tätigkeit von
„Consulenten“ (Berater bzw. Beratungsteams
in regionalen Beratungszentren) versucht,
durch bessere regionale Koordinierung vor-
handener Dienste und multiprofessionelle Hil-
fen ein individuelle „Hilfe nach Maß“ auch in
schwierigen Lebens- und Betreuungssituatio-
nen zu erreichen.

Dazu gehören als Bausteine:

(1) Eine Koordinierungsstelle (Zentrum für
Beratung und Expertise)

(2) Ein multiprofessionelles regionales Team

(3) Ein Budget  für Stundenvereinbarungen
mit Consulenten (je nach Problem und
Diagnose mit heilpädagogischer, thera-
peutischer, psychiatrischer oder anderwei-
tiger Kompetenz)

(4) Ein Budget für evtl. zeitbefristet höhere
Betreuungsintensität (Einzelfallhilfe) nach
Bedarf.
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Nach niederländischem Vorbild wurde in den
vergangenen drei Jahren im Rahmen der Heil-
pädagischen Heime im Rheinland ein Consu-
lentenprojekt aufgebaut.  Im Workshop soll
dieses Konzept vorgestellt werden.

Frage für Workshop:

̇ Ist das Consulentenprojekt ein geeigneter
Ansatz, einerseits soziale Bezugssysteme
zu stärken, andererseits Ressourcen und
Kompetenzen besser zu nutzen ?

̈ DR. CHRISTIAN BRADL

HEILPÄDAGOGISCHES HEIM DÜREN

MECKERSTR. 15, 52353 DÜREN

CH.BRADL@LVR.DE

Æ  Æ  Æ

Consulentenarbeit

 in den Niederlanden und beim

Landschaftsverband Rheinland

REINHOLD BRAUN

MARLENE HITTINGER

INGRID ELGER

1. Strukturen innerhalb des Land-

schaftsverbandes Rheinland und in

den  Heilpädagogischen Heimen

Um das Zustandekommen des Organisation-
steams für Consulentenarbeit beim Land-
schaftsverband Rheinland verstehen zu kön-
nen, muss zunächst dargestellt werden, wie
der Landschaftsverband Rheinland und die
Heilpädagogischen Heime strukturiert sind.

Der Landschaftsverband ist als Regionalver-
bund Teil der kommunalen Selbstverwaltung.
Die Mitglieder der Kreistage und die Räte der
kreisfreien Städte wählen die Landschaftsver-
sammlung, diese wiederum bildet den Land-
schaftsausschuss, dieser wiederum bildet ein-
zelne Fachausschüsse. Zu den Fachaus-
schüssen zählt auch der Ausschuss für die
Heilpädagogischen Heime. Dieser Ausschuss
bestimmt die inhaltliche Konzeption der 5 Heil-
pädagogischen Heime, die zum Landschafts-
verband Rheinland gehören. Die Heime befin-
den sich in Düren, Bonn, Langenfeld, Bedburg-
Hau und Viersen. Es leben dort ca. 2000 gei-
stig behinderte Menschen.

Die Heilpädagogischen Heime werden von
einer fachlichen und kaufmännischen Werk-
leitung geleitet. Der fachlichen Werkleitung
sind die Abteilungsleitungen unterstellt, diesen
die Gruppenleitungen, diesen die Wohngrup-
penmitarbeiter/innen. Die fachliche Werklei-
tung und die Abteilungsleitungen sind Diplom-
Pädagogen, Diplom-Psychologen, die Wohn-
gruppenmitarbeiter/innen Erzieher und Kran-
kenpfleger. Auf den Wohngruppen leben zwi-
schen 6 und 10 Bewohner/innen.

70% der geistig behinderten Menschen leben
in dezentralen Außenwohngruppen, die restli-
chen 30 % leben noch in den Kerneinrichtun-
gen.

Die fachliche Krisenintervention vor Ort wird
dadurch gewährleistet, dass rund um die Uhr
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eine Rufbereitschaft existiert, innerhalb derer
ein Diplom-Pädagoge oder ein Diplom-
Psychologe ansprechbar ist.

2. Consulentenarbeit

in den Niederlanden

Die Entstehung des Organisationsteams für
Consulentenarbeit beim Landschaftsverband
Rheinland ist auf eine Reise des Ausschusses
für die Heilpädagogischen Heime und der
fachlichen Werkleiter in die Niederlande vor ca.
3 Jahre zurückzuführen. Dort fand ein Informa-
tionsaustausch mit Mitarbeitern des Consu-
lententeams und mit einzelnen Einrichtungen
für geistig behinderte Menschen statt.

2.1 Bestandsaufnahme

Eine Bestandsaufnahme in den Einrichtungen
für Menschen mit geistiger Behinderung in den
Niederlanden hat gezeigt, dass etwa 11 % der
BewohnerInnen „ernsthaftes Problemverhal-
ten“ - psychische Störungen oder Verhal-
tensprobleme - aufweisen.

Der Anlass für die Untersuchung war eine
Berichterstattung in den niederländischen
Zeitungen über eine außerordentlich festgefah-
rene Situation in einer Einrichtung für geistig
behinderte Menschen mit einer jungen Frau.
Sie zerriss ihre Kleider und war sehr aggressiv.
Ihr problematisches Verhalten konnte von der
Einrichtung, wo sie seit Jahren lebte, nicht
gelöst werden. Es wurden - wie es dann heißt:
in ihrem Interesse - Notfallmaßnahmen ge-
troffen.

Als Reaktion auf die schockierenden Daten hat
die niederländische Regierung 1990 soge-
nannte Beratungsteams gegründet deren Auf-
gabe es ist, die Lebensbedingungen der Men-
schen mit geistiger Behinderung und Problem-
verhalten zu verbessern.

Wenn in diesem Zusammenhang in den Nie-
derlanden von „ernsthaftem Problemverhalten“
gesprochen wird, ist vor allem aggressives
oder destruktives Verhalten oder Selbstverlet-
zung gemeint. Aus Sicherheitsgründen werden
dann Zwangsmaßnahmen, wie Einzelein-
schlüsse für längere Zeit, Fixierungen an Ar-

men/Händen, Fixierung im Bett, getroffen.
Einbezogen ist auch lebhaftes und chaotisches
Verhalten, das so problematisch ist, dass die
Umgebung hiervor geschützt werden muss,
was wiederum zu weiteren freiheitseinschrän-
kenden Maßnahmen führt, aber auch an Er-
scheinungsformen, wie massive Kontaktstö-
rungen, sind gemeint.

Wenn die Intensität des Verhaltens so einge-
schätzt wird, dass sie gefährdend für Leib und
Seele der Menschen mit geistiger Behinderung
ist, werden freiheitseinschränkende Maßnah-
men getroffen werden müssen. Damit wird
aber nicht mit einer Behandlung begonnen,
sondern es wird lediglich eine Beherrschung
der Situation erreicht - in der Regel ohne wei-
tere Perspektive für den Betroffenen.

Im Alltagsleben einer Einrichtung kann ein
solches Verhalten sowie die Reaktion und
Anpassung der Umgebung solange fortdauern,
dass alle Beteiligten dies scheinbar als „nor-
mal“ erfahren, vor allem, wenn alle Versuche,
die Situation zu verbessern, nichts erbracht
haben. Das Verhalten der Klienten wird als
typisch für sie, als zu ihrem Wesen gehörend,
akzeptiert. Die Betreuung beschränkt sich
dann auf die Beherrschung der Situation.

2.2 Die Konsequenzen aus der Be-

standsaufnahme

Als Reaktion auf diese Feststellungen sind in
den Niederlanden 5 regionale Beratungsteams
(Consulententeams) gegründet worden, die die
Aufgabe haben, fest- gefahrene, ausweglos
erscheinende Lebens- bzw. Behandlungssi-
tuationen zu analysieren und darauf fußend,
einen Hilfeprozess zu planen und einzuleiten.

Für Arbeit, Organisation und Struktur der Be-
ratungsteams ist kennzeichnend:

̇ Starker Bezug zum einzelnen Klienten.

̇ Die Anmeldung eines Klienten ist von allen
Seiten (Einrichtungen, Eltern, Interessen-
vertreter) möglich.

̇ Die Anfrage wird vom Beratungsteam ak-
zeptiert, wenn es um eine geistige Behin-
derung in Verbindung mit ernsthafter Ver-
haltensproblematik geht.

̇ Keine Beurteilungs- oder Zulassungsin-
stanz zwischen Ratsuchendem und Bera-
ter.
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̇ Die Hilfeleistung hat eine multiprofessio-
nelle Diagnose als Grundlage.

̇ Die Experten für Diagnose und Behand-
lung werden zeitlich befristet, fallzahlbezo-
gen und auf Honorarbasis verpflichtet.

̇ Der Hilfeprozess wird zweimal jährlich
durch das zentrale Consulententeam (Or-
ganisationsteam) evaluiert.

̇ Das Beratungsteam ist autonom. Sie hat
die Rechtsform einer autonomen  Stiftung.
Es steht ausdrücklich außerhalb der Fi-
nanzierungsstrukturen von Einrichtungen,
was den Beratern ein flexibles und
schnelles Reagieren auf Anfragen und An-
liegen erlaubt.

̇ Alle finanziellen Leistungen - einschließlich
der Kosten für zusätzliches Personal -
werden personenbezogen festgelegt. Eine
Institutionsfinanzierung ist ausgeschlos-
sen. Die Mittel sind an den Einsatz der Be-
rater gekoppelt.

̇ Die Regierung finanziert die Arbeit.

̇ Es ist nur ein kleiner Apparat für Träger-
schaft, Organisation und Beglei-
tung/Evaluation vorhanden.

̇ Können Empfehlungen des Consulenten-
teams nicht mit den vorhandenen perso-
nellen Ressourcen umgesetzt werden,
kann ein sogenannter externer „Casema-
nager“ herangezogen werden. Für einzelne
aufwendige Betreuungsmaßnahmen wer-
den finanzielle Mittel gezielt zur Verfügung
gestellt.

Am Beispiel des Beratungsdienstes in den
Provinzen Brabant und Limburg:

Hier stehen 2 Koordinatoren (80 Stunden pro
Woche) und ein Sekretariat (50 Stunden) zur
Verfügung. Es gibt ein Büro und die üblichen
Kommunikationsmittel; eine eigene Buchfüh-
rung oder andere eigene Dienste gibt es nicht.
Alle erwünschten Dienstleistungen werden
extern „eingekauft“.

Die Organisationskosten betragen 430.000
Gulden pro Jahr (Personalkosten, Reise- und
Telefonkosten). Alle übrigen Mittel (1998: mehr
als 10 Mio. Gulden) werden für den Einsatz
von Fachleuten und die Unterstützung der
direkten Betreuung vor Ort zur Verfügung ge-
stellt.

2.3 Beratungsteam und Experten

Nach einem Bericht des Leiters des Bera-
tungsdienstes für die Provinzen Brabant und
Limburg wird nicht mit festen oder ständigen
Team gearbeitet. Je nach angemeldetem Fall
werden ein, zwei oder mehrere Fachleute en-
gagiert, um den Fall zu untersuchen und ihre
Empfehlung zu geben. Diese Experten können
auch Kollegen aus anderen Einrichtungen der
Umgebung sein, wenn sie Erfahrung in dem
speziellen Problembereich haben. Auch natio-
nal bekannte Fachleute, Institutionen oder
Universitäten können befragt werden.

Der Koordinator aus dem Beratungsteam hat
die Aufgabe, Fachleute und Klienten zueinan-
der zu bringen und den ganzen Prozess zu
begleiten. Der Experte (Fachmann/Fachfrau,
Berater, Consulent) richtet sein Interesse (da-
gegen) völlig auf das Interesse des Klienten.
Er untersucht das Problem und gibt seine
Empfehlungen. Der diagnostische Prozess
muss oft aufs Neue durchlaufen werden, auch
bei Personen, die schon jahrelang in einer
Einrichtung leben.

Man ist in den Niederlanden der Auffassung,
es sei nicht unbedingt notwendig, Spezialisten
einzusetzen. Es könne auch ein Kollege sein,
der den Beteiligten vor Ort über die Schulter
schaut. Es gehe darum, neue Sichtweisen und
Methoden einzubringen.

2.4 Evaluierung / Erfolgsstudien

Eine systematische Evaluierung der Ausfüh-
rung des Betreuungsplanes hinsichtlich der
zuvor gestellten Ziele ist selbstverständlich.
Die Meßmethoden werden gelegentlich an Ort
und Stelle entwickelt. In die Beobachtung wird
auch der Stil der Interaktion miteinbezogen.

Die Fakultät für Orthopädagogik der Universität
Leiden hat vor einiger Zeit eine Aktenanalyse
durchgeführt und anhand von Fragebögen in
einer Stichprobe von Klienten die Ergebnisse
untersucht.

Festgestellt wurde:

̇ Das Einschalten des Beratungsteams hat
in den meisten Fällen ein positives Ergeb-
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nis gezeigt. Es ist ein deutlicher Rückgang
vieler häufig vorkommender Formen von
Problemverhalten festzustellen. Maßnah-
men wie Einzeleinschlüsse, Fixierungen,
Medikamentierungen und Time-Out wur-
den weniger häufig eingesetzt.

̇ Der größte positive Einfluss geht von zu-
sätzlichen Tagesaktivitäten, vermehrter
Fachkompetenz, Verbesserung der Le-
bensverhältnisse und Unterstützung des
Managements aus.

̇ Trotz dieser positiven Effekte bleibt ein Teil
des Problemverhaltens ungelöst. Es gibt
eine kleine Gruppe, bei denen schweres
Problemverhalten weiter existiert. Externe
Hilfe, auch finanzieller Art, ist daher weiter
unentbehrlich.

Die Untersuchung hält den Weg im Großen
und Ganzen für erfolgreich. Die Regierung hat
entsprechend die weitere Finanzierung zuge-
sichert.

3. Beschreibung der Arbeit des Organi-

sationsteams für Consulentenarbeit

für die Rheinischen Heilpädagogi-

schen Heime

3.1 Entstehung des Organisationsteams

(Orga-Team)

Seit dem 01.10.2000 besteht das Organisati-
onsteam für Consulentenarbeit.

Ihm gehören Frau Dipl.-Psych. MARLENE

HITTINGER, HPH Düren, Frau Dipl.-Psych.
INGRID ELGER, HPH Bedburg-Hau und Herr
Dipl.-Psych. REINHOLD BRAUN, HPH Bonn, an.
Die Mitglieder des Organisationsteams verfü-
gen über eine Zusatzausbildung in: Verhal-
tenstherapie, Gesprächstherapie, Psychodra-
ma, Psychosynthese.

Die Mitglieder des Organisationsteams wurden
von den fachlichen Werkleitungen der HPH
vorgeschlagen und im Rahmen der fachlichen
Werkleiterkonferenz einstimmig für diese
Funktion bestimmt.

Mit diesem Schritt waren damals grundlegende
personelle Voraussetzungen geschaffen, dass
die Arbeit und die Anregungen des Orga-
Teams in allen Rheinischen Heilpädagogi-

schen Heimen auf Akzeptanz und Interesse
stoßen konnten.

Das Orga-Team einigte sich nach eingehender
Diskussion über den Einstieg in die Consu-
lentenarbeit und erarbeitete als ersten Schritt
eine Geschäftsordnung für die Arbeit des Or-
ganisationsteams.

Grundlegende Voraussetzungen für ein Erfolg
des Projekts Consulentenarbeit bildete der
zweite Schritt, das Verfahren im Qualitätsma-
nagementsystem der Heime zu verankern.
Dies beinhaltete die Entwicklung einer Verfah-
rensanweisung, die dem Hauptdienstlei-
stungsprozess 02 (Pädagogisch-therapeuti-
sche Arbeit/ Förderplanung) zugeordnet wur-
de.

Der dritte Schritt bestand in der Erarbeitung
eines Antragbogens zur Klärung „des Bedarfs
für erweiterte Hilfe“, der in erster Linie als An-
meldeformular für einen Heimbewohner / eine
Heimbewohnerin an das Organisationsteam für
Consulentenarbeit verwendet werden sollte.

Die ersten Antragsformulare wurden im Januar
2001 an das Organisationsteam weitergeleitet,
in den vorangegangenen Monaten waren die
Heime mit der Zertifizierung für das Qualitäts-
managementsystem beschäftigt.

3.2 Arbeitsweise des Orga-Teams

3.2.1 Antrag zur Klärung des Bedarfs für
erweiterte Hilfe

Die Hauptpunkte dieses Antrages sind im An-
hang dargestellt. Der Antrag enthält unter an-
derem Angaben zum Lebensumfeld des Be-
wohners / der Bewohnerin, zur Problemanaly-
se, zur Unterstützung durch das Organisation-
steam für Consulentenarbeit. In der Anlage
des Antrages befindet sich ein verhaltensthe-
rapeutisch orientierter Häufigkeitsbogen.

Dieser Antragsbogen ist aus unserer Sicht in
folgenden Fällen indiziert:

̇ bei geistig behinderten Menschen, die
infolge von frustrierenden Erfahrungen mit
der Umwelt und mit den eigenen Grenzen
extrem störende, selbst- und / oder
fremdverletzende Verhaltensweisen ent-
wickelt haben, unter denen sie selbst und
ihre jeweilige Umgebung leiden. Diese gei-



̈ MULTIPROFESSIONELLE HILFEN  _____________________________________________________

____________________________________ ____________________________________77

stig behinderten Menschen können inner-
halb oder außerhalb einer Institution leben.

̇ bei Menschen mit einem psychiatrischen
Krankheitsbild, die an stagnierenden Ver-
haltensproblemen leiden. Diese Menschen
können innerhalb oder außerhalb einer In-
stitution leben.

̇ der Antragsbogen kann generell Anregun-
gen geben, wenn Menschen in eine aus-
weglos erscheinende Lebenssituation ge-
raten sind, auf die sie mit außerordentli-
chen Verhaltensweisen antworten, ohne
dadurch ihre Lage verbessern zu können.

In einzelnen Fällen hat ausschließlich die Ver-
wendung dieses Bogens bereits zu einer Pro-
blemlösung geführt. Auf jeden Fall führt der
Bogen zu einem sehr hohen Reflektionsniveau
bezüglich stagnierender Verhaltensprobleme
und ist vor allem für den Heimbereich und die
Psychiatrie geeignet. Der Bogen ist leicht ver-
ständlich und kann von Ärzten, Psychologen,
Pädagogen, Lehrern, Krankenpflegern, Erzie-
hern, Sozialarbeitern, Heilpädagogen verwen-
det werden. 6

Der Antrag zur Klärung des Bedarfs für erwei-
terte Hilfe wird erst dann gestellt, wenn hei-
mintern alle Möglichkeiten bezüglich der Pro-
blemlösung ausgeschöpft sind. Dies impliziert,
daß die wohngruppeninternen, die wohngrup-
penübergreifenden und die abteilungsüber-
greifenden Ressourcen ausgeschöpft wurden,
ebenso die bisherigen externen Beratungen
erfolglos verliefen  oder keine adäquaten ex-
ternen Berater gefunden werden konnten.

Bis zum heutigen Tage wurde dieser Antrag für
insgesamt 28 BewohnerInnen in den Heimen
„abgearbeitet“und im Orga-Team bearbeitet.

Im folgenden benennen wir beispielhaft, wel-
che Verhaltensweisen seitens einzelner Be-
woh-nerInnen zur Anmeldung beim Orga-
Team führten.

Es handelte sich vor allem um fremd- und au-
toaggressive, systemsprengende Verhaltens-
weisen,  beispielsweise wie Schlagen, Wür-
gen, Beißen, Treten, an den Haaren reißen,
Kratzen, mit Gegenständen wie Stühlen und
Flaschen werfen, Mobiliar zerstören, sich
selbst mit Glasscherben, Messern, Bissen

                                                     
6 Dieser sehr detaillierte Antragsbogen umfaßt 22

Seiten und kann für 20,00 Euro unter folgender
Emailadresse bestellt werden: re.braun@lvr.de

verletzen, MitarbeiterInnen verletzen durch
Umwerfen, Überrennen etc.

Die MitarbeiterInnen einer Wohngruppe rea-
gieren häufig auf die o.g. Verhaltensweisen mit
Isolierung, Fixierung, Sedierung und Ignorie-
rung der betreffenden Bewohner.

In der WfbM führen diese Verhaltensweise
häufig zur Kündigung des Bewohnerarbeits-
platzes.

Auf der emotionalen Ebene reagieren die Mit-
arbeiter mit Angst, Verzweifelung, Hilflosigkeit
oder sind überfordert.

Oft führt das Ausfüllen des Antragbogens, wie
bereits erwähnt, bereits zu ersten Lösungen.
Diese Lösungen sind auf folgende Fragen in
dem Bogen zurückzuführen:

̇ Unter welchen Bedingungen zeigt der Be-
wohner das Verhalten nicht oder weniger
häufig?

̇ Verfügt der Bewohner in einzelnen Situa-
tionen über Kontrollmöglichkeiten?

̇ Welche Bedingungen verhelfen dem Be-
wohner dazu, sein eigenes Verhalten zu
steuern?

̇ Welche Vorteile bringt dem Bewohner das
Problemverhalten ein?

̇ Wann zeigte der Bewohner zum erstem
Mal die Verhaltensauffälligkeiten?

̇ Sind die Dienstpläne eher mitarbeiter- oder
bewohnerorientiert?

Die Reflektion dieser Fragestellungen führt
dazu, dass sich für das Team der jeweils be-
troffenen Wohngruppe häufig neue und andere
Blickwinkel, neue Perspektiven, aber auch
neue Herangehensmöglichkeiten im Umgang
mit den besonders herausfordernden sprich
problematischen  Verhaltensweisen des Be-
wohners/der Bewohnerin ergeben.

 Auch führt der Antragsbogen dazu, dass der
Fokus der Wohngruppenmitarbeiter von einer
defizitären Sichtweise des Bewohners wegge-
lenkt wird, hin  auf eine positive Zielperspektive
für den Bewohner.

Drittens bewirkt der im Antragsbogen enthalte-
ne Häufigkeitsbogen, daß im verhaltensthera-
peutischen Sinn das herausfordernde Verhal-
ten Tag für Tag von den Wohngruppenmitar-
beitern aufgezeichnet wird. Manchmal führt
bereits dieses alleinige Aufzeichnen zu einer
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Verhaltensveränderung, da der Focus und die
Energie der Wohngruppenmitarbeiter auf den
jeweiligen Bewohner / die jeweilige Bewohne-
rin zentriert wird.

3.2.2  Besprechung des Antragformulars im
Orga-Team

Das Orga-Team bespricht gemeinsam den
Antragsbogen und formuliert für den anschlie-
ßenden Teambesuch noch offenstehende
Fragen. Beispielhaft stellen wir im folgenden
offenstehende Fragen für einen Bewohner aus
einem Heim dar:

̇ Was wurde über welchen Zeitraum bisher
konkret im Alltagsleben der Wohngruppe
versucht, um die Verhaltensauffälligkeiten
des Bewohners zu verändern?

̇ Bekommt der Bewohner zwischenmensch-
liche Zuwendungen in Situationen, in de-
nen er sich unproblematisch verhält?

̇ Welches ist sein stärkstes emotionales
Grundbedürfnis? Wird dieses Grundbe-
dürfnis im Alltagsleben der Wohngruppe
befriedigt?

̇ Ist das stärkste emotionale Grundbedürfnis
eindeutig oder gibt es Ambivalenz?  Bei-
spiel: Ich möchte zwischenmenschliche
Nähe, weil ich in meiner Lebensgeschichte
zu wenig davon hatte. Andererseits habe
ich Angst vor zwischenmenschlicher Nähe,
weil ich in meiner Lebensgeschichte zu oft
verletzt worden bin.

̇ Wenn Ambivalenz eine Rolle spielt, wie
gehe ich mit diesem Problem auf der kon-
kreten Verhaltensebene um?

̇ Wie kann eine ideale Wohngruppe für
diesen Bewohner aussehen?

3.2.3 Besuch im antragstellenden Heim

Innerhalb des Besuches im antragstellenden
Heim nimmt ein Mitglied des Orga-Teams
Kontakt zu dem Bewohner / der Bewohnerin
auf, zu dem Wohngruppenteam, in dem der
Bewohner / die Bewohnerin lebt, zur zuständi-
gen Abteilungsleitung, zum zuständigen Arzt,
evtl. zum Gruppenübergfreifenden Förderbe-
reich (GüF) und zur WfbM.

Das Orga-Teammitglied klärt mit dem zustän-
digen Team die noch offenstehenden Fragen
ab und macht sich einen Eindruck über die
allgemeine Lebens- und Betreuungssituation
des Bewohners/der Bewohnerin.

Weiterhin wird abgeklärt, ob die Dienstpläne
bewohnerbezogen und problemorientiert sind.

Besonderen Wert wird darauf gelegt heraus-
zufinden, ob es bei dem Bewohner/der Be-
wohnerin einzelne Lebensbereiche gibt, inner-
halb derer die problematischen Verhaltenswei-
sen nicht auftreten. So ergab sich z.B. bei
einer Bewohnerin, dass sie auf der Wohngrup-
pe massive fremdaggressive Verhaltensweisen
zeigte, allerdings nicht innerhalb der GüF. Das
Mitglied des Orga-Teams reflektierte in diesem
Zusammenhang, zusammen mit den GüF-
Mitarbeitern, wieso diese fremdaggressiven
Verhaltensweisen hier nicht auftreten.

Letztendlich wird die bauliche Situation, in der
ein Bewohner / die Bewohnerin lebt, analysiert.

3.2.4 Reflexion des Besuches im Orga-
Team

In Abhängigkeit von den Ergebnissen des
Heimbesuches ergaben sich in der Vergan-
genheit innerhalb des Orga-Teams folgende
Hauptproblemlösungsstrategien:

̇ Wenn das Orga-Team zu der Überzeu-
gung kam, dass die personellen Ressour-
cen einer Wohngruppe nicht problemorien-
tiert eingesetzt wurden, wurden dem Team
Vorschläge zu einer adäquaten Dienst-
plangestaltung gemacht. Mit einbezogen in
die Vorschläge wurde häufig  der Einsatz
von mehr Teilzeitkräften, da diese eine hö-
here Dienstplanflexibilität ermöglichen.

̇ Wenn das Orga-Team der Meinung war,
dass die emotionalen Grundbedürfnisse
eines Bewohners / einer Bewohnerin zu
wenig berücksichtigt wurden, schlug das
Orga-Team zum Beispiel den Einsatz ei-
nes externen Consulenten vor.

̇ Bisher konnten 15 Consulenten mit unter-
schiedlichen Qualifikationen und aus ganz
unterschiedlichen Arbeitszusammenhän-
gen verpflichtet werden. Sie verfügen über
folgende fachlichen Voraussetzungen: Ge-
staltpädagogik, Hypnotherapie, Psycho-
analyse, Psychodrama, Neurologie, Ver-
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haltenstherapie, Consultations- und Orga-
nisationserfahrung, Management und Or-
ganisationsberatung und Erfahrungen im
Umgang mit Menschen, die selbst- und
fremdverletzende Verhaltensweisen zei-
gen.

Ein Entscheidungskriterium für die Aus-
wahl externer Consulenten ist , dass ihre
Kompetenz die vorhandene Kompetenz
des Teams und der mit dem Bewohner /
der Bewohnerin bisher zusammenarbei-
tenden Fachleute komplimentär ergänzt.

D.h., dass der Consulent eine pädago-
gisch-therapeutische Philosophie und
Herangehensweise vertritt, die bisher in
der Arbeit mit dem Bewohner /  der Be-
wohnerin nicht im Vordergrund stand.

Wenn beispielsweise ein Team bisher eher
verhaltenstherapeutisch orientiert ist,
schaut der externe Consulent  zusammen
mit den mit der Betreuung des Bewohners
/ der Bewohnerin beauftragten Mitarbeite-
rInnen nun mehr auf die emotionalen oder
kreativen Anteile des Bewohners/der Be-
wohnerin.

Sieht ein Team eher die Emotionalität des
Betroffenen/der Betroffenen im Vorder-
grund ihrer Arbeit, kann es durchaus sinn-
voll und weiterführend sein, einen streng
verhaltenstherapeutisch orientierten Con-
sulenten heranzuziehen.

̇ Kommt das Orga-Team zu der Auffassung,
dass das problematische Verhalten eines
Bewohners/einer Bewohnerin im Rahmen
der bisher vorhandenen personellen Kapa-
zität nicht gelöst werden kann, so plädiert
das Orga-Team dafür, die vorhandene
personelle Kapazität zu erweitern.

̇ Wenn das Orga-Team der Meinung ist,
dass das Problemverhalten eines Bewoh-
ners / einer Bewohnerin durch einen exter-
nen Therapeuten gelöst werden kann, so
tritt es mit den entsprechenden Forderun-
gen an die zuständige Krankenkasse her-
an.

̇ In einem Fall gelangte das Orga-Team zu
dem Schluss, das durch einen sogenann-
ten externen Case-Manager eine prakti-
sche Anleitung der Wohngruppenmitar-
beiter im konkreten Alltagsleben stattfinden
sollte.

̇ In einem anderen Fall empfahl das Orga-
Team eine bauliche Veränderung auf der
Wohngruppe.

3.2.5 Empfehlung an die fachliche Werklei-
tung

Die zuvor dargestellten Problemlösungsstrate-
gien werden in einem Empfehlungsschreiben
an die fachliche Werkleitung des jeweiligen
Heimes weitergeleitet.

Die Werkleitung stellt ihrerseits ggf. einen
dementsprechenden Antrag  an den überörtli-
chen Sozialhilfeträger.

3.3  Evaluation durch die Universität Köln

Die bisherige Arbeit des Organisationsteams
für Consulentenarbeit ist von der Heilpädago-
gischen Fakultät der Universität Köln evaluiert
worden.7

Thesen zur Arbeit des Organisation-

steams für Consulentenarbeit

(Orga-Team)

1. Die Arbeit des Organisationsteams hilft
die Lebens- und Betreuungssituation
der betroffenen BewohnerInnen zu ver-
bessern.

2. Die Arbeit des Orga-Teams leistet ei-
nen Beitrag auch dazu, die vorhande-
nen heiminternen pädagogisch-
therapeutischen Ressourcen optimal zu
nutzen und die fachlichen Potenzen der
Heime zu verbessern.

                                                     
7 MONIKA SEIFERT: Das Consulentenprojekt der Heil-

pädagogischen Heime des Landschaftsverbandes
Rheinland zur Unterstützung der professionellen
Arbeit mit Menschen mit geistiger Behinderung
und erheblichen Verhaltensauffälligkeiten. Evalua-
tion im Auftrag des Landschaftsverbandes Rhein-
land. Zwischenbericht: 31. Dez. 2003 (Land-
schaftsverband Rheinland, Amt 85, 50663 Köln;
johannes.lapp@lvr.de)
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3. Das Orga-Team verlangt einen opti-
malen Einsatz personeller Mittel und
bewirkt somit einen optimalen Perso-
naleinsatz.

4. Eine erhöhte fachliche und personelle
Effizienz führt längerfristig zu einer Ko-
stenreduzierung, da weniger erweiterte
Hilfe benötigt wird.

5. Das Ausfüllen des Antragsbogens führt
in Einzelfällen schon zu Lösungen.

6. Durch den Einsatz externer Berater
wird die fachliche Qualifikation der Mit-
arbeiter erhöht.

7. Das pädagogisch-therapeutische Kon-
zept der Wohngruppe wird durch den
externen Berater ergänzt und damit
verbessert.

8. Die Einbeziehung von Therapeuten, die
über die Krankenkasse finanziert wer-
den, bewirkt eine Kostenreduzierung.

9. Im Rahmen der Heimbesuche wird mi-
nuziös abgeklärt, unter welchen Bedin-
gungen der Bewohner sich unproble-
matisch verhält. Diese Erkenntnis fließt
in die Problemlösung ein.

10. Berater, die im Wohngruppenalltag wie
in den Niederlanden praktisch anleiten,
sind not-wendig, diese Finanzierung ist
noch offen.

Anhang:

Antrag zur Klärung des Bedarfs auf erwei-
terte Hilfe, Consulentenarbeit/ Organisati-
onsteam

Antragstellendes Heim:

AbteilungsleiterIn:

CaremanagerIn:

  I. Persönliche Betreuung

 II. Persönliche Daten

III. Gesetzliche Betreuung

IV. Daten der Angehörigen

A. Lebensumfeld des Bewohners

1. Familiäres Umfeld

2. Lebensgeschichte

3. Diagnosen

4. Aktuelle Medikation

5. Beschreibung der Wohngruppe

6. Soziale Beziehungen

7. Arbeit/Beschäftigung

8. Förderung/Therapie

B. Problemanalyse

1. Problembeschreibung

2. Methodik: Auf welcher methodischen
Grundlage erfolgt die Beschreibung
des jeweiligen   Problemverhaltens?

3. Erklärungsansätze: Wie erklären Sie
sich die Entstehung des jeweiligen
Problemverhaltens?

4. Bisherige erfolgreiche Lösungen:
Konnten Sie Verhaltensweisen beob-
achten, mit denen der/die BewohnerIn
versucht, das jeweilige Problemver-
halten positiv zu beeinflussen, zu kon-
trollieren oder zu verändern?

5. Bisherige Lösungsversuche

6. Zukünftige Lösungen

C. Welche Unterstützung erwarten Sie
durch das Organisationsteam für Consulen-
tenarbeit?

D. Häufigkeitsbogen und dazugehöriger
Erläuterungsbogen

 

̈ REINHOLD BRAUN

HEILPÄDAGOGISCHES HEIM BONN

STIFTSTR. 77, 53225 BONN

RE.BRAUN@LVR.DE

MARLENE HITTINGER

HEILPÄDAGOGISCHES HEIM DÜREN

MECKERSTR. 15, 52353 DÜREN

MA.HITTINGER@LVR.DE

INGRID ELGER

HEILPÄDAGOGISCHES HEIM BEDBURG-HAU

NÖRDLICHER RUNDWEG 5,
47551 BEDBURG-HAU

INGRID.ELGER@LVR.DE

mailto:re.braun@lvr.de
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Zusammenfassung des

Workshops

CHRISTIAN BRADL, PIA BOCKEMÜHL

Der Workshop, an dem 25 Teilnehmer aus
verschiedenen Bundesländern teilnahmen,
orientierte sich an der Leitfragen des einfüh-
renden Beitrags von CHRISTIAN BRADL.

Es wurden drei zeitliche Blocks gebildet:

1. Erfahrungsaustausch und Diskussi-
on zu den Themen:

̇ Entwicklung von Strategien zur
Selbstbestimmung und Teilhabe
auch für Menschen mit geistiger
Behinderung mit herausforderndem
Verhalten

̇ Von welchen Menschen mit wel-
chen Problemen sprechen wir ?

̇ Wie haben sich konkrete praktische
Handlungsansätze weiter entwik-
kelt ?

2. Vorstellung der Consulentenarbeit in
den Niederlanden und beim Land-
schaftsverband Rheinland (REINHOLD

BRAUN, MARLENE HITTINGER, INGRID

ELGER)

3. Auswertung und Perspektiven:

̇ Ansätze zu mehr Selbstbestim-
mung und Teilhabe für behinderte
Menschen mit herausforderndem
Verhalten

̇ Welche multiprofessionellen Hilfen
brauchen wir?

1. Erfahrungsaustausch und Dis-

kussion

̈ Selbstbestimmung und Teilhabe - eine
Perspektive auch für behinderte Men-
schen mit herausforderndem Verhal-
ten? Was können individuelle Arran-
gements sein? Welche Erfahrungen
machen die Workshopteilnehmer im
Berufsalltag mit dem beschriebenem
Personenkreis?

Die Workshopteilnehmer schilderten ähnliche
Erfahrungen mit Menschen mit hohem Hilfebe-
darf. Dabei wurde deutlich, dass die finanziell
angespannte Situation bundesländerübergrei-
fend zu Einschneidungen in den Einrich-
tungen führt. Ein Workshopteilnehmer berich-
tete, dass in seiner Einrichtung einzelne Heim-
bewohner mit extremen Verhaltensauffällig-
keiten zur Fixierung zeitweise aus der Gruppe
herausgenommen werden müssten, da die
personelle Situation eine individuellere Betreu-
ung nicht zuließe.

Gerade vor dem aktuellen finanziellen Hinter-
grund ist die Umsetzung des Selbstbestim-
mungs- und Teilhabegedankens erschwert,
z.B. wenn individuelle Begleitung oder intensi-
ve Krisenbewältigung wegen Personalmangel
kaum möglich sei. Auch die Motivation von
Mitarbeitern sowie deren Vorbereitung auf die
neuen Aufgaben wird als schwierig beschrie-
ben, da sie häufig den Sinn und Zweck eines
Umwandlungsprozesses nicht verstünden und
Angebote zu Fortbildungen fehlten. Engagier-
ten Betreuern, die gerne Selbstbestimmung
und Teilhabe umsetzen möchten, fehle es oft
an Ideen, diese in der Praxis umzusetzen.

Als eine wesentliche Möglichkeit der Teilhabe
wurde die Mobilität herausgestellt, d.h. mit
notwendiger Begleitung sich an andere Orte
begeben zu können (persönlicher Einkauf,
Freizeit, Tagesstätte usw). Hierbei wurde deut-
lich, dass Transporte bei herausforderndem
Verhalten mitunter eine Gefahr nicht nur für
den Fahrer und die Person selbst, sondern
auch für andere Verkehrsteilnehmer bedeuten.
Hier wurde darüber berichtet, dass Transporte
in solchen Fällen untersagt wurden oder nur
unter verstärkter Begleitung durchzuführen
waren.

Weiterhin wurde über das Problem der Ver-
einbarkeit von (Gruppen-)Regeln mit mehr
Möglichkeiten zu Selbstbestimmung und Teil-
habe gesprochen. Dabei war man sich darüber
einig, dass Regeln im sozialen Zusammenle-
ben notwendig seien, vielfach mehr für die
Betreuer als für die Bewohner; und es wurde
deutlich, dass dies in den verschiedenen In-
stitutionen doch sehr unterschiedlich (rigide bis
liberal) gehandhabt werde. In diesem Zusam-
menhang wurden auch Ängste gegenüber
Heimbewohnern mit bedrohlichen oder be-
drohlich erscheinenden Verhaltensweisen
angesprochen.
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Die Moderatoren warfen die Frage auf, ob
institutionelle Strukturen tatsächlich einen so
maßgebenden Einfluss auf die Möglichkeiten
zur Selbstbestimmung und Teilhabe hätten.

Am Beispiel eines Teilnehmers wurde veran-
schaulicht, dass der Grad der individuellen
Selbstbestimmung in der Tat sehr stark von
spezifischen „Einrichtungskulturen“ ab-
hänge. Man könne beispielsweise bei
Fremdaggressionen sowohl sehr restriktiv
reagieren, d.h. mit Zurechtweisung, Aus-
schluss oder freiheitsentziehenden Interven-
tionen; denkbar sei aber auch genau das Ge-
genteil, z.B. auf den betreffenden Bewohner
einzugehen und ihm Möglichkeit eines (kon-
trollierten) Ausagierens von Ärger zu geben.
Einrichtungskulturen seien aber veränderbar,
insbesondere durch fachliche Begleitung von
Mitarbeitern bei schwierigen Betreuungssitua-
tionen (Beratung, Supervision, Fortbildung).

Hier wurde angefügt, dass es notwendig sei,
die Persönlichkeit, die Bedürfnisse und
Lebensgeschichte des einzelnen Heimbe-
wohners zu berücksichtigen, und situative
Faktoren (was war kurz oder länger vorher,
wer ist beteiligt, wie wird reagiert) zu beachten.
So könne ein Zuviel an Freiheit aufgrund einer
individuellen Biografie verwirrend wirken, z.B.
bei entsprechender familiärer Sozialisation
oder nach einem langen Aufenthalt in psychia-
trischen Krankenhäusern. Es gehe immer um
eine nur individuell bestimmbare Balance
zwischen individuelle Freiheit und soziale Re-
geln.

In der Diskussion wurden vielfache Verknüp-
fungen zwischen herausforderndem Verhal-
ten und Selbstbestimmung und Teilhabe
hergestellt. So seien Verhaltensweisen wie
Schlagen oder schreien immer auch Akte von
Selbstbehauptung und Ausdruck von Bot-
schaften, wenn auch oftmals (zunächst) unver-
ständliche, bedrohliche oder konfliktauslösen-
de. Ein personorientiertes Grundverständnis
könne hier durchaus zu mehr Verständnis, zu
einer Entschärfung und zu neuen Handlungs-
konzepten führen, wenn das betreffenden Ver-
halten in diesem Sinne weniger als unver-
ständlich, unsinnig oder gefährlich, sondern
mehr als „menschlich, pädagogisch oder the-
rapeutisch herausfordernd“ gesehen werden
könne (Menschenbild, Haltung, Einstellungen).
Es gehe dann auch weniger darum, was wohl
für einen Menschen mit geistiger Behinderung
gut sein könnte, sondern was dieser Mensch
sich selbst wünsche – nach eigenen Aussagen

oder unseren Beobachtungen und Interpreta-
tionen.

Somit entfallen bestimmte Anforderungen, z.B.
immer wissen zu müssen, was gut einen be-
hinderten Menschen ist, was er oder sie noch
lernen soll. Aber ein Mehr an Selbstbestim-
mung von behinderten Menschen bedeute
auch neue Anforderungen an das betreuende
Personal, eine veränderte Qualität der Arbeit
mit behinderten Menschen, z.B. geeignete
Methoden, Wünsche und Befindlichkeiten vor
allem schwerer behinderter Menschen zu er-
kennen oder Aushandlung von Interessen und
Umsetzungsmöglichkeiten.

Anschließend wurde über Selbstbestimmung
als Grundrecht gesprochen, jedoch auch
betont, dass Selbstbestimmung immer Gren-
zen haben werde und müsse; solche Begren-
zungen existierten aber auch bei Menschen
ohne Behinderungen. Insofern gehe es auch
hier um ein Stück Gleichbehandlung von be-
hinderten und nicht behinderten Menschen.

̈ Von welchen Menschen mit welchen
Problemen sprechen wir? Sind solche
mehrdimensionalen Zugangsweisen
realisierbar? Wie ist die Begrifflichkeit
im Alltag?

Die kurze Diskussion im Workshop darüber
spiegelte die heterogene Situation in der
Praxis wider: Bezeichnungen und Etikettierun-
gen seien im Alltag zwar notwendig, doch ge-
bräuchlich seien in den Einrichtungen sehr
unterschiedliche Begriffe für herausforderndes
Verhalten. Auch hinter Aggressionen verber-
gen sich recht unterschiedliche Sachverhalte;
ab wann z.B. von Aggressionen gesprochen
wird, sei von Einrichtung zu Einrichtung oder
von Mitarbeiter zu Mitarbeiter verschieden. Es
wurde bestätigt, dass hier vielfach persönli-
che, fachliche oder institutionelle Einschät-
zungen wirksam seien. Dies betreffe auch die
Praxis, jeweils von Verhaltensauffälligkeiten
oder von psychiatrischen Problemen bzw.
Diagnosen zu sprechen.

Eine gewisse Unterscheidung wurde getroffen
zwischen zwei Personenkreisen:

1. Menschen mit schwerer geistiger
und/oder mehrfacher Behinderung, wo
herausforderndes Verhalten stärker in



̈ MULTIPROFESSIONELLE HILFEN  _____________________________________________________

____________________________________ ____________________________________83

Zusammenhang mit der komplexen
Behinderung zu sehen sei und

2. Menschen mit einer Lern- oder leichter
geistiger Behinderung, wenn zur kogni-
tiven Beeinträchtigung auch Probleme
im Sozialverhalten (Anpassungspro-
bleme, soziale Konflikte, Verwahrlo-
sung, Delinquenz) und/oder psychische
Erkrankungen im engeren Sinne (De-
pressionen, Suizidalität, Ängste)8  hin-
zukommen.

Von den Moderatoren wurde zur Diskussion
gestellt, psychiatrische Diagnosen seien
zwar häufig in Bewohnerakten vorhanden,
blieben jedoch vielfach unklar, unspezifisch
und von beschränktem Erkenntniswert. Außer-
dem sei es Praxis, dass psychiatrische Ein-
schätzungen stark geprägt von den Aussagen
der unmittelbaren Bezugspersonen seien; ob
überhaupt ein psychiatrischer Dienst (Fach-
arzt, Krankenhaus) aufgesucht und eine
psychiatrische Diagnose gegeben werde, hin-
ge mehr davon ab, ob Bezugspersonen (El-
tern, Mitarbeiter von Behinderteneinrichtun-
gen) sich unter bestimmten Rahmenbedingun-
gen überfordert sehen. Für viele Mitarbeiter
seien psychiatrische Diagnosen wichtig, um
ein herausforderndes Verhalten überhaupt
verstehen zu können.

Die anschließende Frage, welche Bedeutung
eine psychiatrische Diagnose für das All-
tagshandeln habe, d.h. ob ein solche Diagno-
se Voraussetzung für gutes Handeln der Be-
treuer sei, wurde teilweise sehr kontrovers
diskutiert. Eine These dabei war: Wo mit viel
menschlicher und fachlicher Erfahrung und mit
einem guten pädagogischen Konzept auch mit
sehr verhaltensschwierigen geistig behinderten
Menschen gearbeitet wird, treten psychiatri-
sche Diagnosen eher in den Hintergrund; im
Vordergrund stünden individuelle Konzepte für
den Umgang mit dem Verhalten, für das Woh-
nen, eine Tagesstruktur, notwendige Angebote
z.B. zur Beruhigung oder Aktivierung.

Psychiatrische Diagnosen seien überall dort
bedeutsam, wo es um Zuweisungen oder
gutachterliche Begründungen ginge, z.B. als
Begründung zusätzlicher Hilfen von Kostenträ-
gern oder Aufnahmen ins psychiatrische Kran-
kenhaus.

                                                     
8 Hier wird häufig auch von Doppeldiagnose ge-

sprochen, eine in Deutschland aber umstrittene
Terminologie

Von Bedeutung seien psychiatrische Diagno-
sen weiterhin, wo es um psychiatrische Indika-
tionen für psychisch wirksame  Medikamente
ginge. Allerdings wurde auch betont, dass in
der Praxis nicht immer psychiatrische Indika-
tionen für solche Medikamente vorliegen, z.B.
wenn Sedativa bei unzureichender Betreuung
(Personalmangel, ungeeignetes Betreuungs-
konzept usw.) verordnet würden, eine Fehl-
entwicklung, die bei Einsparungen in Einrich-
tungen wieder zunehme.

Psychiatrische Diagnosen könnten aber Hin-
weise auf Grenzen oder veränderte Ausrich-
tung pädagogischen Handelns geben, z.B.
bei massiven Depressionen, Zwangshandlun-
gen, Demenzen, Persönlichkeitsstörungen.

̈ Wie haben sich konkrete praktische
Handlungsansätze weiterentwickelt?
Welche Konzepte für den Umgang mit
herausforderndem Verhalten werden
von Mitarbeitern von Wohngruppen ge-
nutzt ? Was sind im Alltag von Wohn-
gruppen die wesentlichen Probleme
und Defizite ?

Von einigen Teilnehmern wurde bestätigt, es
habe in den letzten 10-15 Jahren durchaus
positive Entwicklungen in Form gegeben:
Einstellungswandel,  pädagogische Ansätze
zum Umgang mit herausforderndem Verhalten,
therapeutisch begleitete Konzepte, Beratung,
spezielle Wohneinheiten und anderes mehr.
Hierzu wurde aus verschiedenen Einrichtun-
gen der Teilnehmer berichtet.

Was de Frage nach Selbstbestimmung und
Teilhabe angehe, wurden konkrete Beispiele
angeführt, wie behinderte Menschen mit
schwierigem Verhalten in integrative Wohn-
projekte oder Dezentralisierungen (Außen-
wohngruppen) einbezogen wurden.

Doch seien vielfach auch wachsende Aus-
schlusstendenzen zu beobachten, wenn die-
ser Personenkreis bei integrativen Wohnfor-
men oder bei tagesstrukturierenden Maßnah-
men eher ausgeschlossen und in größeren
Einrichtungen belassen wird. Einige Teilneh-
mer berichteten, dass die genannten positive
Entwicklungen aufgrund immer knapper wer-
dender Ressourcen schon seit einiger Zeit
stagnierten, dass sogar eine zurückgehende
Entwicklung zu beobachten sei. Es werde dar-
über nachgedacht, ob sich in Zukunft kleinere
Wohneinheiten oder Einrichtungen überhaupt
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halten ließen oder ob man aus personellen
Gründen zu größeren Betreuungseinheiten
zurückkehren müsse. Man sehe sich in einzel-
nen Bundesländern auch gezwungen, gerade
mit schwerst mehrfachbehinderten Menschen
Pflegegruppen oder Pflegeeinrichtungen zu
etablieren. Und es bestehe die Gefahr, wieder
mehr geschlossene Gruppen einrichten zu
müssen, wenn begrenzte Ressourcen päd-
agogische Alternativen nicht mehr zuließen.

Diese negativen Entwicklungen seien auch
demotivierend für viele engagierte Mitarbeiter.
Dies wurde mehrfach als besonderes Problem
hervorgehoben, weil gerade im Umgang mit
behinderten Menschen mit herausforderndem
Verhaltensweisen, in der Bewältigung von
Ängsten, Bedrohungen, Frustration, Ärger und
Wut und in wiederholten Interventionen in
schwierigen Situationen kreative und moti-
vierte Mitarbeiter eine entscheidende Rolle
spielten.

2. Vorstellung der Consulentenar-

beit

In diesem Block wurde das Projekt der Con-
sulentenarbeit in den Heilpädagogischen Hei-
men des Landschaftsverbandes Rheinland
(LVR) vorgestellt.9

Das Organisationsteam für Consulentenarbeit
des Landschaftsverbandes Rheinland, Diplom-
Psychologe REINHOLD BRAUN und die Diplom-
Psychologinnen MARLENE HITTINGER und
INGRID ELGER, stellte seine Arbeit vor: Seit gut
drei Jahren arbeiten sie mit den fünf Heilpäda-
gogischen Heimen des LVR zusammen. Die
1990 erstmals in den Niederlanden initiierten
Consulententeams haben den Anftrag, sich um

                                                     
9 Der ursprünglich geplante Beitrag von WILLEM

CRANEN (Stiftung Vizier, Gennep, Niederlande)  zur
Consulentenarbeit in den Niederlanden musste
krankheitsbedingt entfallen.

In den Niederlanden wurden 1990 fünf Consulen-
tenprojekte in fünf Regionen eingerichtet, die
heute „Zentren für Beratung und Expertise“ ge-
nannt werden und als Stiftungen unabhängig von
Einrichtungen organisiert sind. Ende 2002 waren
in den Niederlanden insgesamt 2.087 Klienten in
die Beratungsangebote einbezogen, im Jahr 2002
waren 752 Klienten neu angemeldet worden (An-
gaben von NORBERT VANDERVORST).

geistig behinderte Menschen mit längerdau-
ernden massiven Verhaltensauffälligkeiten und
das jeweilige Betreuerteam des Heims zu
kümmern. Dabei kommt dem Organisation-
steam die Aufgabe zu, ein multiprofessionelles
Consulententeam, je nach Problemlage beste-
hend aus erfahrenen Fachleuten wie Ärzten,
Psychiatern, Psychologen, Therapeuten, Heil-
pädagogen etc.) zusammenzustellen und de-
ren Arbeit zu koordinieren.

Ziel ist, die betreffenden behinderten Men-
schen mit solcher Unterstützung eine Bewälti-
gung ihrer oft schwierigen Probleme in ihrem
jeweiligen Lebensumfeld zu ermöglichen. Das
Organisationsteam hat in den vergangenen
drei Jahren eine Unterstützung für etwa 30
behinderte Menschen gegeben.10

Am Beispiel einer jungen Frau, die in einem
Heim des LVR lebt, wurde von MARLENE

HITTINGER veranschaulicht, wie es in Zusam-
menarbeit von Consulententeam und Betreu-
ungsteam des Heims gelungen war, neue Per-
spektiven und Ansätze im Umgang mit der
Bewohnerin zu entwickeln, auch unter Einbe-
zug zusätzlicher Einzelfallhilfe (Zusatzstellen).

Von CHRISTIAN BRADL wurde schließlich von
ersten Ergebnissen einer Evaluation des Con-
sulentenprojekts durch MONIKA SEIFERT in Ver-
bindung mit der Universität Köln berichtet.
Demzufolge habe es ein hohe Akzeptanz des
umfänglichen Antrags zur Klärung des Bedarfs
für erweiterte Hilfe gegeben; es sei erkennbar
gewesen, dass neue Handlungsansätze ange-
stoßen worden sind; und die Tätigkeit sei Or-
ganisationsteams sei positiv bewertet wor-
den.11

                                                     
10 Vgl. im weiteren die Darstellung der Consulen-

tenarbeit im Beitrag von BRAUN / HITTINGER / ELGER

.
11 vgl. Angaben unter Anmerkung 7.



̈ MULTIPROFESSIONELLE HILFEN  _____________________________________________________

____________________________________ ____________________________________85

3. Auswertung und Perspektiven

Im letzten Block wurden zwei Aspekte disku-
tiert:

̈ Ansätze zu mehr Selbstbestimmung
und Teilhabe für behinderte Menschen
mit herausforderndem Verhalten
(Sammlung):

̇ normalisierte Lebensbedingungen –
Leben in sog. normalen Wohnumfeld

̇ soziale Einbindung in Gemeinde
(Kontakte)

̇ sensible Öffentlichkeitsarbeit, Beach-
ten von Konflikten, die herausfordern-
des Verhalten bei Nachbarn, in der
Öffentlichkeit usw. auslösen

̇ Veränderung der Wohnbedingungen
(Einzelzimmer, individueller Wohnstil)

̇ mehr individuelle Wohnformen, weni-
ger Gruppenorientierung

̇ heterogene Wohngruppen

̇ Wahlmöglichkeiten bei Beschäftigung
(in WfbM, Tagesstätte, Wohngruppe)

̇ flexible Beschäftigungsmöglichkeiten,
z.B. stundenweise, halbtags, tagewei-
se

̇ Zwei-Milieu-Prinzip (Beschäftigung au-
ßerhalb der Wohnstätte)

̇ Umsetzung von mehr Selbstbestim-
mung im Alltag, z.B. im Tagesablauf,
beim Essen, beim Einkauf

̇ Qualifizierung von Mitarbeitern, vor al-
lem in Richtung Selbstbestimmung und
Teilhabemöglichkeiten, Erkennen von
Wünschen und Befinden in nonverba-
ler Kommunikation

̇ Zeit für regelmäßige Reflexion von
Mitarbeitern darüber, fachliche Unter-
stützung und Beratung dafür

̇ Selbstbestimmung und Teilhabe in der
Teamarbeit, Gruppen- und Wohnkon-
zeption und in der Qualitätssicherung
verankern

̇ offene Haltung gegenüber behinderten
Menschen, vor allem in verfahrenen
Situationen oder Lebenslagen

̇ Beteiligung von behinderten Menschen
an allen sie betreffenden Entscheidun-
gen entsprechend ihrer Möglichkeiten

̇ Ernstnehmen der eigenen emotionalen
Belastungen und Ängste (Mitarbeiter)

̇ Beratung Angehörige, jedoch unter
Stärkung der Interessen behinderter
Menschen, Abbau von Ängsten ge-
genüber mehr Selbstbestimmung und
Eigenständigkeit beim Wohnen und in
anderen Lebensfeldern

̇ Beratung für behinderte Menschen,
gemeinsame individuelle Hilfeplanung,
Assistenzvereinbarungen

̇ Befähigung behinderter Menschen
selbst, ihre Wünsche zu äußern, zu
entscheiden, Kompetenzen wahrzu-
nehmen,  Interessen zu vertreten (Em-
powerment)

̇ Methoden und Instrumente zum Artiku-
lieren bei schwer- und mehrfachbehin-
derten Menschen

̇ soviel individuelle Begleitung (Assi-
stenz) wie möglich

̇ Finanzierungssysteme, die bei Bedarf
auch personalintensive Unterstützung
zulässt (Intensivgruppen, Zusatzstel-
len/ Einzelfallhilfe)

̇ gesetzliche Barrieren für mehr selbst-
bestimmtes Wohnen abbauen

̇ sehr flexible Dienstgestaltung.

Zusammenfassend ginge es darum, mehr
Individualität in allen Lebensbereichen behin-
derter Menschen zu erreichen, was mit der
Anforderung höherer Flexibilität in der konkre-
ten Betreuung und den Strukturen einherge-
hen muss, um ein Mehr an Selbstbestim-
mungsmöglichkeiten umzusetzen. Herausge-
stellt wurde, dass es gerade im Alltag viele, oft
ungenutzte Gelegenheiten gibt, Wünsche be-
hinderter Menschen zu berücksichtigen, Wahl-
und Entscheidungsmöglichkeiten zu gestalten
und individuelle Lösungen zu ermöglichen.

̈ Welche multiprofessionellen Hilfen
brauchen wir? Welche spezialisierten
Hilfesysteme gibt es? Welche Erfah-
rungen gibt es damit? Welche Chancen
und Möglichkeiten haben wir, vorhan-
dene Ressourcen und Kompetenzen
besser zu nutzen: Vernetzung, Transfer,
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Bündelung, individuelle Finanzierung?
(Sammlung)

̇ Multiprofessionelle Teams in Wohn-
gruppen, wo neben Fachkräften auch
interessierte Personen mit hohem Em-
pathievermögen oder mit Kompeten-
zen zur Konfliktsteuerung mitwirken
können

̇ Kooperation im Verbund von Einrich-
tungen: Einzelne oder kleine Einrich-
tungen sind für spezielle Aufgaben
manchmal  überfordert; Zusammenar-
beit muss aber organisiert werden

̇ regionale Zusammenarbeit und besse-
re Koordination: Kontakt- und Bera-
tungsstellen, Regionalkonferenzen

̇ personenbezogene Kooperation,
Casemanagement

̇ für eine Region eine Liste bzw. Datei
mit erfahrenen Fachkräften erstellen,
die sich einzelfallbezogen beratend
oder intervenierend beteiligen können

̇ spezifische Qualifikationen von Mitar-
beitern (z.B. Kenntnis anderer Spra-
chen und Kulturen) stärker berücksich-
tigen und nutzen

̇ Kooperation mit einer psychiatrischen
Institutsambulanz, am besten perso-
nenbezogen

̇ Finanzierungsmodelle für kooperative
Koordinierungs- oder Beratungsaufga-
ben: Regionaler Finanzpool, Umlage
beteiligter Einrichtungen, Einzelfallhilfe

̇ Persönliches Budget als selbstbe-
stimmtes Finanzierungsmodell (siehe
Modellvorhaben; SGB XII), was bei
Menschen mit geistiger Behinderung
allerdings zusätzliche Budgetassistenz
erfordert.

Wo es – zumeist unter dem Dach größerer
Behinderteneinrichtungen - spezielle Hilfesy-
steme (z.B. Intensivgruppen, therapeutische
Dienste, Beratungsangebote) gebe, seien die-
se bei Leistungsvereinbarungen vielfach ge-
fährdet. Fachkräfte mit Erfahrung im Umgang
mit herausfordernden Verhaltensweisen bei
geistig behinderten Menschen (Betreuungs-
personal, Heilpädagogen, Therapeuten,
Psychiater usw.) finde man fast ausschließlich
im Umfeld von Behinderteneinrichtungen.

Insgesamt waren sich die Workshopteilnehmer
einig, dass sich spezielle Anforderungen in
Zusammenhang mit herausforderndem Ver-
haltensweisen geistig behinderter Menschen
aufgrund der Ressourcenknappheit jetzt und
zukünftig nur durch eine stärkere  Kooperation
in der Region werden lösen lassen.

Das Consulentenprojekt des LVR könne ein
Beispiel dafür sein, eine solche Kooperation
mehrerer Einrichtungen in einer Region – auch
anderswo – zu gestalten, zu organisieren und
zu finanzieren.

̈ DR. CHRISTIAN BRADL

HEILPÄDAGOGISCHES HEIM DÜREN

MECKERSTR. 15, 52353 DÜREN

CH.BRADL@LVR.DE

̈ PIA BOCKEMÜHL, KÖLN
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Reform der Sozialen

Sicherungssysteme

Erste Frostschäden

in der Behindertenhilfe!

Ein Aufruf der Bundesvereinigung

Lebenshilfe zur Solidarität mit

geistig behinderten Menschen

Die Sozialgesetzgebung steht vor tiefgreifen-
den Veränderungen, die in der Geschichte der
Bundesrepublik Deutschland ohne Beispiel
sind.

Viele Bürger ”kommen nicht mehr mit”, wenn
sie versuchen, die Reformvorhaben, die ge-
genwärtig im Deutschen Bundestag und im
Bundesrat debattiert werden, nachzuvollzie-
hen.

Schlagworte wie ”Hartz III und IV”,
”Bürgerversicherung”, ”Kopfpauschalen”,
”Ergebnisse der Rürup- bzw. Herzog-
Kommission” tragen nicht zur Aufklärung bei,
sondern vernebeln die tatsächlichen Auswir-
kungen der Reformgesetze, die nach dem
Willen der Bundesregierung die sozialen Si-
cherungssysteme in fast allen Bereichen ver-
ändern sollen.

Manchmal hat man den Eindruck, dass auch
viele Politiker nur unzureichend darüber infor-
miert sind, was beispielsweise behinderten
Menschen zugemutet wird, wenn man die
ganze Bandbreite der in verschiedenen Geset-
zesinitiativen eingebundenen Sparvorschläge
berücksichtigt.

Dieses Papier versucht, die Aufmerksamkeit
auf Eingriffe und Sparmaßnahmen zu lenken,
mit denen behinderte Menschen in diesem
Jahr – dem Europäischen Jahr der Menschen
mit Behinderungen – konfrontiert sind.

Der Sozialstaat soll neu geordnet werden,
doch es fehlt an einer gründlichen und behut-
samen Analyse des Ist-Zustandes der Behin-
dertenhilfe. Vieles droht wegzubrechen, weil

der Gesetzgeber in seinem Reformeifer zu
wenig darauf achtet, dass in der Behinderten-
hilfe ”vor Ort” schon längst Leistungen gekürzt
und gestrichen werden:

1. Die Lebenshilfe ruft zur Wach-

samkeit auf und fordert mehr

Sensibilität für Randgruppen in

der Gesellschaft

Mehr als 400.000 Menschen in Deutschland
sind geistig behindert. 58 Jahre nach dem
Ende des zweiten Weltkrieges und 60 Jahre
nach dem lebenvernichtenden Euthanasie-
programm der Nationalsozialisten ist die Bun-
desrepublik Deutschland erstmals mit einer
kontinuierlich anwachsenden Zahl alt werden-
der geistig behinderter Menschen konfrontiert,
die nicht mehr von ihren Eltern betreut werden
können, sondern auf die solidarische Hilfe der
Gesellschaft angewiesen sind.

Dieser Personenkreis wird sich bis etwa 2010
ständig vergrößern!

Es ist deshalb kein Wunder, dass die Kosten
der im Bundessozialhilfegesetz geregelten
Eingliederungshilfe für behinderte Menschen
(§§ 39 ff. BSHG) steigen und mit mehr als
9 Milliarden Euro pro Jahr inzwischen die Ko-
sten der Hilfe zum Lebensunterhalt überholt
haben.

Behinderungen sind Teil unseres Lebens.
Daran wird auch der medizinische Fortschritt
nichts ändern. Im Gegenteil: Es gelingt immer
häufiger, ”Frühchen”, die nur 600 Gramm wie-
gen, am Leben zu erhalten. Doch viele sind
behindert und lebenslang auf Betreuung an-
gewiesen!

Wer dies nicht zur Kenntnis nimmt und immer
noch fordert, die Ausgaben der Städte und
Gemeinden für die Eingliederungshilfe zu sen-
ken, ignoriert die besondere historische Ver-
antwortung, die Deutschland dazu verpflichtet,
alle Anstrengungen zu unternehmen, um Men-
schen mit geistiger Behinderung auch im Alter
angemessen und menschenwürdig zu versor-
gen!
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2. Die Eingliederungshilfe wird

”reformiert”, doch kaum einer

spricht davon!

Eine Gesamtreform der Sozialhilfe einschließ-
lich der Eingliederungshilfe für behinderte
Menschen steht an, doch in der politischen
Diskussion spielt diese Dimension des am
17.10.2003 im Deutschen Bundestag be-
schlossenen Reformpakets der Regierungsko-
alition so gut wie keine Rolle!

Wer heute von der Notwendigkeit einer Sozial-
hilfereform spricht, meint die Zusammenlegung
von Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe (”Hartz
IV”). Doch fast unbemerkt von der Öffentlich-
keit soll die Sozialhilfe insgesamt neu gestaltet
und als ”SGB XII” in das Sozialgesetzbuch
eingefügt werden.

Auch diese Reform setzt auf Einsparungen
und beschreitet dabei zum Teil einen falschen
Weg:

̇ Der Grundsatz ”ambulant vor stationär”
soll gestärkt werden, um die Kommunen
von dem als ”zu teuer” eingestuften Auf-
wand für die Förderung und Betreuung be-
hinderter Menschen in Wohnheimen, An-
stalten, Internaten u. a. zu entlasten.

Übersehen wird, dass viele ambulante
Dienste wegbrechen, weil ihnen die Finan-
zierungsgrundlagen entzogen werden: Die
Lebenshilfe hat in den letzten Jahrzehnten
gemeinsam mit anderen Behindertenver-
bänden ein flächendeckendes Netz fami-
lienentlastender und –unterstützender
Dienste aufgebaut. Die meisten dieser am-
bulanten Angebote werden mit freiwilligen
Zuschüssen aus kommunalen Haushalten
und Landesmitteln finanziert. Diese Gelder
werden inzwischen in fast allen Bundes-
ländern gekürzt oder gestrichen. Viele
Dienste müssen deshalb ihren Betrieb ein-
stellen oder sind akut von der Schließung
bedroht!

Das SGB XII muss auf diese Entwick-
lung reagieren und endlich einen
Rechtsanspruch auf familiäre Entla-
stung in der Eingliederungshilfe veran-
kern!

Andernfalls läuft der Grundsatz ”ambulant
vor stationär” ins Leere!

̇ Aushöhlung des Bedarfsdeckungsprin-
zips?

Die meisten Leistungen der Eingliede-
rungshilfe in Einrichtungen und ambulan-
ten Diensten werden von der Freien
Wohlfahrtspflege, z. B. der Lebenshilfe, er-
bracht und von den Trägern der Sozialhilfe
vergütet. Der am 17.10.2003 verabschie-
dete Gesetzentwurf zur Reform der Sozial-
hilfe (SGB XII) regelt in § 70 Abs. 3 SGB
XII-Entwurf, dass künftig die Höhe der
Vergütung von der ”Finanzkraft der öffent-
lichen Haushalte” abhängig gemacht wer-
den soll.

Dieses Kriterium wird von der Lebens-
hilfe strikt abgelehnt, denn es ersetzt
aufgrund seiner völlig vagen Formulierung
Recht durch Willkür!

Sollen behinderte Menschen, die in ver-
schuldeten Gemeinden leben, ihr Dasein in
den nächsten Jahren unterhalb des Exi-
stenzminimums fristen müssen? Soll die
Qualität der Leistungen abgesenkt werden,
ohne dass darüber öffentlich diskutiert
wird?

Wenn die Kommunen auch in Zukunft den
Löwenanteil der Ausgaben der Eingliede-
rungshilfe schultern sollen, müssen sie
vom Bund finanziell entlastet werden!

3. Die Gesundheitsreform trifft

Menschen mit geistiger Behin-

derung hart!

Am 17.10.2003 hat der Bundesrat der Ge-
sundheitsreform zugestimmt.

Hat man sich wirklich ausreichend Gedanken
darüber gemacht, wie diese Reform auf Men-
schen mit geistiger Behinderung durchschlägt,
d. h. auf Personen, die überwiegend auf Lei-
stungen der Eingliederungshilfe, also auf Sozi-
alhilfe, angewiesen sind?

̇ Zuzahlungen müssen ”vorfinanziert”
werden, doch womit?

Künftig müssen auch die Personen, die z.
B. in Werkstätten für behinderte Menschen
arbeiten und dort einen Durchschnittslohn
erzielen, der noch immer unterhalb des
Existenzminimums liegt, in Vorlage treten,
wenn sie Arzneimittel benötigen oder auf
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medizinisch- therapeutische Leistungen –
z. B. Krankengymnastik oder Sprachthera-
pie – angewiesen sind.

Heimbewohner müssen ihr Taschengeld
für Zuzahlungen einsetzen, obwohl ihnen
im Wege der Reform der Sozialhilfe (SGB
XII) das Zusatztaschengeld gestrichen
werden soll.

Da nützt es wenig, wenn es im Gesund-
heitsreformgesetz heißt, dass bei chroni-
scher Krankheit nur bis zu 1 % der Ein-
künfte für Zuzahlungen ausgegeben wer-
den müssen. Das Taschengeld ist ”erst
mal weg” und muss durch das Sammeln
und ”Vorzeigen” von Belegen bei den
Krankenkassen ”zurückgeholt” werden.
Wie soll das ein Mensch mit geistiger Be-
hinderung bewerkstelligen? Wie soll er bis
zur ”Endabrechnung” der Kosten mit den
Krankenkassen ohne oder mit stark ver-
mindertem Taschengeld auskommen?

̇ Der Bundesausschuss will in einer
”Nacht- und Nebelaktion” die Heilmittel-
Richtlinien verändern!

Das Gesundheitsreformgesetz ist verab-
schiedet, tritt jedoch in wesentlichen Teilen
erst 2004 in Kraft. Dennoch arbeitet der
Bundesausschuss der Ärzte und Kranken-
kassen an einer Änderung der Heilmittel-
Richtlinien, der erhebliche Einschränkun-
gen im Bereich der medizinisch-
therapeutischen Leistungen vorsieht und
noch vor dem Inkrafttreten des Gesund-
heitsreformgesetzes verabschiedet werden
soll.

Damit wird offensichtlich der Versuch ge-
macht, die im Gesundheitsreformgesetz
vorgesehene Patientenbeteiligung am
Bundesausschuss zu unterlaufen, indem
im Schnellverfahren Änderungen der Heil-
mittel-Richtlinien und des Heilmittel-
Katalogs zu Lasten der Patienten be-
schlossen werden, bevor diese durch ihre
Verbände und Selbsthilfegruppen ”mit be-
raten dürfen”!

Zugleich soll erneut auf Kosten der auf
medizinisch-therapeutische Leistungen
angewiesenen Versicherten gespart wer-
den, indem die Zahl der Verordnungen von
Krankengymnastik, Massagen, Stimm-,
Sprach-, Sprechtherapien usw. begrenzt
wird, Leistungseinheiten gekürzt und so-

genannte Folgeverordnungen für die be-
handelnden Ärzte erschwert werden.

Spätestens an dieser Stelle muss gefragt
werden, ob es nicht endlich an der Zeit ist,
die verkrusteten Strukturen des Bundes-
ausschusses und die Verschränkungen der
kassenärztlichen Vereinigungen und ge-
setzlichen Krankenkassen unter die Lupe
zu nehmen, um nach Lösungen zu suchen,
die teure Verwaltungsabläufe vereinfachen
und die Kosten der ärztlichen Leistungen
für die Patienten transparent machen.

4. Reform des Betreuungsrechts

naht mit Riesenschritten!

In Kürze soll das Betreuungsgesetz reformiert
werden. Auch hier drohen Beratungen im
Schnellverfahren, weil sich die Justizminister
der Bundesländer bereits auf ihrer Konferenz
vom 06.11.2003 parteiübergreifend auf einen
Gesetzentwurf verständigt haben, der im Be-
reich der Justiz zu erheblichen Einsparungen
führen soll.

Die geplanten Fallpauschalen zur Vergütung
von Berufs- und Vereinsbetreuern sind deutlich
zu gering bemessen, um eine sachgerechte
persönliche Betreuung zu leisten. Erhebliche
”Fallzahlerhöhungen” als Folgewirkung könn-
ten auf den Weg zur "Massenverwaltung" nach
dem Muster des alten Vormundschaftsrechts
und damit zu einer dramatischen Verschlechte-
rung der Situation von Menschen mit einem
immer komplexer werdenden Bedarf an recht-
lichen Hilfeleistungen führen.

Eine Verschlechterung des Rechtsschutzes
droht darüber hinaus, wenn entsprechend dem
Willen der Landesjustizministerien in Zukunft
nur noch ein eng definierter Kreis von Ent-
scheidungen (u.a. Genehmigungen der Sterili-
sation, der Freiheitsentziehung sowie von ge-
fährlichen medizinischen Maßnahmen) dem
Richter vorbehalten bleibt, alle sonstigen be-
treuungsrechtlichen Eingriffe jedoch auf die
gegenüber Richtern weniger qualifizierten
Rechtspfleger verlagert werden.

Ein gesetzliches Vertretungsrecht von Eltern
und Kindern in Gesundheitsfragen ist insbe-
sondere im Hinblick auf das Recht auf Selbst-
bestimmung erwachsener Menschen mit gei-
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stiger Behinderung sowie auf Missbrauchsge-
fahren kritisch zu hinterfragen.

Mittel- und langfristig wird man im Bereich des
Betreuungswesens den Ausgabenanstieg nur
dann eingrenzen können, wenn die ehrenamt-
liche Betreuung gestärkt wird. Die nachhaltige
Förderung der Arbeit von Betreuungsvereinen
ist dafür unverzichtbare Voraussetzung.

5. Wo bleibt das Zivilrechtliche

Antidiskriminierungsgesetz

(ZAG)?

Schon in der letzten Legislaturperiode hat die
Bundesregierung die Vorlage eines zivilrechtli-
chen Antidiskriminierungsgesetzes verspro-
chen. .... nicht ganz freiwillig, denn Art. 13 des
am 02.10.1997 von den Mitgliedern der Euro-
päischen Union (EU) in Kraft gesetzten Vertra-
ges von Amsterdam verpflichtet die Mitglied-
staaten der EU, Maßnahmen zu ergreifen, um
die Benachteiligung behinderter Menschen im
allgemeinen gesellschaftlichen Leben zu be-
seitigen.

Die Bundesministerin der Justiz hat immer
noch keinen entsprechenden Gesetzentwurf
vorgelegt und muss sich – ausgerechnet im
”Europäischen Jahr behinderter Menschen” –
den Vorwurf gefallen lassen, die Beratungen
des ZAG, die unter ihrer Vorgängerin schon
das Stadium eines Referentenentwurfs erreicht
hatten, zu verschleppen!

Gerade in einer Zeit, in der Sozialversiche-
rungsleistungen allenthalben eingeschränkt
und ”zurückgefahren” werden und insbesonde-
re im Bereich der Altersvorsorge und der Si-
cherung der Gesundheit der Abschluss von
privaten Zusatzversicherungen empfohlen
wird, muss ein ZAG unbedingt dafür Sorge
tragen, dass private Versicherungen nicht in
großem Maße die Aufnahme von chronisch
kranken und behinderten Menschen verwei-
gern!

Schon heute leiden viele Familien darunter,
dass Haftpflicht- und Unfallversicherungen
kaum oder nur in sehr begrenztem Umfang
Menschen mit geistiger Behinderung als Versi-
cherte akzeptieren.

Die Lebenshilfe fordert die Politiker aller
Parteien im Deutschen Bundestag, im Bun-

desrat und in den Ländern auf, die Auswir-
kungen einer überhasteten Gesetzgebung
auf behinderte Menschen sorgsamer als
bisher zu prüfen und sich insbesondere zu
vergewissern, was unterhalb der Ebene der
Bundesgesetzgebung bereits an Eingriffen
in die Behindertenhilfe zu festzustellen ist!

Hat man sich eigentlich schon Gedanken
darüber gemacht, wie sich die durch ”Hartz
III und Hartz IV” eingeleitete Neuausrich-
tung der Bundesanstalt für Arbeit (künftig:
Bundesagentur für Arbeit) auf Menschen
mit geistiger Behinderung auswirken wird?

Bei Inkrafttreten des zur Zeit im Vermitt-
lungsausschuss befindlichen Entwurfs
eines Vierten Gesetzes für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (”Hartz
IV”) soll die Bundesagentur für Arbeit zwi-
schen erwerbsfähigen und nicht erwerbs-
fähigen Menschen unterscheiden.

Geistig behinderte Personen, die in Werkstät-
ten für behinderte Menschen tätig sind, gelten
im Regelfall als dauerhaft voll erwerbsgemin-
dert. Dennoch arbeiten sie, dennoch hat der
Gesetzgeber bisher versucht, sie als soge-
nannte arbeitnehmerähnliche Personen zu
schützen und am Arbeitsmarkt teilhaben zu
lassen.

Dieser sogenannte zweite Arbeitsmarkt, dem
z. B. auch die Berufsförderungswerke und die
Berufsbildungswerke für behinderte Menschen
zuzurechnen sind, droht völlig aus dem Blick
zu geraten, obwohl die Bundesanstalt für Ar-
beit gerade im Bereich der beruflichen Rehabi-
litation behinderter Menschen in den vergan-
genen Jahrzehnten Vorbildliches geleistet hat
und die Rehabilitationsberatung der Arbeits-
ämter ein wichtiges Scharnier zwischen erstem
und zweitem Arbeitsmarkt war.

Hier droht viel Porzellan zerschlagen zu wer-
den, wenn die mit ”Hartz IV” geplante Zusam-
menlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozial-
hilfe nicht Rücksicht nimmt auf das gerade
zwei Jahre alte – von allen im Deutschen Bun-
destag vertretenen Parteien mitgetragene –
Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX –
Recht auf Teilhabe, Selbstbestimmung und
Rehabilitation behinderter Menschen).

Das Teilhabe- und Rehabilitationsrecht droht in
vielen Fällen ins Leere zu laufen, wenn behin-
derte Menschen aufgrund von Arbeitslosigkeit
”in die Mühle” des von der Bundesregierung
vorgelegten Entwurfs eines Vierten Gesetzes
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für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(”Hartz IV”) geraten. Arbeitslose behinderte
Menschen, die mehr als drei Stunden täglich
arbeiten können, müssen damit rechnen, als
”erwerbsfähig” eingestuft und von den Arbeits-
ämtern (künftig: ”Job-Centern”)auf ”zumutbare”
Tätigkeiten im Niedriglohnbereich verwiesen
zu werden. Eine ganze Reihe behinderter
Menschen wird sich fragen, ob es unter diesen
Voraussetzungen nicht besser ist, sich ver-
renten zu lassen oder in einer Werkstatt für
behinderte Menschen zu arbeiten. Hier klafft
eine Regelungslücke zwischen ”Hartz IV” und
SGB IX, die in der Praxis Unsicherheiten aus-
lösen und viele Fragen aufwerfen wird.

Marburg, 03.12.2003

̈ KLAUS LACHWITZ

JUSTITIAR, BEREICH RECHT, SOZIALPOLITIK UND

ETHIK

BUNDESVEREINIGUNG LEBENSHILFE

RAIFFEISENSTR. 18, 35043 MARBURG

KLAUS.LACHWITZ@LEBENSHILFE.DE

Æ  Æ  Æ

Ein Film zum Thema

mailto:Klaus.Lachwitz@Lebenshilfe.de
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Orientierung - Sudetenweg 92 - 74523 Schwäbisch Hall

An die
Teilnehmer / Teilnehmerinnen des Workshops
„Strategien zur  Selbstbestimmung und Teilhabe
von behinderten Menschen mit hohem Hilfebedarf“
der DEUTSCHEN HEILPÄDAGOGISCHEN GESELLSCHAFT

Sagen Sie mal,

wie und wo besorgen Sie sich Ihre

Sehr geehrte Workshop-TeilnehmerInnen!

Sie halten den Bericht zum DHG-Workshop „Strategien zur  Selbstbestimmung und Teilhabe von be-
hinderten Menschen mit hohem Hilfebedarf“ in Händen.
Jetzt bekommen Sie etwas über diese Informationen hinaus: Orientierung!

Sie kennen die Orientierung noch nicht? Dann haben Sie jetzt Gelegenheit, eine der wenigen Fach-
zeitschriften der deutschen Behindertenhilfe zu testen.

Wollen Sie auch zukünftig regelmäßig Orientierung?

Nehmen Sie Kontakt mit uns auf.

Martin Herrlich, Redaktion

Schriftleitung: Friedrich Fabriz

Redaktion: Martin Herrlich

Sekretariat: Edith Friedel

Sudetenweg 92 (Sonnenhof)

74523 Schwäbisch Hall

Telefon: 07 91 - 50 02 85

Telefax: 07 91 - 50 02 04

orientierung@beb-ev.de

?

̇ Orientierung ist die „Fachzeitschrift der Behindertenhilfe“.

̇ Orientierung spricht an: MitarbeiterInnen der Praxis vor Ort
in den Bereichen „geistige Behinderung“ und „Körperbehin-
derung“.

̇ Orientierung bietet: „lesbare“ und anschauliche Verknüp-
fung von Theorie und Praxis.

̇ Orientierung ist das Verbandsorgan des Bundesverband
evangelische Behindertenhilfe (BEB).

̇ Orientierung erscheint pro Jahr vier Mal. Jedes Heft befasst
sich mit einem speziellen Thema. (2/2004 Zukunft Behin-
dertenhilfe „2020“, 3/2004 „Im Bett“4/2004 „Ich rede über
mich...“)

̇ Orientierung kostet 15 Euro (plus 4 Euro Versand).

Fachzeitschrift der Behindertenhilfe

BUNDESVERBAND EVANGELISCHE BEHINDERTENHILFE



ZIELE

Die DEUTSCHE HEILPÄDAGOGISCHE GESELLSCHAFT E.V.  wurde 1991 gegründet, um die
Enthospitalisierung vieler geistig behinderter Menschen aus psychiatrischen Krankenhäu-
sern  und anderen Großeinrichtungen voranzutreiben und sich für individuelle ge-
meindeintegrierte Wohnangebote und Hilfen einzusetzen.

Daneben sehen wir es jetzt als unsere Aufgabe, auch mit dem Personenkreis geistig be-
hinderter Menschen mit hohem Hilfebedarf (z.B. aufgrund zusätzlicher Sinnesbeeinträchti-
gungen, Schwerst- und Mehrfachbehinderungen, Verhaltensauffälligkeiten oder psychi-
scher Erkrankung) Anschluss an zeitgemäße Ziele und Standards der Behindertenhilfe zu
finden.

Wie unsere Fachtagungen zeigen, möchten wir außerdem innovative Entwicklungen in
Behindertenpolitik und in der Praxis der Behindertenarbeit (Lebens- und Wohnqualität,
Individuelle Hilfeplanung, Persönliche Assistenz, Persönliches Budget, Gleichstellung
usw.) aufgreifen und diskutieren.

AKTIVITÄTEN

Ü Fachtagungen

Ü DHG-Schriften

Ü Expertisen

Ü Fachpolitische Stellungnahmen

Ü Fachlicher Erfahrungsaustausch

Ü Kooperation mit anderen Fachverbänden

WEITERE INFORMATIONEN

DHG-Geschäftsstelle 

Heilpädagogisches Heim Düren

Meckerstr. 15, 52353 Düren

Email: mail@dhg-kontakt.de

Internet: www.dhg-kontakt.de

“Die DHG will dazu beitragen, die Le-
bensqualität von geistig behinderten
Menschen mit einem hohen perso-
nellen Hilfebedarf zu verbessern.”
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